Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

An die Mitglieder
des Rates der Gemeinde Suthfeld

Sehr geehrte Damen und Herren,

Auf der Riehe 25
31555 Suthfeld

www.suthfeld.de
02.11.2026

Ansprechpartner:

Ulrike Reinecke

05723/8423
gemeinde-suthfeld@nenndorf.de

hiermit lade ich Sie zur Konstituierende Sitzung des Rates der Gemeinde Suthfeld mit nach-

stehender Tagesordnung ein.

Sitzungstermin: Dienstag, 10.11.2026, 19:00 Uhr

Raum, Ort: Sport- u. Vereinsheim Riehe, Am Sportplatz 11, 31555 Suthfeld

Zusatzinformation:

Mit freundlichen GrifRen

Katrin Hosl

Ausdruck vom 02.11.2026
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Betreff
Eréffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemalen
Ladung und der Beschlussfahigkeit

Ehrung und Verabschiedung von Ratsmitgliedern

Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsmitglieder

Abgabe von Erklarungen tber den Zusammenschluss zu
Fraktionen und Gruppen

Bildung des Verwaltungsausschusses und Bestimmung der
Beigeordneten und ihrer Vertreter*innen

Wahl der Burgermeisterin oder des Blrgermeisters

Feststellung der Tagesordnung

Geschéftsordnung des Rates der Gemeinde Suthfeld

Allgemeine Vertretung der Blrgermeisterin oder des Biir-
germeisters

Wahl der stellv. Bargermeisterin oder des stellv. Burger-
meisters

Bildung der Fachausschusse

Besetzung der Fachausschiisse und Benennung der Vor-
sitzenden und Stellvertretungen

Aufwandsentschadigungssatzung des Rates der Gemeinde
Suthfeld

Benennung von Vertreter*innen fur den Unterhaltungsver-
band Nr. 53 "West- und Sudaue"

Benennung von Vertreter*innen fur den Wasser- und Bo-
denverband, zur Regelung des "Haster Baches"

Vorlage
2026-075/SU

2026-059/SU

2026-063/SU

2026-064/SU

2026-060/SU

2026-061/SU

2026-062/SU

2026-065/SU

2026-066/SU

2026-067/SU
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2026-070/SU
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Benennung von Vertreter*innen fur den Wasser- und Bo-
denverband "Oberer Biintegraben"

Benennung von Vertreter*innen fur die Westfalen-Weser-
Energie GmbH & Co KG

Beteiligung eines weiteren kommunalen Gesellschafters an
der Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG; Anderung
des Gesellschaftsvertrages der Westfalen Weser Energie
GmbH & Co. KG

Anfragen von Ratsmitgliedern

Einwohnerfragestunde

2026-071/SU

2026-072/SU

2026-057/SU

Ausdruck vom 02.11.2026
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 1

Mitteilungsvorlage
Suthfeld

Federfihrung:
Hauptamt Suthfeld

Vorlagenummer:

Datum:

Sachbearbeiter/in:

Tel.-Nr.:

Weitere/r Sachbearbeiter/in:

2026-075/SU
02.11.2026
Ulrike Reinecke
05723/8423
Hosl, Katrin

Eroffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemafen Ladung und

der Beschlussfahigkeit

Beratungsfolge:

Vorlagenstatus: offentlich

Gremium:

Datum:

Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld
(Entscheidung)

10.11.2026

o

Sachverhalt

Das dienstéalteste anwesende hierzu bereite Ratsmitglied erdffnet die Sitzung und stellt die
Beschlussfahigkeit fest. Es leitet die Sitzung bis die Blirgermeisterin / der Blirgermeister
gewahlt ist. Bei gleicher Dauer der Zugehdrigkeit ist das Lebensalter entscheidend. (§ 103

NKomVG).

Das dienstalteste Ratsmitglied ist: Jurgen Lubke.
Das zweitdienstalteste Ratsmitglied ist: Thorsten Koch.

Anlage/n
Keine
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

Mitteilungsvorlage Vorlagenummer: 2026-059/SU
Suthfeld Datum: 05.10.2026
Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.. 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin HoOsl

Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der Ratsmitglieder

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Sachverhalt

Zu Beginn der ersten Sitzung nach der Wahl werden die Ratsmitglieder von der
Burgermeisterin formlich verpflichtet, ihre Aufgaben nach bestem Wissen und Gewissen zu
erfillen und die Gesetze zu beachten (§ 60 NKomVG).

Hinweis:

Die Pflichtenbelehrung der Ratsmitglieder nach § 43 i. V. m. § 54 Abs. 3 NKomVG erfolgte
bereits schriftlich. Ist ein Ratsmitglied erneut in den Rat berufen worden, ist der bisherige Eid
weiter bindend.

Anlage/n
Keine
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 4

Mitteilungsvorlage
Suthfeld

Federfihrung:
Hauptamt Suthfeld

Vorlagenummer:

Datum:

Sachbearbeiter/in:

Tel.-Nr.:

Weitere/r Sachbearbeiter/in:

2026-063/SU
06.10.2026
Ulrike Reinecke
05723/8423
Katrin Hosl

Abgabe von Erklarungen uiber den Zusammenschluss zu Fraktionen und

Gruppen

Beratungsfolge:

Vorlagenstatus: offentlich

Gremium:

Datum:

Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld
(Entscheidung)

10.11.2026

o

Sachverhalt

Mindestens zwei oder mehr Abgeordnete kdénnen sich zu einer Fraktion oder Gruppe
zusammenschliefien (§ 57 NKomVG). Naheres regelt die Geschaftsordnung.

Die Bildung einer Fraktion oder Gruppe ist zur ersten (konstituierenden) Sitzung des Rates
von der oder dem Vorsitzenden der Fraktion oder Gruppe der Burgermeisterin oder dem
Burgermeister schriftlich anzuzeigen. Dabei sind neben der Bezeichnung der Fraktion oder
Gruppe die Namen der oder des Vorsitzenden der Fraktion oder Gruppe, ihre oder seine
Stellvertreterin und aller der Fraktionen oder Gruppen angehérenden Ratsmitglieder

anzugeben.

Anlage/n

1 - Sitzverteilung Ausschuisse (6ffentlich)
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Sitzvergabe in den Ausschiissen nach dem Nieders. Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG)

§ 71 NKomVG
Ausschusse der Vertretung

(1) Die Vertretung kann aus der Mitte der Abgeordneten beratende Ausschisse bilden.

(2) 'Die Vertretung legt die Zahl der Sitze in den Ausschiissen fest. “Die Sitze eines jeden Ausschusses werden auf die Fraktionen und Gruppen im Verhaltnis ihrer
Starke nach dem Ver-fahren nach Sainte-Lagué/Schepers in der Reihenfolge der absteigenden Hochstzahlen verteilt, die sich durch Teilung der Mitgliederzahlen

der Fraktionen und Gruppen durch 0,5; 1,5; 2,5 usw. ergeben. 3Ergeben sich dabei mehrere mogliche Sitzzuteilungen, so entscheidet das Los. “Das Los zieht die
oder der Vorsitzende der Vertretung. ®Die Fraktionen und Gruppen benennen die Mitglieder der Ausschisse.

(3) 'Gehdren einer Fraktion oder Gruppe mehr als die Halfte der Abgeordneten an, so stehen ihr mehr als die Halfte der im Ausschuss insgesamt zu vergebenden Sitze
zu. “Ist dies nach Absatz 2 Satze 2 bis 4 nicht gewahrleistet, so wird zunachst der in Satz 1 genannten Fraktion oder Gruppe ein Sitz zugeteilt. *Fir die danach noch zu
vergebenden Sitze ist Absatz 2 Satze 2 bis 4 anzuwenden.

(4) 'Fraktionen und Gruppen, auf die bei der Sitzverteilung nach den Abséatzen 2 und 3 in einem Ausschuss kein Sitz entfallen ist, sind berechtigt, in den
Ausschuss ein zusatzliches Mitglied mit beratender Stimme zu entsenden. Dies gilt nicht, wenn ein Mitglied dieser Fraktion oder Gruppe bereits stimmberechtigtes
Mitglied des Ausschusses ist. 3Abgeordnete, die keiner Fraktion oder Gruppe angehoren, konnen verlangen, in einem Ausschuss ihrer Wahl beratendes Mitglied zu
werden, wenn sie nicht bereits stimmberechtigtes Mitglied eines Ausschusses sind.

(5) Die Vertretung stellt die sich nach den Absétzen 2, 3 und 4 ergebende Sitzverteilung und die Ausschussbesetzung durch Beschluss fest.
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SPD CDU J. Libke Grlne FDP
Sitze Vertretung 5 3 1 1 1
Teiler 0,5 10 6 2 2 2
1,5 3,333333333 2 0,66666667 0,66666667 0,666666667
2,5 2 1,2 0,4 0,4 0,4
Sitze Ausschuss
3 2 1 0 0 0
5 2+1? 1+1? 1? 1? 1? +2von5
Variante Gruppe SPD/Griine + Gruppe CDUY/J. Libke
SPD/Griine CDU J. Libke FDP CDU/J. Libke
6 3 1 1 6 4
0,5 12 6 2 2 12 8
1,5 4 2 0,66666667 0,666666667 4 2,666666667
2,5 2,4 1,2 0,4 0,4 2,4 1,6
Sitze Ausschuss
3 2 1 0 0 2 1
5 3 1+17? 1? 1? +1von3 3 2
Variante Gruppe SPD/Griine/FDP + Gruppe CDUY/J. Libke
SPD/Grline/FDP CDU J. Libke CDU/J. Libke
7 3 1 7 4
0,5 14 6 2 14 8
1,5 4,666666667 2 0,666666667 4,66666667 2,666666667
2,5 2,8 1,2 0,4 2,8 1,6
3,5 2 0,85714286 0,285714286 2 1,142857143
Sitze Ausschuss
3 2 1 0 2 1
5 3+1? 1+1? 1? +1von3 3 2
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 5

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-064/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Bildung des Verwaltungsausschusses und Bestimmung der
Beigeordneten und ihrer Vertreter*innen

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag
Die Ratsmitglieder bestimmen aus ihrer Mitte die Beigeordneten sowie deren Vertreter*innen
wie folgt:

e Beigeordnete™: Vertreter*in:

e Beigeordnete™: Vertreter*in:

e  Stellvertretende*r fir BM

Der Rat stellt die sich so ergebende Sitzverteilung einschlieRlich verteilter Grundmandate
und die Besetzung des Verwaltungsausschusses fest.

Der Verwaltungsausschuss besteht aus Mitgliedern.

Sachverhalt

Der Rat kann in seiner ersten Sitzung beschlieRen, dass fir die Dauer der Wahlperiode kein
Verwaltungsausschuss gebildet wird. Der Beschluss bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln
der Ratsmitglieder. In diesem Fall gehen die Zustandigkeiten des Verwaltungsausschusses
auf den Rat uber (§ 104 KomVG).

Der Verwaltungsausschuss besteht aus:

1. der Blrgermeisterin oder dem Blrgermeister
2. den Beigeordneten
3. den Mitgliedern nach § 71 Abs. 4 Satz 1 NKomVG.

Den Vorsitz fuhrt die Burgermeisterin oder der Burgermeister (§ 74 Abs. 2 NKomVG).
Die Ratsmitglieder bestimmen aus ihrer Mitte die Beigeordneten wie folgt (§ 75 NKomVG):

Bei der Verteilung der Sitze der Beigeordneten auf die Wahlvorschlage der Fraktionen und
Gruppen ist die Blrgermeisterin oder der Birgermeister dem Wahlvorschlag derjenigen
Fraktion oder Gruppe anzurechnen, die sie oder ihn vorgeschlagen hat.
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TOP 5

Die drei Sitze im Verwaltungsausschuss werden auf die Benennung der Fraktionen des
Rates, entsprechend dem Verhaltnis der Mitgliederzahl der einzelnen Fraktionen zur
Mitgliederzahl aller Fraktionen und Gruppen, verteilt.

Fir jedes Ratsmitglied, die oder der dem Verwaltungsausschuss angehort, ist eine
Vertreterin oder ein Vertreter zu bestimmen. Vertreterinnen oder Vertreter, die der gleichen
Fraktion oder Gruppe angehoren, vertreten sich untereinander. Ist eine Fraktion oder Gruppe
nur durch ein Mitglied im Verwaltungsausschuss vertreten, so kann von ihr oder ihm eine
zweite Vertreterin oder ein zweiter Vertreter bestimmt werden (§ 75 Abs. 1 NKomVG). Die
Bestimmung der Vertreterinnen und Vertreter erfolgt durch die Fraktionen und Gruppen. Ein
Ratsbeschluss ist nicht erforderlich. Aus Praktikabilitatsgrinden empfiehlt es sich, die
Gesamtbesetzung durch den Rat feststellen zu lassen.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-060/SU
Datum: 05.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Wabhl der Burgermeisterin oder des Blirgermeisters

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag
Das alteste anwesende hierzu bereite Ratsmitglied

Ubernimmt die Leitung der Wahl der Blirgermeisterin/des Blirgermeisters.

Zur Wahl vorgeschlagen werden

Uber den/die Vorschlag/Vorschlage wird abgestimmt.

Sachverhalt

Der Rat wahlt unter Leitung der oder des altesten anwesenden hierzu bereiten
Ratsmitgliedes aus seiner Mitte die Birgermeisterin oder den Blrgermeister fur die Dauer
der Wahlperiode.

Vorschlagsberechtigt fir die Wahl ist nur eine Fraktion oder Gruppe, die Anspruch auf
mindestens einen Sitz im Verwaltungsausschuss hat (§ 105 Abs. 1 NKomVG).

Nach der Wahl der Blrgermeisterin oder des Birgermeisters tGbernimmt diese*r die weitere
Sitzungsleitung.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 7

Beschlussvorlage
Suthfeld

Federfihrung:
Hauptamt Suthfeld

Vorlagenummer:
Datum:
Sachbearbeiter/in:
Tel.-Nr.:

Weitere/r Sachbearbeiter/in:

2026-061/SU
05.10.2026
Ulrike Reinecke
05723/8423
Katrin Hosl

Feststellung der Tagesordnung

Beratungsfolge:

Vorlagenstatus: offentlich

Gremium:

Datum:

Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld
(Entscheidung)

10.11.2026

o

Beschlussvorschlag

Der Rat stellt die vorstehende Tagesordnung fest.

Sachverhalt

Die Tagesordnung ist durch Beschluss festzustellen, um Zweifel tber die zu behandelnden

Punkte vorzubeugen.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine

1M



Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 8

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-062/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Geschaftsordnung des Rates der Gemeinde Suthfeld

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag
Der Rat der Gemeinde Suthfeld beschlie3t die Geschaftsordnung des Rates der Gemeinde
Suthfeld entsprechend der Anlage.

Sachverhalt

Der Rat gibt sich eine Geschaftsordnung. Sie soll insbesondere Bestimmungen Uber die
Aufrechterhaltung der Ordnung, die Ladung und das Abstimmungsverfahren enthalten (§ 69
NKomVG).

Als Verfahrensangelegenheit bedarf die Geschéaftsordnung nicht der Vorbereitung durch den
Verwaltungsausschuss. Es empfiehlt sich allerdings, die Geschaftsordnung, trotz ihrer nur
internen Wirkung, durch den bisherigen Verwaltungsausschuss vorbereiten zu lassen oder
diesem zumindest zur Kenntnis zu geben, damit zumindest die flr die Konstituierung des
Rates notwendigen Bestimmungen ohne langere Beratung im Rat beschlossen werden
konnen.

Die vorliegende Geschéaftsordnung ist vom vorherigen Rat beschlossen worden und
entspricht im wesentlichen der Mustergeschaftsordnung vom 21.09.2026.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
1 - Entwurf Geschaftsordnung 2026 (&ffentlich)

2 - Muster Geschaftsordnung (6ffentlich)
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Geschaftsordnung
des Rates der Gemeinde Suthfeld

Abschnitt - Rat

81
Einberufung des Rates

) Die Ladung erfolgt grundséatzlich elektronisch Uber das Ratsportal unter Mitteilung der
Tagesordnung. Die Ratsmitglieder erhalten per E-Mail einen Hinweis auf die Einstellung in
das Ratsportal.

(2) Die Ladungsfrist fiur Sitzungen des Rates betragt im Regelfall eine Woche.
MalRgeblich ist der Zeitpunkt der Absendung der E-Mail gem. Abs. 1. In Eilfallen kann die
Ladungsfrist bis auf drei Tage verkurzt werden. In diesem Fall ist in der Ladung ausdriicklich
auf die verkirzte Ladungsfrist hinzuweisen. Bei der Aufstellung der Tagesordnung ist § 5
dieser Geschaftsordnung zu beachten. Jeder Tagesordnungspunkt soll grundsatzlich durch
eine Vorlage vorbereitet sein.

§2
Pflichten der Ratsmitglieder

(2) Ist ein Ratsmitglied an der Sitzungsteilnahme verhindert, hat es die oder den
Burgermeister*in rechtzeitig vor Beginn der Sitzung zu benachrichtigen. Soweit ein
Ratsmitglied die Sitzung vorzeitig verlassen will, hat es diese Absicht der oder dem
Vorsitzenden anzuzeigen.

2) Die Ratsmitglieder sind verpflichtet, Anderungen ihrer Anschrift, E-Mail-Adresse
sowie Telefonverbindung umgehend der oder dem Birgermeister*in mitzuteilen.

§3
Offentlichkeit der Sitzungen

) Die Sitzungen des Rates sind offentlich, soweit nicht das o6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit erfordern. Uber einen
Antrag auf Ausschluss der Offentlichkeit wird im Regelfall in nichtéffentlicher Sitzung beraten
und entschieden. Ist eine Beratung nicht erforderlich, kann (ber den Ausschluss der
Offentlichkeit in 6ffentlicher Sitzung entschieden werden.

2) An Offentlichen Sitzungen des Rates kénnen Zuhorer*innen nach Malgabe der
vorhandenen Platze teilnehmen. Pressevertreter*innen werden besondere Platze
zugewiesen.

3) Zuhorer*innen sind nicht berechtigt, sich an den Beratungen zu beteiligen. Sie dirfen
die Beratungen nicht storen, insbesondere keine Zeichen des Beifalls oder des Missfallens
geben. Zuho6rer*innen konnen von der oder dem Vorsitzenden aus dem Sitzungssaal
verwiesen werden.

(4) Aufzeichnungen auf Tontréger durch Dritte sind grundsatzlich nicht zuldssig. Sie
kdnnen ausnahmsweise durch Beschluss des Rates zugelassen werden.

TOP 8



§4
Vorsitz und Vertretung

) Die oder der Vorsitzende hat die Sitzung unparteiisch zu leiten. Sie oder er ruft die
Tagesordnungspunkte auf und stellt sie zur Beratung. Will die oder der Vorsitzende selbst
zur Sache sprechen, so gibt sie oder er den Vorsitz fir die Dauer der Beratung und
Beschlussfassung dieses Gegenstandes an die Stellvertretung ab.

(2) Der Rat wabhlt in seiner ersten Sitzung zwei stellvertretende Biurgermeister*innen und
legt die Reihenfolge der Vertretung fest.

3) Sind die oder der Burgermeister*in und die Stellvertreter*innen verhindert, so wahit
der Rat unter dem Vorsitz des altesten anwesenden hierzu bereiten Ratsmitgliedes fur die
Dauer der Verhinderung, langstens fur die Dauer der Sitzung, eine oder einen Vorsitzenden
aus seiner Mitte.

8§85
Sitzungsverlauf

Der regelméaRige Sitzungsverlauf ist folgender:

1. Eroffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemafen Ladung und der
Beschlussfahigkeit, Feststellung der Tagesordnung,

Beschlussfassung tber die Behandlung in nichtoffentlicher Sitzung,
Genehmigung des Protokolls tber die vorangegangene Sitzung,

Bericht Uber wichtige Angelegenheiten der Gemeinde,

Beratung und Beschlussfassung tber die in der Tagesordnung bezeichneten
Verhandlungsgegenstande, dazu jeweils Bericht Giber die Empfehlungen der
Ausschiisse und des Verwaltungsausschusses,

Anfragen von Ratsmitgliedern,

. Einwohner*innenfragestunde (bei Bedarf).

akRowp

No

8§86
Sachantrage

Antrédge zur Aufnahme eines bestimmten Beratungsgegenstandes in die Tagesordnung
missen schriftlich oder elektronisch spatestens am zehnten Tag, vor der jeweiligen Sitzung
bei der oder dem Blrgermeister*in eingegangen sein. Spater eingegangene Antrage werden
als Dringlichkeitsantrage gem. 8§ 7 dieser Geschéftsordnung behandelt.

8§87
Dringlichkeitsantrage

(2) Dringlichkeitsantrage muissen vor Eintritt in die Tagesordnung eingebracht werden.
Der Rat beschliel3t im Rahmen der Feststellung der Tagesordnung tiber die Dringlichkeit des
Antrages. Eine Aussprache Uber die Dringlichkeit darf sich nicht mit dem Inhalt des Antrages,
sondern nur mit der Prufung der Dringlichkeit befassen.

2) Der Antrag ist auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Dringlichkeit vorliegt und
vom Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder anerkannt wird.

3) Soll tber den Antrag in der Sache noch in laufender Sitzung des Rates beschlossen
werden, ist die Sitzung zur Vorbereitung durch den Verwaltungsausschuss nach § 21 Abs. 5
Zu unterbrechen.

2/8
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) §8
Anderungsantrage

Zu jedem Tagesordnungspunkt kénnen bis zur Schlussabstimmung mundlich oder schriftlich
Anderungsantrage gestellt werden. Wird ein Anderungsantrag angenommen, so gilt der
veranderte Antrag als neue Beratungsgrundlage.

8§89
Antrage zur Geschéftsordnung

) Jedes Ratsmitglied kann wahrend der Sitzung Antrage zur Geschaftsordnung stellen.
Hierzu gehdren insbesondere Antrage auf

a) Nichtbefassung,

b) SchlieRBen der Rednerliste und Schluss der Debatte,
c) Vertagung,

d) Verweis an einen Ausschuss,

e) Unterbrechen der Sitzung,

f)  Ubergang zur Tagesordnung,

g) nicht 6ffentliche Beratung einer Angelegenheit.

(2) Auf einen Antrag zur Geschéftsordnung erteilt die oder der Vorsitzende zuerst der
oder dem Antragsteller*in das Wort zur Begriindung und gibt dann je einem Mitglied der im
Rat vertretenen Fraktionen und Gruppen sowie den nicht einer Fraktion oder Gruppe
angehorenden Ratsmitgliedern Gelegenheit zur Stellungnahme und lasst darauf tber den
Antrag abstimmen.

§10
Zuriickziehen von Antragen und Beschlussvorlagen

Antrage konnen bis zur Abstimmung von der oder dem Antragstellertsin jederzeit
zuriickgezogen werden. Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen fir die oder den
Blrgermeister*in.

8§11
Beratung und Redeordnung

(2) Ein Ratsmitglied darf nur sprechen, wenn ihm von der oder dem Vorsitzenden das
Wort erteilt wird. Es darf nur zur Sache gesprochen werden. Zwischenfragen sind nur mit
Zustimmung der oder des Sprechenden zulassig.

2) Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen,
indem sie oder er den Namen des Ratsmitgliedes aufruft. Bei Wortmeldungen ,zur
Geschéaftsordnung® ist das Wort auRerhalb der Reihenfolge zu erteilen.

3) Die oder der Vorsitzende kann zur Wahrung der ihr oder ihm nach § 63 NKomVG und
den Bestimmungen dieser Geschéaftsordnung obliegenden Befugnisse jederzeit das Wort
ergreifen.

(4) Die oder der Biurgermeister*in bzw. die oder der Gemeindedirektor*in ist auf ihr oder
sein Verlangen zum Gegenstand der Verhandlung zu horen. Die oder der Vorsitzende kann
ihr oder ihm zur tatsdchlichen oder rechtlichen Klarstellung des Sachverhaltes auch
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aulBerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort erteilen. Ist die oder der
Burgermeister*in gleichzeitig die oder der Vorsitzende der Sitzung ist 8 4 Abs. 1 dieser
Geschéftsordnung zu beachten.

(5) Die Redezeit betragt grundsatzlich bis zu funf Minuten, fir die Begrindung eines
schriftlichen oder elektronischen Antrages bis zu drei Minuten. Die oder der Vorsitzende
kann die Redezeit verlangern. Bei Widerspruch beschliel3t der Rat Uber die Verlangerung der
Redezeit.

(6) Jedes Ratsmitglied darf grundsatzlich zu einem Beratungsgegenstand nur einmal
sprechen. Ausgenommen sind

a) das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers unmittelbar vor der
Abstimmung,

b) die Richtigstellung offenbarer Missverstandnisse,

c) Anfragen zur Klarung von Zweifelsfragen,

d) Antrage und Einwendungen zur Geschéaftsordnung.

(7) Die oder der Vorsitzende kann im Einzelfall zulassen, dass ein Ratsmitglied mehr als
einmal zu einer Sache sprechen darf. Bei Widerspruch entscheidet der Rat.

(8) Wahrend der Aussprache Uber einen Tagesordnungspunkt sind folgende Antréage
zulassig:

a) Antrage zur Geschaftsordnung,

b) Anderungsantrage,

c) Zurlckziehung von Sachantragen zu Tagesordnungspunkten,

d) AnhoOrung anwesender Sachverstandiger oder anwesender Einwohner*innen.

§12
Anhdrungen

Beschliel3t der Rat, anwesende Sachverstandige oder anwesende Einwohner*innen zum
Gegenstand der Beratung zu hdren, so gilt 8 11 Abs. 5 dieser Geschaftsordnung
entsprechend. Der Beschluss bedarf der Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden
Ratsmitglieder. Eine Diskussion mit Einwohner*innen findet nicht statt.

8§13
Personliche Erklarungen

Einem Ratsmitglied, das sich zu einer personlichen Erklarung zu Wort gemeldet hat, ist das
Wort auch nach Schluss der Beratung vor der Abstimmung zu erteilen. Das Ratsmitglied darf
in der personlichen Erklarung nur Angriffe zurickweisen, die in der Aussprache gegen das
Ratsmitglied gerichtet wurden oder eigene Ausfuhrungen berichtigen. Es darf nicht langer als
drei Minuten sprechen.

§14
OrdnungsverstoliRe

(2) Personliche Angriffe und Beleidigungen sind von der oder dem Vorsitzenden sofort zu
rdgen.

(2) Verst6f3t ein Ratsmitglied gegen die Bestimmungen der Geschaftsordnung, so kann
die oder der Vorsitzende das Ratsmitglied unter Nennung des Namens ,zur Ordnung®, falls
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es vom Beratungsgegenstand abschweift ,zur Sache® rufen. Folgt das Ratsmitglied dieser
Ermahnung nicht, so kann die oder der Vorsitzende ihr oder ihm nach nochmaliger
Verwarnung das Wort entziehen. Ist einem Ratsmitglied das Wort entzogen, so darf sie oder
er zu diesem Punkt der Tagesordnung nicht mehr sprechen. § 11 Abs. 4 dieser
Geschéftsordnung bleibt unberthrt.

3) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es der oder dem Vorsitzenden
nicht, sie wieder herzustellen, so kann sie oder er die Sitzung unterbrechen oder die Sitzung
nach Beratung mit den Vorsitzenden der Fraktionen und Gruppen vorzeitig schliel3en.

§15
Abstimmung

Q) Nach Schluss der Aussprache und Abgabe personlicher Erklarungen eréffnet die
oder der Vorsitzende die Abstimmung. Vor der Abstimmung wiederholt sie oder er den
Antrag oder verweist auf die Vorlage, aus der der Antrag ersichtlich ist. Wahrend des
Abstimmungsverfahrens sind weitere Antrdge unzulassig.

2) Die oder der Vorsitzende formuliert die Abstimmungsfrage so, dass sie mit "Ja" oder
"Nein" beantwortet werden kann.

3) Liegen mehrere Antrage vor, bestimmt die oder der Vorsitzende die Reihenfolge der
Antrage fur die Abstimmungen. Antrage zum Verfahren haben Vorrang vor Antragen zur
Sache. Anderungsantrage werden vor dem Hauptantrag behandelt. Weitergehende Antrage
haben Vorrang vor anderen Antragen.

4) Grundsatzlich wird offen durch Handaufheben abgestimmt, in Zweifelsfallen durch
Aufstehen. Auf Antrag von mindestens einem Drittel der anwesenden Ratsmitglieder ist
namentlich abzustimmen. Dies gilt nicht  far die Abstimmung Uber
Geschéftsordnungsantrage.

(5) Ein Antrag auf geheime Abstimmung wird mit mindestens einem Drittel der Stimmen
der anwesenden Ratsmitglieder beschlossen; die geheime Abstimmung hat Vorrang vor
namentlicher Abstimmung. Die oder der Vorsitzende bestimmt zwei Stimmzéahler*innen, die
verschiedenen Fraktionen angehdren. Die Stimmzdahler*innen fiuhren die geheime
Abstimmung durch, stellen das Ergebnis fest und teilen es der oder dem Vorsitzenden mit,
die oder der es dann bekannt gibt.

§16
Wahlen

Fur die Stimmauszahlung bei Wahlen gilt § 15 Abs. 5 entsprechend.

§ 17
Anfragen

Jedes Ratsmitglied kann Anfragen, die gemeindebezogenen Angelegenheiten betreffen,
stellen. Wenn diese nach 8§ 5 Nr. 6 in der Ratssitzung beantwortet werden sollen, missen sie
funf Tage vor der Ratssitzung bei der oder dem Blrgermeister*in schriftlich oder elektronisch
eingereicht sein. Die Anfragen werden von der oder dem Blrgermeister*in mindlich oder
schriftlich beantwortet. Eine Aussprache Uber die Beantwortung der Anfrage findet nicht statt.
Eine Zusatzfrage der Antragstellerin oder des Antragstellers ist zulassig. Die oder der
Vorsitzende kann weitere Zusatzfragen zur Sache zulassen. Die Anfragen und Antworten
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werden in das Protokoll aufgenommen. Ist die Antwort nicht schriftlich oder elektronisch
vorbereitet, so wird ihr wesentlicher Inhalt aufgenommen. Das gleiche gilt fir Zusatzfragen.

§18
Einwohner*innenfragestunde

(2) Am Ende einer Offentlichen Ratssitzung kann eine Einwohner*innenfragestunde
stattfinden.

(2) Jeder oder jedem Einwohner*in der Gemeinde Suthfeld kann Fragen zu
Beratungsgegenstanden der Ratssitzung und zu anderen Angelegenheiten der Gemeinde
stellen. Die oder der Fragesteller*in kann bis zu zwei Zusatzfragen anschlieRen, die sich auf
den Gegenstand der ersten Frage beziehen mussen.

3) Die Fragen werden von der oder dem Blrgermeister*in beantwortet. Anfragen an
einzelne Ratsmitglieder, Fraktionen oder Gruppen werden von diesen selbst beantwortet.
Eine Diskussion findet nicht statt.

819
Protokoll

(2) Die oder der Burgermeister*in ist fur das Protokoll verantwortlich. Sie oder er
bestimmt die oder den Protokollfiihrer*in.

2) Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten. Ein
Wortprotokoll ist ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein, wann und wo die
Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, welche Gegenstande verhandelt,
welche Beschliisse gefasst und welche Wahlen angenommen worden sind. Die
Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. Jedes Ratsmitglied kann verlangen, dass aus
dem Protokoll hervorgeht, wie es abgestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe.

3) Das Protokoll ist von der oder dem Bilrgermeister*in, und der oder dem
Protokollfiihrer*in zu unterzeichnen. Das Protokoll ist nach jeder Ratssitzung durch das
Ratsportal jedem Ratsmitglied zur Verfiigung zu stellen. Einwendungen gegen das Protokoll
durfen sich nur gegen die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungsverlaufs und des
Inhalts der Beschlisse richten. Lassen sich diese nicht durch Erklarungen der
Protokollfiihrerin oder des Protokollfihrers, der Birgermeisterin oder des Birgermeisters
beheben, so entscheidet der Rat. Der Rat beschlie3t in der néachsten Sitzung Uber die
Genehmigung des Protokolls. Uber die Genehmigung des Protokolls der letzten Ratssitzung
vor Ablauf der Wahlperiode beschliet der Verwaltungsausschuss. Bei der
Beschlussfassung Uber die Genehmigung der Protokolle ist eine erneute Beratung oder eine
sachliche Anderung der in dem Protokoll enthaltenen Beschliisse unzulassig.

(4) Protokolle sind, soweit sie nicht 6ffentlich beratene Gegenstédnde zum Inhalt haben,

vertraulich zu behandeln. Sie sollen alsbald nach jeder Sitzung Uber das Ratsportal den
Rats- bzw. Ausschussmitgliedern zur Verfligung gestellt werden.

§20
Fraktionen und Gruppen

(2) Fraktionen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschlisse von
Ratsmitgliedern, die aufgrund desselben Wahlvorschlages gewahlt wurden.

6/8

TOP 8



2) Gruppen sind auf Zusammenarbeit gerichtete Zusammenschliisse von
Ratsmitgliedern, die nicht der gleichen Partei oder Wahlergruppe angehdren. Auch
Fraktionen konnen sich zu einer Gruppe zusammenschlieRen. Die Gruppe nimmt anstelle
der an ihren beteiligten Fraktionen deren kommunalverfassungsrechtlichen Rechte wahr.

3) Ratsmitglieder durfen nur einer Fraktion angehdren, entsprechendes gilt fur die
Zugehdrigkeit zu den Gruppen.

4) Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine oder einen Vorsitzende*n sowie mindestens
eine oder einen stellvertretende*n Vorsitzende*n zu bestimmen. Die Bildung einer Fraktion
oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates nach seiner Wahl der Birgermeisterin oder
des Burgermeisters schriftlich oder elektronisch unter Angabe des Namens der Fraktion oder
der Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer Vorsitzenden anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung
sind Anderung, Aufldsung sowie die Bildung von Fraktionen und Gruppen in gleicher Weise
anzuzeigen.

(5) Die Bildung, Umbildung und Auflésung von Fraktionen und Gruppen werden mit der
Anzeige nach Abs. 4 wirksam.

(6) Unterhdalt die Fraktion oder Gruppe eine Geschéftsstelle, sind auch die Anschrift der
Geschaftsstelle sowie die zur Verschwiegenheit verpflichteten Mitarbeiter*innen der Fraktion
oder Gruppe sowie evtl. Anderungen mitzuteilen.

Il. Abschnitt - Verwaltungsausschuss

§21
Verwaltungsausschusses / Hauptausschuss

) Fur den Geschaftsgang und das Verfahren des Verwaltungsausschusses gelten die
Vorschriften des I. Abschnittes dieser Geschaftsordnung mit Ausnahme der 88 12 und 18
entsprechend, soweit in den nachfolgenden Absatzen nichts Anderes geregelt ist und
gesetzliche Vorschriften nicht vorgehen.

(2) Die Sitzungen des Verwaltungsausschusses finden in der Regel am zweiten
Donnerstag eines Monats statt.

3) Die Ladungsfrist betragt fir den Verwaltungsausschuss sechs Tage. In Eilfallen kann
diese Frist bis auf zwei Tage verkirzt werden. Die Ladung muss auf die Fristverkirzung
ausdricklich hinweisen. Einladung und Tagesordnung mit Vorlagen sowie Protokolle sind
allen Ubrigen Ratsmitgliedern nachrichtlich tiber das Ratsportal zur Verfligung zu stellen.

(4) Ist ein Mitglied des Verwaltungsausschusses verhindert, so hat es unverzuglich seine
oder seinen Stellvertreter*in zu benachrichtigen.

(5) In dringlichen Fallen kann der Verwaltungsausschuss in einer Sitzungspause der
Ratssitzung einberufen werden.

M. Abschnitt - Ausschiisse

8§22
Ausschiisse des Rates

(2) Fir den Geschaftsgang und das Verfahren der Ausschiisse gelten die Vorschriften
des |. Abschnittes dieser Geschaftsordnung entsprechend, soweit in den nachfolgenden
Absatzen nichts Anderes geregelt ist und gesetzliche Vorschriften nicht vorgehen.
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2) Die Ausschusse tagen o6ffentlich. Die Einberufung zu einer nichtoffentlichen Sitzung
erfolgt, wenn die Tagesordnung lediglich Punkte enthélt, die nach § 64 NKomVG in
nichtéffentlicher Sitzung zu beraten sind oder bei denen ein entsprechender Beschluss Uber
die nichtoffentliche Behandlung im Einzelfall bereits vorliegt. Sofern der Rat oder der
Verwaltungsausschuss die nichtoffentliche Behandlung einer Angelegenheit beschlossen
hat, sind die Ausschisse hieran gebunden. Unabhangig davon werden in nichtdffentlicher
Sitzung  Grundstucksangelegenheiten, Personalangelegenheiten,  Vergaben  und
Verhandlungen mit Gewerbeansiedlungswilligen behandelt.

3) Einladungen zu Ausschusssitzungen, einschlief3lich der Vorlagen und Protokolle tber
die Sitzungen, sind allen Ratsmitgliedern und beratenden Ausschussmitgliedern, fur deren
zugewiesenen Ausschuss, Uber das Ratsportal zur Verfligung zu stellen.

4) Sind mehrere Ausschiisse an der Vorbereitung eines Beschlusses beteiligt, so
koordiniert der Verwaltungsausschuss deren Arbeit.

(5) Meinungsverschiedenheiten Uber die Zustdndigkeit der Ausschisse entscheidet der
Verwaltungsausschuss.

(6) Die Ausschiisse kénnen mit einfacher Mehrheit anwesende Sachverstandige und mit
Dreiviertel-Mehrheit anwesende Einwohnerinnen und Einwohner einschlie3lich der nach § 41
NKomVG von der Mitwirkung ausgeschlossenen Personen zum Gegenstand der Beratung
horen.

7 Die Ladungsfrist betragt fir die Ausschiisse des Rates, ausgenommen des
Verwaltungsausschusses, eine Woche. Die Ladungsfrist kann fur Eilfalle auf drei Tage
verkirzt werden.

(8) In dringenden Fallen kann die Tagesordnung abweichend von § 59 Abs. 3 Satz 5

NKomVG wahrend der Sitzung mit der Mehrheit der anwesenden Ausschussmitglieder
erweitert werden.

V. Abschnitt — Schlussbestimmungen

§23
Abweichung von der Geschaftsordnung, Inkrafttreten

(2) Der Rat und der Verwaltungsausschuss kénnen fur die Dauer einer Sitzung oder fur
einzelne Tagesordnungspunkte die Aufhebung oder Anderung von Bestimmungen dieser
Geschéaftsordnung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl ihrer
stimmberechtigten Mitglieder beschlieBen. Eine Erhéhung der Zahl der Beigeordneten gem.
§ 74 Abs. 2 NKomVG ist zu berlicksichtigen.

2) Diese Geschéftsordnung tritt sofort in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschaftsordnung in
der vom Rat der Gemeinde Suthfeld am 17.11.2021 beschlossene Fassung aul3er Kraft.

3) Bei Zweifeln Uber die Auslegung dieser Geschaftsordnung entscheidet die oder der
Vorsitzende, wenn nicht der Rat die Entscheidung an sich zieht.

Suthfeld, 10.11.2026

Die Burgermeisterin
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TOP 8

Muster einer Geschéftsordnung

fur den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschiisse und die Ausschlisse
nach besonderen Rechtsvorschriften sowie die Ortsréte / Stadtbezirksréte

[Stand: 21.09.2026]

|. Abschnitt - Rat
§1

Einberufung des Rates

(1) Die Ladungsfrist flr Sitzungen des Rates betragt eine Woche. In Eilfallen kann
die Ladungsfrist auf ....... Tage abgekurzt werden. Die Ladung muss in diesem
Falle ausdrucklich auf die Abkurzung der Ladungsfrist hinweisen. Die Frist gilt
als gewahrt, wenn die Ladungen in Eilfallen ........... Tage und im Ubrigen zehn
Tage vor der Sitzung elektronisch versandt, zur Post gegeben oder den Rats-
mitgliedern ausgehandigt worden sind.

(2) Die Ladung erfolgt schriftlich durch Brief oder elektronisch durch E-Mail. Die
Ratsfrauen und Ratsherren sind verpflichtet, Anderungen ihrer Postanschrift
oder E-Mail-Adresse umgehend der (Ober-) Burgermeisterin / dem (Ober-) Blr-
germeister mitzuteilen. Der Ladung sind die Tagesordnung sowie in der Regel
Vorlagen zu den einzelnen Tagesordnungspunkten beizufligen. Bei der Aufstel-
lung der Tagesordnung ist § 4 zu beachten. Jeder Beratungsgegenstand muss
konkret bezeichnet werden.

Alternative fiir die Nutzung von Ratsinformationssystemen:

(3) Die Ratsmitglieder werden grundsatzlich elektronisch Uber das Ratsportal unter
Mitteilung der Tagesordnung eingeladen. Die Ratsmitglieder erhalten per E-Mail
einen Hinweis auf die Einstellung in das Ratsportal.' Die Ratsfrauen und Rats-
herren sind verpflichtet, Anderungen ihrer Anschrift oder E-Mail-Adresse usw.
umgehend der (Ober-) Burgermeisterin oder dem (Ober-) Blrgermeister mitzu-
teilen. Die Ladung, Tagesordnung und Vorlagen fur die Sitzungen werden den
Ratsmitgliedern Uber das Ratsportal zur Verfugung gestellt.

(4) Die Ladungsfrist betragt eine Woche.2 MaRgeblich ist der Zeitpunkt der Absen-
dung der o0.g. E-Mail, es sei denn, die Unterlagen sind zu diesem Zeitpunkt noch
nicht im Ratsinformationssystem hinterlegt. In diesem Fall gilt der Zeitpunkt der
Bereitstellung zum Abruf auf dem Server der Stadt / Gemeinde / Samtge-
meinde. In Eilfallen kann die Ladungsfrist bis auf .... Tage abgekurzt werden.
Die Ladung muss ausdrUcklich auf eine derartige Abklrzung hinweisen. Bei der
Aufstellung der Tagesordnung ist § 4 zu beachten. Jeder Tagesordnungspunkt
soll grundsatzlich durch eine Vorlage vorbereitet sein.

' Nach Auffassung des Niedersachsischen Innenministeriums setzt eine Ladung im Sinne von
§ 59 Abs. 1 NKomVG eine ,zielgerichtete Ansprache” jedes zu ladenden Ratsmitglieds voraus.

2§ 59 NKomVG schreibt keine bestimmte Ladungsfrist vor (Ausnahme fiir die erste, konstituierende
Sitzung: § 59 Abs. 2 Satz 2 NKomVG). Mit Blick auf die langjahrige Ubung und ,Gerichtsfestigkeit*
hat sich eine Ladungsfrist von einer Woche (so schon § 41 Abs. 1 NGO) bewahrt.
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§2
Offentlichkeit der Sitzungen®

(1) Die Sitzungen des Rates sind offentlich, soweit nicht das 6ffentliche Wohl oder
berechtigte Interessen Einzelner den Ausschluss der Offentlichkeit erfordern.
Uber einen Antrag auf Ausschluss der Offentlichkeit wird in nichtéffentlicher Sit-
zung beraten und entschieden; wenn eine Beratung nicht erforderlich ist, kann
tber den Ausschluss der Offentlichkeit in 6ffentlicher Sitzung entschieden wer-
den.

(2) An offentlichen Sitzungen des Rates kdnnen Zuhoérerinnen und Zuhoérer nach
Malgabe der vorhandenen Platze teiinehmen. Pressevertreterinnen und Pres-
severtretern werden besondere Platze zugewiesen.

(3) Zuhorerinnen und Zuhdrerinnen sind nicht berechtigt, das Wort zu ergreifen
oder sich sonst an den Beratungen zu beteiligen. Sie durfen die Beratungen
nicht storen, insbesondere keine Zeichen des Beifalls oder des Missfallens ge-
ben. Zuhdrerinnen und Zuhdrer kdnnen von dem oder der Ratsvorsitzenden aus
dem Sitzungssaal verwiesen werden.

§3

Vorsitz und Vertretung*

(1) Die / der Ratsvorsitzende hat die Sitzungen unparteiisch zu leiten. Sie / er ruft
die Tagesordnungspunkte auf und stellt sie zur Beratung. Will sie / er selbst zur
Sache sprechen, so soll sie / er den Vorsitz fur die Dauer der Beratung und
Beschlussfassung dieses Gegenstandes an ihren / seinen Vertreter/-in abge-
ben.

(2) Der Rat wahlt in seiner ersten Sitzung ................... Vertreter/in/nen oder Vertre-
ter der /des Ratsvorsitzenden und legt die Reihenfolge der Vertretung fest.

(3) Sind die / der Ratsvorsitzende und ihr/e oder sein/e Vertreterinnen und Vertreter
verhindert, so wahlt der Rat unter dem Vorsitz des dienstaltesten anwesenden
und hierzu bereiten Ratsmitgliedes (§ 61 Abs. 1 Satz 2 NKomVG) fur die Dauer
der Verhinderung, langstens fur die Dauer der Sitzung eine Vorsitzende oder
einen Vorsitzenden aus seiner Mitte.

3 Es ist fir jeden einzelnen Beratungsgegenstand bei der Aufstellung der Tagesordnung sorgfaltig zu
priufen und abzuwagen, ob das offentliche Wohl oder berechtigte Interessen einzelner jeweils das
Offentlichkeitsgebot iberwiegen und der betreffende Beratungsgegenstand somit in nichtéffentlicher
Sitzung zu beraten ist. Zu Klarstellungszwecken wurde in § 2 Abs. 1 der Inhalt von § 64 NKomVG
wiedergegeben.

Die Voraussetzungen fiir einen Ausschluss der Offentlichkeit kdnnen z.B. gegeben sein bei:

- Verleihung und Entziehung von Ehrenringen, Ehrenblrgerrechten und Ehrenbezeichnungen,
- Personalangelegenheiten mit Ausnahme der Wahl von Zeitbeamtinnen und Zeitbeamten,

- Grundstlcksangelegenheiten,

- Darlehnsvertragen und Blrgschaftsiibernahmen.

4 Nach § 61 Abs. 1 Satz 4 NKomVG besteht kein Erfordernis, die Vertretung der / des Ratsvorsitzenden
in der Geschaftsordnung zu regeln. Eine Entscheidung hierzu kann vielmehr in Form eines Ratsbe-
schlusses ergehen. Dies flihrt aber nicht zwingend dazu, dass der Rat diese Frage nicht dennoch in
der Geschaftsordnung regeln kann. Es wird deshalb mit § 3 Abs. 2 ein entsprechender Formulierungs-
vorschlag unterbreitet. Denkbar ware auch eine Bestimmung, die ehrenamtlichen Vertreter nach
§ 81 Abs. 2 Satz 1 NKomVG auch die / den Ratsvorsitzende/n vertreten zu lassen.



TOP 8

§4

Sitzungsverlauf
Der regelmaliige Sitzungsablauf ist folgender:

a) Eroffnung der Sitzung,

b) Feststellung der ordnungsgemafien Ladung und der Beschlussfahigkeit,
c) Feststellung der Tagesordnung,

d) Genehmigung des Protokolls tber die vorhergegangene Sitzung,

e) Bericht Uber wichtige Beschlisse des Verwaltungsausschusses,

f) Bericht Uber wichtige Beschlisse beschlielRender Ausschusse nach § 76
Abs. 3 NKomVG, die in nichtoffentlicher Sitzung gefasst werden.®

g) Beratung und Beschlussfassung Uber die in der Tagesordnung bezeichne-
ten Verhandlungsgegenstande, dazu jeweils Bericht GUber die Empfehlun-
gen der Ausschusse und des Verwaltungsausschusses,

h) Bericht der (Ober-) Burgermeisterin oder des (Ober-) Burgermeisters
uber wichtige Angelegenheiten,

i) Antrage und Anfragen,

j) ggf. Einwohnerfragestunde,
k) nichtoffentliche Sitzung,

[) SchlieBung der Sitzung.

§5

Sachantrage

(1) Antrage zur Aufnahme eines bestimmten Beratungsgegenstandes in die Tages-
ordnung mussen schriftlich oder elektronisch spatestens am 10. Tage vor der
jeweiligen Ratssitzung bei der (Ober-) Burgermeisterin oder dem (Ober-) Bur-
germeister eingegangen sein. Spater eingegangene Antrage werden als Dring-
lichkeitsantrage gemal § 6 dieser Geschaftsordnung behandelt.

(2) Der Rat kann daruber entscheiden, welchem Ausschuss die Antrage zur Vor-
bereitung Uberwiesen werden sollen. Findet innerhalb eines Monats nach Ein-
gang eines Antrages keine Ratssitzung statt, entscheidet der Verwaltungsaus-
schuss anstelle des Rates Uber die Ausschussuberweisung. Hiervon ist dem
Rat in der folgenden Sitzung Kenntnis zu geben.

(3) Die/der Ratsvorsitzende kann verlangen, dass mundlich gestellte Antrage zu
Gegenstanden, die auf der Tagesordnung stehen, bis zur Abstimmung schrift-
lich oder elektronisch vorgelegt werden.

(4) Antrage auf Aufhebung oder Anderung von Beschliissen frilherer Sitzungen
durfen in die Tagesordnung nur aufgenommen oder in der Sitzung gestellt wer-
den, wenn der Verwaltungsausschuss einen entsprechenden Beschluss emp-
fiehlt oder die Beschlussfassung des Rates mehr als 6 Monate zurtckliegt. Dies
gilt nicht, wenn sich die Sach- und Rechtslage wesentlich verandert hat.

5 Soweit solche Ausschiisse in der Hauptsatzung vorgesehen sind.



§6

Dringlichkeitsantrige®

(1) Dringlichkeitsantrage mussen vor Eintritt in die Tagesordnung eingebracht sein.
Der Rat beschliel3t im Rahmen der Feststellung der Tagesordnung Uber die
Dringlichkeit des Antrages. Eine Aussprache uber die Dringlichkeit darf sich
nicht mit dem Inhalt des Antrages, sondern nur mit der Prufung der Dringlichkeit
befassen.

(2) Der Antrag ist auf die Tagesordnung zu setzen, wenn die Dringlichkeit vorliegt
und vom Rat mit einer Mehrheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder anerkannt
wird.

(3) Soll tber den Antrag in der Sache noch in der laufenden Sitzung des Rates
beschlossen werden, ist die Sitzung zur Vorbereitung durch den Verwaltungs-
ausschuss nach § 21 Abs. 3 zu unterbrechen.

§7

Anderungsantrige

Zu jedem Punkt der Tagesordnung konnen bis zur Schlussabstimmung schriftlich oder
mundlich Anderungsantrage gestellt werden. Wird ein Anderungsantrag angenom-
men, so gilt der veranderte Antrag als neue Beratungsgrundlage.

§8
Antrage zur Geschiftsordnung

(1) Jedes Ratsmitglied kann wahrend der Sitzung Antrage zur Geschaftsordnung
stellen. Hierzu gehoren insbesondere Antrage auf

a) Nichtbefassung,

b) SchlieRen der Rednerliste und Schluss der Debatte; dieser Antrag kann
nur von Ratsmitgliedern gestellt werden, die zu dem Punkt nicht zur Sache
gesprochen haben,

c) Vertagung,

d) Verweisung an einen Ausschuss,

e) Unterbrechen der Sitzung,

f) Ubergang zur Tagesordnung

g) nicht offentliche Beratung einer Angelegenheit.

(2) Auf einen Antrag zur Geschaftsordnung erteilt die oder der Ratsvorsitzende zu-
erst der Antragstellerin oder dem Antragsteller das Wort zur Begrindung und
gibt dann je einem Mitglied der im Rat vertretenen Fraktionen und Gruppen so-
wie den nicht einer Fraktion oder Gruppe angehorenden Ratsmitgliedern Gele-
genheit zur Stellungnahme und |asst darauf Uber den Antrag abstimmen.

6 Dringlich sind Angelegenheiten, deren Beratung und Entscheidung unter Berlicksichtigung der einzu-
haltenden - ggf. abgekirzten - Ladungsfrist nicht auf die nachste Sitzung verschoben werden kann,
ohne dass irreversible Nachteile entstehen (Thiele, NKomVG, Anm. 7 zu § 59).
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§9

Zuruckziehen von Antragen und Beschlussvorlagen

Antrage konnen bis zur Abstimmung von der Antragstellerin oder dem Antragsteller
jederzeit zurickgezogen werden. Entsprechendes gilt bei Beschlussvorlagen fir die
(Ober-) Burgermeisterin oder den (Ober-) Burgermeister.

§ 10
Beratung und Redeordnung

(1) Ein Ratsmitglied darf nur sprechen, wenn ihm von der / dem Ratsvorsitzenden
das Wort erteilt wird. Es darf nur zur Sache gesprochen werden. Zwischenfra-
gen sind nur mit Zustimmung der oder des Sprechenden zulassig.

(2) Die / der Ratsvorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldun-
gen, indem sie / er den Namen des Ratsmitgliedes aufruft. Bei Wortmeldungen
,Zur Geschaftsordnung“ ist das Wort au3erhalb der Reihenfolge zu erteilen.

(3) Die / der Ratsvorsitzende kann zur Wahrung der ihr / ihm nach § 63 NKomVG
und den Bestimmungen dieser Geschaftsordnung obliegenden Befugnisse je-
derzeit das Wort ergreifen.

(4) Die (Ober-) Burgermeisterin / der (Ober-) Burgermeister und die weiteren Be-
amtinnen und Beamten auf Zeit sind auf ihr Verlangen zum Gegenstand der
Verhandlung zu héren. Die Ratsvorsitzende / der Ratsvorsitzende muss’ ihnen
zur tatsachlichen oder rechtlichen Klarstellung des Sachverhaltes auch aulder-
halb der Reihenfolge der Wortmeldungen das Wort erteilen.

(5) Die Redezeit betragt grundsatzlich bis zu ........ Minuten, fur die Begrundung
eines schriftlichen oder elektronischen Antrages bis zu ........ Minuten. Die / der
Ratsvorsitzende kann die Redezeit verlangern. Bei Widerspruch beschliel3t der
Rat Uber die Verlangerung der Redezeit.

(6) Jedes Ratsmitglied darf grundsatzlich zu einem Beratungsgegenstand nur ein-
mal sprechen; ausgenommen sind

a) das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers
unmittelbar vor der Abstimmung,

b) die Richtigstellung offenbarer Missverstandnisse,
c) Anfragen zur Klarung von Zweifelsfragen,
d) Antrage und Einwendungen zur Geschaftsordnung

e) Wortmeldungen der (Ober-) Burgermeisterin
oder des (Ober-) Burgermeisters gemal Abs. 4.

Die / der Ratsvorsitzende kann im Einzelfall zulassen, dass ein Ratsmitglied
mehr als einmal zu einer Sache sprechen darf. Bei Widerspruch entscheidet der
Rat.

7 Siehe § 87 Abs. 1 Satz 2 NKomVG.
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(7) Wahrend der Aussprache Uber einen Tagesordnungspunkt sind nur folgende
Antrage zulassig:

a) Antrage zur Geschaftsordnung,
b) Anderungsantrage,
c) Zuruckziehung von Sachantragen zu Tagesordnungspunkten,

d) Anhoérung anwesender Sachverstandiger
oder anwesender Einwohnerinnen und Einwohner

§ 11

Anhorungen

BeschlieRt der Rat, anwesende Sachverstandige oder anwesende Einwohnerinnen
und Einwohner zum Gegenstand der Beratung zu héren (§ 62 Abs. 2 NKomVG), so
gilt § 10 Abs. 5 dieser Geschaftsordnung entsprechend. Der Beschluss bedarf der
Mehrheit von drei Vierteln der anwesenden Ratsmitglieder.® Eine Diskussion mit Ein-
wohnerinnen und Einwohnern findet nicht statt.

§12
Personliche Erklarungen

Einem Ratsmitglied, das sich zu einer personlichen Erklarung zu Wort gemeldet hat,
ist das Wort auch nach Schluss der Beratung vor der Abstimmung zu erteilen. Das
Ratsmitglied darf in der personlichen Erklarung nur Angriffe zurickweisen, die in der
Aussprache gegen das Ratsmitglied gerichtet wurden, oder eigene Ausflhrungen be-
richtigen. Es darf hierzu nicht langer als drei Minuten sprechen.

§13
OrdnungsverstoRe

(1) Personliche Angriffe und Beleidigungen sind von dem / der Ratsvorsitzenden
sofort zu rugen.

(2) VerstoRt ein Ratsmitglied gegen die Bestimmungen der Geschaftsordnung, so
kann die / der Ratsvorsitzende das Ratsmitglied unter Nennung des Namens
,zur Ordnung®, falls es vom Beratungsgegenstand abschweift, ,zur Sache* ru-
fen. Folgt das Ratsmitglied dieser Ermahnung nicht, so kann die / der Ratsvor-
sitzende ihm nach nochmaliger Verwarnung das Wort entziehen. Ist einem
Ratsmitglied das Wort entzogen, so darf es zu diesem Punkt der Tagesordnung
nicht mehr sprechen. § 10 Abs. 4 dieser Geschaftsordnung bleibt unberuhrt.

(3) Wird die Ordnung in einer Sitzung gestort und gelingt es der / dem Ratsvorsit-
zenden nicht, sie wieder herzustellen, so kann sie / er die Sitzung unterbrechen
oder die Sitzung nach Beratung mit den Vorsitzenden der Fraktionen und Grup-
pen vorzeitig schliel3en.

8 Nach der amtlichen Begriindung zum Entwurf des § 62 Abs. 3 NKomVG (LT-Drs. 16/2510, S. 33)
kann in der Geschaftsordnung geregelt werden, ob und welche qualifizierten Mehrheiten fiir Be-
schliisse nach § 62 Abs. 1 und 2 NKomVG erforderlich sind.
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§ 14
Abstimmung

(1) Der Beratung folgt in der Regel die Abstimmung. Antrage sollen vor der Abstim-
mung im Wortlaut verlesen werden. Die/der Ratsvorsitzende entscheidet Uber
die Reihenfolge der Abstimmung. Antrage zur Geschaftsordnung haben Vor-
rang.

(2) Abgestimmt wird grundsatzlich durch Erheben der Hand, in Zweifelsfallen durch
Aufstehen. Der / dem Ratsvorsitzenden bleibt es Uberlassen, eine Auszahlung
der Stimmen vorzunehmen und das genaue Stimmverhaltnis zu ermitteln. Die
Auszahlung muss erfolgen, wenn der Rat dies vor der Abstimmung beschlief3t.

(3) Der / die Ratsvorsitzende stellt die Fragen so, dass der Rat seine Beschlisse
mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen fasst. Stimmenthal-
tungen und ungultige Stimmen zahlen bei der Feststellung des Abstimmungs-
ergebnisses nicht mit.

(4) Grundsatzlich wird offen abgestimmt. Auf Antrag von mindestens einem Dirittel
der anwesenden Ratsmitglieder ist namentlich abzustimmen. Dies gilt nicht fur
die Abstimmung Uber Geschéaftsordnungsantrage.

(5) Uber einen Antrag auf geheime Abstimmung?® wird mit Mehrheit beschlossen;
die geheime Abstimmung hat Vorrang vor namentlicher Abstimmung. Das Er-
gebnis einer geheimen Abstimmung wird durch zwei von der / dem Ratsvorsit-
zenden zu bestimmende Ratsmitglieder festgestellt und der / dem Ratsvorsit-
zenden mitgeteilt, die / der es dann bekannt gibt.

§ 15
Wahlen

Fir die Stimmauszahlung bei Wahlen gilt § 14 Abs. 5 Satz 2 entsprechend.

§ 16
Anfragen

Jede Ratsfrau und jeder Ratsherr kann Anfragen, die stadt-/gemeindebezogene An-
gelegenheiten betreffen, stellen. Wenn diese nach § 4 i) in der Ratssitzung beantwortet
werden sollen, mussen sie (zehn) Tage vor der Ratssitzung bei der (Ober-) Burger-
meisterin / dem (Ober-) Blrgermeister schriftlich oder elektronisch eingereicht sein.
Die Anfragen werden von der (Ober-) Burgermeisterin / dem (Ober-) Burgermeister
mundlich oder schriftlich beantwortet. Eine Aussprache Uber die Beantwortung der An-
fragen findet nicht statt. Eine Zusatzfrage der Fragestellerin oder des Fragestellers ist
zulassig. Die/der Ratsvorsitzende kann weitere Zusatzfragen zur Sache zulassen. Die
Anfragen und Antworten werden in das Protokoll aufgenommen. Ist die Antwort nicht
schriftlich oder elektronisch vorbereitet, so wird ihr wesentlicher Inhalt aufgenommen.
Das gleiche gilt fur Zusatzfragen.

9 Da gemaR § 66 Abs. 2 NKomVG der Grundsatz der offenen Abstimmung gilt, kann die geheime Ab-
stimmung durch Nichtaufnahme in die Geschaftsordnung oder ausdriickliche Regelung auch ausge-
schlossen werden.
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§ 17
Einwohnerfragestunde©

(1) Am Anfang / Ende einer offentlichen Ratssitzung kann eine Einwohnerfrage-
stunde stattfinden. Deren Durchfihrung beschliel3t der Rat mit einer Mehrheit
von drei Vierteln der anwesenden Mitglieder. Die Fragestunde wird von der /
dem Ratsvorsitzenden geleitet. Sie soll ............ Minuten nicht Uberschreiten.

(2) Jede anwesende Einwohnerin und jeder anwesende Einwohner der Stadt / Ge-
meinde .............. kann Fragen zu Beratungsgegenstanden der Ratssitzung und
zu anderen Angelegenheiten der Stadt / Gemeinde stellen. Die Fragestellerin
oder der Fragesteller kann bis zu zwei Zusatzfragen anschlieRen, die sich auf
den Gegenstand ihrer oder seiner ersten Frage beziehen mussen.

(3) Die Fragen werden von der (Ober-) Burgermeisterin / dem (Ober-) Burgermeis-
ter beantwortet. Anfragen an einzelne Ratsmitglieder, Fraktionen oder Gruppen
werden von diesen selber beantwortet. Eine Diskussion findet nicht statt.

§18
Protokoll

(1) Die (Ober-) Burgermeisterin / der (Ober-) Burgermeister ist fir das Protokoll
verantwortlich. Sie / er bestimmt die Protokollfihrerin oder den Protokollfuhrer.
Zur Anfertigung des Protokolls kann die Beratung akustisch aufgezeichnet wer-
den. Die Aufzeichnung ist nach Genehmigung des Protokolls zu I6schen.

(2) Im Protokoll werden die wesentlichen Inhalte der Verhandlungen festgehalten.
Ein Wortprotokoll ist ausgeschlossen. Aus dem Protokoll muss ersichtlich sein,
wann und wo die Sitzung stattgefunden hat, wer an ihr teilgenommen hat, wel-
che Gegenstande verhandelt, welche Beschllsse gefasst und welche Wahlen
angenommen worden sind. Die Abstimmungsergebnisse sind festzuhalten. Je-
des Ratsmitglied kann verlangen, dass aus dem Protokoll hervorgeht, wie es
abgestimmt hat; dies gilt nicht bei geheimer Stimmabgabe.

(3) Das Protokoll ist von der / dem Ratsvorsitzenden, der (Ober-) Burgermeisterin
/ dem (Ober-) Burgermeister und der Protokollfihrerin / dem ProtokollfuUhrer zu
unterzeichnen. Eine Ausfertigung des Protokolls ist allen Ratsmitgliedern als-
bald nach jeder Ratssitzung zu ubersenden. Einwendungen gegen das Proto-
koll durfen sich nur gegen die Richtigkeit der Wiedergabe des Verhandlungs-
verlaufs und des Inhalts der Beschlisse richten. Der Rat beschliel3t in der
nachsten Sitzung uber die Genehmigung des Protokolls. Werden gegen die
Fassung des Protokolls Einwendungen erhoben, die sich nicht durch Erklarun-
gen der Protokollfihrerin oder des Protokollfihrers, der (Ober-) Blrgermeisterin
/ des (Ober-) Burgermeisters beheben lassen, so entscheidet der Rat.

(4) Die Protokolle sind, soweit sie nicht 6ffentlich beratene Gegenstande zum Inhalt
haben, vertraulich zu behandeln und zu verwahren.

0 Der Rat ist in seiner Entscheidung, ob er eine Einwohnerfragestunde durchfihrt frei (§ 62 Abs. 1
NKomVG). Die nahere Ausgestaltung obliegt nach § 62 Abs. 3 NKomVG der Geschéaftsordnung.
Hier kann der Rat auch Zeitpunkt, Dauer und Verfahren der Einwohnerfragestunde regeln.
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(5) Uber die Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung des Rates vor Ablauf
der Wahlperiode beschliel3t der Verwaltungsausschuss.

Die nachstehenden Absétze 6 und 7 sind nur aufzunehmen, wenn eine Kl-gestlitzte
Protokollierung eingesetzt wird.

(6) Die Aufzeichnung darf mittels Software automatisiert in Text Ubertragen und
zusammengefasst werden. Die Verarbeitung erfolgt ausschlieBlich zum Zweck
der Protokollerstellung. Aufzeichnung und Transkript dirfen nur von den mit der
Protokollfihrung betrauten Beschaftigten angehort oder eingesehen werden.
Das Transkript ist Arbeitsmittel der Protokollfihrung und nicht Bestandteil des
Protokolls; es ist mit der Aufzeichnung zu lI6schen.

(7) Der automatisiert erstellte Entwurf wird vor der Fertigstellung des Protokolls
durch die Protokollfihrung inhaltlich gepruft und freigegeben. Auf die Aufzeich-
nung und die automatisierte Verarbeitung wird in der Einladung sowie zu Beginn
jeder Sitzung hingewiesen.

§ 19
Fraktionen und Gruppen'’

(1) Ratsfrauen und Ratsherren durfen nur einer Fraktion angehoéren. Entsprechen-
des gilt fur die Zugehorigkeit zu den Gruppen.

(2) Die Gruppe nimmt anstelle der an ihr beteiligten Fraktionen oder Gruppen deren
kommunalverfassungsrechtlichen Rechte wahr.

(3) Jede Fraktion und jede Gruppe hat eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden
und mindestens eine stellvertretende oder einen stellvertretenden Vorsitzen-
den. Die Bildung einer Fraktion oder Gruppe ist zur ersten Sitzung des Rates
nach seiner Wahl der (Ober-) Burgermeisterin oder dem (Ober-) Blrgermeister
schriftlich oder elektronisch unter Angabe des Namens der Fraktion oder
Gruppe, ihrer Mitglieder und ihrer Vorsitzenden oder ihres Vorsitzenden und der
stellvertretenden Vorsitzenden anzuzeigen. Nach der ersten Ratssitzung sind
die Anderung, die Aufldsung sowie die Bildung von Fraktionen und Gruppen in
gleicher Weise anzuzeigen.

(4) Die Bildung von Fraktionen und Gruppen sowie Anderungen werden mit dem
Eingang der Anzeige nach Absatz 3 wirksam.

(5) Unterhalt die Fraktion oder Gruppe eine Geschaftsstelle, sind auch die Anschrift
der Geschaftsstelle sowie die zur Verschwiegenheit verpflichteten Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter der Fraktion oder Gruppe sowie evtl. Anderungen mitzu-
teilen.

(6) Den Fraktionen und Gruppen werden im Rahmen der im Haushalt zur Verfu-
gung stehenden Mittel Zuwendungen zu den Sach- und Personalkosten fur die
Geschéftsfihrung einschlieRlich ihrer Offentlichkeitsarbeit in Angelegenheiten
der Stadt / Gemeinde (§ 57 Abs. 3 NKomVG) gewahrt. Uber die Verwendung

" Gemal § 57 Abs. 5 NKomVG regelt die Geschéaftsordnung nahere Einzelheiten (iber die Bildung der
Fraktionen und Gruppen und ihre Rechte und Pflichten.



10

der Zuwendungen im jeweiligen Haushaltsjahr ist ein Nachweis in einfacher

Form zu fuhren, der jeweils bis zum ........... des auf das Haushaltsjahr folgen-
den Jahres der (Ober-) Burgermeisterin oder dem (Ober-) Burgermeister vorzu-
legen ist.

Il. Abschnitt - Verwaltungsausschuss

§ 20
Geschaftsgang und Verfahren des Verwaltungsausschusses

Fur den Geschaftsgang und das Verfahren des Verwaltungsausschusses gelten die
Vorschriften des |. Abschnittes dieser Geschaftsordnung mit Ausnahme der §§ 11 und
17 entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder Bestimmungen
dieser Geschaftsordnung entgegenstehen.

§ 21
Einberufung des Verwaltungsausschusses

(1) Der Verwaltungsausschuss wird von der (Ober-) Burgermeisterin / dem (Ober-)
Blrgermeister nach Bedarf unter Mitteilung der Tagesordnung einberufen.

(2) Die regelmaRige Ladungsfrist betragt eine Woche'2. In Eilfallen kann diese Frist
bis auf einen Tag verkurzt werden. Die Ladung muss ausdrtcklich auf eine der-
artige Abkurzung hinweisen. Einladung und Tagesordnung sind allen Ubrigen
Ratsmitgliedern in Abschrift nachrichtlich zuzuleiten.

(3) In dringlichen Fallen kann der Verwaltungsausschuss in einer Sitzungspause
der Ratssitzung einberufen werden.

§ 22
Zusammenwirken des Verwaltungsausschusses
mit den Ausschiissen und den Ortsraten / Stadtbezirksraten

Der Verwaltungsausschuss nimmt, soweit erforderlich, zu den Beratungsergebnissen
der Ausschusse und Ortsrate / Stadtbezirksrate Stellung.

§ 23
Protokoll des Verwaltungsausschusses

Eine Ausfertigung des Protokolls Uber die Sitzungen des Verwaltungsausschusses
wird allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder Sitzung zugeleitet. Die Protokolle sind
vertraulich zu behandeln und zu verwahren.

2" Die Ladungsfrist fiir den Verwaltungsausschuss kann gemaR § 78 Abs. 4 Satz 2 NKomVG abwei-
chend von der des Rates geregelt werden.
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lll. Abschnitt - Ausschusse

§24
Geschiftsgang und Verfahren der Ausschiisse

(1) Fur den Geschaftsgang und das Verfahren der Ratsausschusse sowie der Aus-
schusse nach besonderen Rechtsvorschriften gelten die Vorschriften des |. Ab-
schnittes entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder
Bestimmungen dieser Geschaftsordnung entgegenstehen.3

(2) Die Sitzungen der Ausschusse sind 6ffentlich / nicht 6ffentlich.14

Ausschlisse kénnen zu einer nichtéffentlichen Sitzung geladen werden, wenn
die Tagesordnung nur Beratungsgegenstédnde enthélt, die in nichtéffentlicher
Sitzung zu verhandeln sind.°

oder
§§ 11 und 17 dieser Geschéftsordnung finden keine Anwendung?.

(2a)'” Die Sitzungen der Ausschiisse sind éffentlich. In nichtéffentlicher Sitzung
werden unabhéngig davon, ob jeweils entsprechende Griinde den Aus-
schluss der Offentlichkeit erfordern, die folgenden Gegensténde behandelt:

- Grundstiicksangelegenheiten

- Personalangelegenheiten

- Vergaben

- Verhandlungen mit Gewerbeansiedlungswilligen.

(3) Abweichend von § 1 Abs. 1 entféllt in der Ladung der Hinweis auf die Abkiirzung
der Ladungstfrist.

(4) In dringenden Féllen kann die Tagesordnung abweichend von § 59 Abs. 3 Satz
5 NKomVG wéhrend der Sitzung mit der Mehrheit der anwesenden Ausschuss-
mitglieder erweitert werden.

13

14

15
16
17

Soweit die Ladungsfristen fir die Ausschiisse abweichend von denen des Rates festgelegt werden
sollen, ist dies nach § 72 Abs. 3 Satz 4 NKomVG im Rahmen der Geschaftsordnung maglich.

Die Entscheidung tiber die Offentlichkeit oder Nichtoffentlichkeit der Ausschusssitzungen ist in der
Geschaftsordnung vorzunehmen (§ 72 Abs. 1 NKomVG). Tagen die Ausschiisse Offentlich, gelten
§§ 62 und 64 NKomVG entsprechend. Der Rat ist in seiner Entscheidung tber die Offentlichkeit
oder Nichtéffentlichkeit der Ausschusssitzungen frei. Er kann die Offentlichkeit / Nichtoffentlichkeit
auch nur fur einzelne Ausschlsse vorsehen. Fur Sitzungen beschlieRender Ausschisse nach
§ 76 Abs. 3 NKomVG sollte die grundséatzlich 6ffentliche Sitzung geregelt werden (vgl. Thiele, NST-
N 3/2011, S. 53 = R&R 6/2011 S. 15).

Ergéanzung fir den Fall der Offentlichkeit von Ausschusssitzungen

Klarstellende Regelung fiir den Fall der Nichtéffentlichkeit von Ausschusssitzungen

Absatz 2a (als Alternative zu Abs. 2) sowie Absatze 3 ff. konnen auf Grundlage von
§ 72 Abs. 3 Satz4 NKomVG erwogen werden fir Ausschiisse nach § 71 Abs. 1 und nach
§ 73 NKomVG.
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IV. Abschnitt - Ortsrate / Stadtbezirksrate

§ 25
Geschaftsgang und Verfahren der Ortsrate / Stadtbezirksrate

(1) Fur das Verfahren innerhalb der Ortsrate / Stadtbezirksrate gilt das Verfahren
fur den Rat entsprechend, soweit nicht gesetzliche Vorschriften vorgehen oder
Bestimmungen dieser Geschaftsordnung entgegenstehen.

(2) Die Protokolle werden allen Mitgliedern des Ortsrates / Stadtbezirksrates und
allen Ratsmitgliedern alsbald nach jeder Sitzung zugeleitet. Die Protokolle Uber
nicht offentlich beratene Angelegenheiten sind vertraulich zu behandeln und zu
verwahren.

V. Abschnitt - Schlussbestimmungen

§ 26
AuBerkraftsetzen der Geschaftsordnung

Der Rat und der Verwaltungsausschuss konnen fur die Dauer einer Sitzung oder fur
einzelne Tagesordnungspunkte die Aufhebung oder Anderung von Bestimmungen
dieser Geschaftsordnung mit der Mehrheit von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl ihrer
stimmberechtigten Mitglieder beschliefen. Eine Erhohung der Zahl der Beigeordneten
gemal § 74 Abs. 2 NKomVG ist zu berucksichtigen.

§ 27
Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt am ................... in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschafts-
ordnung fur den Rat, den Verwaltungsausschuss, die Ratsausschisse und die Aus-
schusse nach besonderen Rechtsvorschriften sowie die Ortsrate / Stadtbezirksrate
VOM ...oooeeennnen aul3er Kraft.
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-065/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Allgemeine Vertretung der Blirgermeisterin oder des Blirgermeisters

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag

Der Rat beauftragt auf Vorschlag der Burgermeisterin oder des Blrgermeisters, den bei der
Gemeinde Suthfeld Beschaftigten Guido Desenil3 mit der allgemeinen Vertretung der
Blrgermeisterin / des Blirgermeisters gem. § 105 NkomVG fiir die Dauer der am 01.11.2026
beginnenden Wahlperiode.

Sachverhalt

Die Stellvertretung der Burgermeistertin / des Blrgermeisters von Mitgliedsgemeinden von
Samtgemeinden folgt den Regeln fir hauptamtliche Birgermeister, wie der Verweis auf § 81
Abs. 2 NKomVG in § 105 Abs. 4 NKomVG deutlich macht (vgl. Thiele, § 105 NKomVG, Rn.
7). Wie in § 81 NKomVG wird auch in § 105 NKomVG zwischen der reprasentativen
Stellvertretung und der allgemeinen Stellvertretung fir Verwaltungsaufgaben unterschieden.

Sowohl § 105 Abs. 5 NKomVG als auch § 81 Abs. 3 NKomVG verwenden den Begriff einer
allgemeinen Stellvertretung.

Fur die Annahme, dass der Begriff bei Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde eine
grundsatzlich andere Bedeutung als in Einheits- oder Samtgemeinden hat, gibt es keine
Anhaltspunkte. Die Besonderheiten der Mitgliedsgemeinden werden in den erganzenden
Regelungen des § 105 NKomVG berlcksichtigt, z.B. mit der Mdglichkeit, fur die allgemeine
Stellvertretung u.a. eine Beschéftigte oder einen Beschaftigten der Samtgemeinde zu
berufen. Die Kompetenzen der allgemeinen Stellvertretung reichen daher auch bei
Mitgliedsgemeinden einer Samtgemeinde Uber eine bloRe Verhinderungsvertretung hinaus
und erstrecken sich auf eine standige Vertretung auch bei Anwesenheit des Blrgermeisters

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine

1M



Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin
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Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-066/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Wabhl der stellv. Burgermeisterin oder des stellv. Blirgermeisters

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag
Der Rat wahlt aus den Beigeordneten

und

als ehrenamtliche Stellvertreter*innen der Blirgermeisterin oder des Blirgermeisters.

Sachverhalt

Der Gemeinderat wahlt in seiner ersten Sitzung aus den Beigeordneten ehrenamtliche
Stellvertreter*innen, die ihn bei der reprasentativen Vertretung der Gemeinde, bei der
Einberufung des Verwaltungsausschusses, einschliellich der Aufstellung der Tagesordnung,
der Leitung der Sitzungen des Verwaltungsausschusses, der Verpflichtung der
Ratsmitglieder und ihre Pflichtenbelehrung vertreten (§ 81 Abs. 2 NKomVG)

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine

1M



Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin
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Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-067/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Bildung der Fachausschusse

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag

Der Rat beschliel3t die Bildung eines Bau-, Wege- und Umweltausschusses und eines
Jugend-, Sport- und Sozialausschusses. Die Fachausschisse bestehen aus je funf
Ratsmitgliedern und zwei beratenden Mitgliedern.

Sachverhalt

Der Rat kann gem. § 71 NKomVG aus der Mitte der Ratsmitglieder beratende Ausschiisse
bilden.

Die Gemeinde Suthfeld hat bisher einen Bau-, Wege- und Umweltausschuss und einen
Jugend-, Sport- und Sozialausschuss gebildet. Die Verwaltung schlagt vor, diese
Ausschisse beizubehalten, da alle Angelegenheiten der Gemeinde hierdurch abgedeckt
sind.

Die Zahl der Sitze sollte, wie bisher funf Ratsmitglieder und jeweils zwei beratende
Mitglieder, betragen.

Fir den Bau-, Wege- und Umweltausschuss konnen zwei beratende Mitglieder und
Stellvertreter*innen von den Fraktionen oder Gruppen benannt werden.

Fir den Jugend-, Sport- und Sozialausschuss sollten Vertreter*innen von den Sportvereinen
der Gemeinde benannt werden.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine

1M
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-068/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Besetzung der Fachausschiisse und Benennung der Vorsitzenden und
Stellvertretungen

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag

Die Ratsmitglieder stellen die sich so ergebende Sitzverteilung und die Besetzung der
Ausschisse wie folgt fest:

Bau-, Wege- und Umweltausschuss:

Vorsitz und Stellvertretung:

Mitglieder:

Jugend-, Sport- und Sozialausschuss:

Vorsitz und Stellvertretung:

Mitglieder:

Jedes Ausschussmitglied kann durch jedes Fraktions- oder Gruppenmitglied vertreten
werden. Vertreter‘innen werden nicht namentlich benannt.

Sachverhalt

Der Rat hat im vorherigen TOP zwei Fachausschisse mit je funf Ratsmitgliedern gebildet.
Gemal § 71 Abs. 3 NKomVG stehen einer Fraktion oder Gruppe, der mehr als die Halfte der
Ratsmitglieder angehdren, mehr als die Halfte der im Ausschuss insgesamt zu vergebenden
Sitze zu.

Fraktion oder Gruppe:

= drei Sitze

Fraktion oder Gruppe:

= zwei Sitze

1/2
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Eine Regelung der Vertretung der Ausschussmitglieder sieht das NKomVG nicht vor.

Die Fraktionen und Gruppen benennen die Ausschiisse, deren Vorsitz sie beanspruchen.
Die Ausschussvorsitzenden werden den Fraktionen und Gruppen in der Reihenfolge der
Hochstzahlen zugeteilt. Die Fraktion oder Gruppe mit der Hdochstzahl erhélt das erste
Zugriffsrecht.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine

2/2



Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 13

Beschlussvorlage
Suthfeld

Federfihrung:
Hauptamt Suthfeld

Vorlagenummer:

Datum:

Sachbearbeiter/in:

Tel.-Nr.:

Weitere/r Sachbearbeiter/in:

2026-074/SU
27.10.2026
Ulrike Reinecke
05723/8423
Katrin Hosl

Aufwandsentschadigungssatzung des Rates der Gemeinde Suthfeld

Beratungsfolge:

Vorlagenstatus: offentlich

Gremium:

Datum:

Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld
(Entscheidung)

10.11.2026

o

Beschlussvorschlag

Der Rat beschliel3t die Aufwandsentschadigungssatzung des Rates der Gemeinde Suthfeld.

Sachverhalt

Die Satzung uber die Gewahrung von Aufwandsentschadigung und Uber den Ersatz von
Auslagen und Verdienstausfall fir Ratsmitglieder der Gemeinde Suthfeld wurde angepasst.

- Die Aufwandsentschadigung fir die Allgemeinde Vertretung wurde auf Grund des
tatsachlichen Aufwandes erhoht.
- Die Aufwandsentschadigung fur die Burgermeisterin oder den Blrgermeister wurde
um den gleichen Betrag gesenkt.
- Weiterhin wurden redaktionelle Anpassungen vorgenommen.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n

1 - Entwurf Aufwandsentschadigungssatzung 2026 (6ffentlich)

1M



Satzung Uber die Gewahrung von Aufwandsentschadigung und uber
den Ersatz von Auslagen und Verdienstausfall fur Ratsmitglieder der
Gemeinde Suthfeld

Aufgrund des 8 55 i. V. m. 8§ 44 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes
(NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBI. S. 576), in der zurzeit geltenden Fassung, hat der
Rat der Gemeinde Suthfeld in seiner Sitzung am 10.11.2026 folgende Satzung beschlossen:

81
Aufwandsentschadigung fur Ratsmitglieder

(2) Die Ratsmitglieder der Gemeinde Suthfeld erhalten eine Aufwandsentschadigung in
Hohe von 20 Euro je Sitzung als Sitzungsgeld. Das Sitzungsgeld erhdht sich um weitere 5
Euro, soweit das Ratsmitglied erklart, dass es die Sitzungsunterlagen ausschlie3lich auf
elektronischem Wege erhalten mdchte.

2) Als Sitzung im Sinne des Absatzes 1 gelten:

a) Sitzungen des Rates, des Verwaltungsausschusses, der Ausschisse des Rates und der
aufgrund besonderer Rechtsvorschriften gebildeten Ausschisse,

b) Fraktionssitzungen und Sitzungen der Gruppen (hoéchstens 12 Sitzungen in einem Jahr),

c) Besprechungen, Besichtigungen und &hnliche Anlasse, sofern die Teilnahme vom Rat
oder Verwaltungsausschuss beschlossen oder genehmigt worden ist.

3) Dauert eine Sitzung langer als sechs Stunden, so wird ein weiteres Sitzungsgeld
gewahrt. Bei mehreren Sitzungen an einem Tag dirfen nicht mehr als zwei Sitzungsgelder
gewahrt werden. Eine Sitzung, die Uber 24 Uhr hinausgeht, gilt als Sitzung des Tages, an dem
sie begonnen hat. Die Satze 1 und 2 gelten nicht fir Fraktionssitzungen bzw. Sitzungen der
Gruppen.

(4) Die Aufwandsentschadigung umfasst den Ersatz der notwendigen Auslagen
einschliel3lich der Kosten fur Fahrten innerhalb der Gemeinde. 8 6 Abs. 1 bleibt unberthrt.

§2
Zusatzliche Aufwandsentschadigungen
flr die Burgermeisterin oder den Blirgermeister und die Stellvertretungen

Q) Neben den Aufwandsentschadigungen nach 8 1 werden folgende zusatzliche
Aufwandsentschadigungen je Monat gewahrt:

a) an die Burgermeisterin oder Blrgermeister 200 Euro
b) an die Stellvertreter*innen 50 Euro
(2) Ist die oder der Empfanger*in einer zusatzlichen Aufwandsentschadigung an der

Ausiibung ihrer oder seiner Téatigkeit [Anger als drei Monate gehindert, so entféllt der Anspruch
auf Zahlung der Aufwandsentschadigung fur diese Zeit. In diesem Fall wird die
Aufwandsentschadigung an die oder den Vertreter*in gezahlt; dabei ist die
Aufwandsentschadigung der Vertreterin oder des Vertreters anzurechnen.

§3
Aufwandsentschadigung fur sonstige Mitglieder in Ausschissen
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Mitglieder von Ausschissen, die nicht dem Rat angehéren, erhalten eine
Aufwandsentschadigung als Sitzungsgeld in Hohe von 20 Euro je Sitzung. Im Ubrigen gilt § 1
Abs. 2 bis 4 entsprechend. Das Sitzungsgeld erhéht sich um weitere 5 Euro, soweit das nicht
dem Rat angehérende Ausschussmitglied erklart, dass es die Sitzungsunterlagen
ausschlief3lich auf elektronischem Wege erhalten méchte.

8§84
Zahlungsweise

) Aufwandsentschadigungen, die nach Monatsbetrdgen bemessen sind, werden
unabhangig vom Beginn oder Ende der Tatigkeit jeweils fur einen ganzen Kalendermonat
gewahrt. Die Regelung des § 2 Abs. 2 bleibt unberihrt.

(2) Nach Ablauf der Wahlperiode werden die nach dieser Satzung zustehenden
Entschadigungen und Ersatzleistungen an die oder den Blrgermeister*in und an deren oder
dessen Stellvertreter*in sowie an die Beigeordneten des Verwaltungsausschusses bis zum
Ende des Monats weitergezahlt in dem die Neuwahl der Birgermeisterin oder des
Birgermeisters und der Stellvertreter*innen bzw. die Neubildung des
Verwaltungsausschusses stattfindet. Aus dem Rat ausgeschiedene Vertreter*innen von
Beigeordneten des Verwaltungsausschusses erhalten, wenn sie an einer Sitzung des
Verwaltungsausschusses vertretungsweise teilnehmen, Sitzungsgeld und - auf Antrag - die
nach dieser Satzung zustehenden Ersatzleistungen.

85
Verdienstausfall

(2) Ratsmitgliedern und nicht dem Rat angehtrenden Ausschussmitgliedern wird der
Verdienstausfall, der ihnen durch die Wahrnehmung ihrer Rats- und Ausschusstatigkeiten in
den in 8 1 Abs. 2 bezeichneten Féllen entsteht, bis zur Héhe von 20 € je Stunde und fur
langstens acht Stunden je Tag ersetzt.

2) Die Gemeinde Suthfeld erstattet Arbeitgebern von Ratsmitgliedern und von nicht dem
Rat angehérenden Ausschussmitgliedern auf Antrag das fir die Ausfallzeit weitergezahlte
Arbeitsentgelt sowie die darauf entfallenden Abgaben und Sozialversicherungsbeitrage bis zu
der sich aus Absatz 1 ergebenden Hochstgrenze.

3) Ratsmitglieder und nicht dem Rat angehdrende Ausschussmitglieder, die keine
Anspriiche nach Absatz 1 geltend machen kénnen, denen aber im beruflichen Betrieb ein
Nachteil entsteht, der in der Regel nur durch das Nachholen versaumter Arbeit oder durch die
Inanspruchnahme einer Hilfskraft ausgeglichen werden kann, erhalten auf Antrag einen
Pauschalsatz in Hohe von 10 Euro je Stunde.

(4) Ratsmitglieder und nicht dem Rat angehdrende Ausschussmitglieder, die
ausschlie3lich einen Haushalt fuhren und keinen Verdienstausfall geltend machen, haben fir
die Zeit von 8.00 Uhr bis 18.00 Uhr einen Anspruch auf Zahlung eines Pauschalsatzes in
Hohe von 5 € je Stunde.

§6
Fahrtkosten und Reisekosten der Ratsmitglieder und sonstigen Ausschussmitglieder

Q) Die oder der Birgermeister*in oder — in Fallen der Vertretung — die oder der
Stellvertreter*in erhalten auf Antrag fur Fahrten innerhalb des Gemeindegebietes bei
Benutzung eines privateigenen Kraftfahrzeuges eine Wegstreckenentschadigung von 0,30
Euro je gefahrenen Kilometer. Anstelle der nach Satz 1 zu zahlender Entschéadigung kénnen

213
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auf Antrag die notwendigen Auslagen fir ein Taxi erstattet werden, wenn dessen Benutzung
wegen der Art der wahrzunehmenden Représentationspflichten geboten erscheint.

2) Ratsmitglieder und nicht dem Rat angehdrende Ausschussmitglieder erhalten bei
Dienstreisen auf3erhalb der Gemeinde Suthfeld auf Antrag eine Reisekostenvergitung nach
den Bestimmungen des Bundesreisekostengesetzes. Sitzungsgelder oder
Auslagenentschadigungen werden daneben nicht gezahlt.

87
Entschadigung fur ehrenamtlich Tatige

) Beschlief3t der Rat, dass die oder der Blrgermeister*in nur die Aufgaben gem. § 106
Abs. 1 Satz 1 NKomVG wahrnimmt, werden die Ubrigen Aufgaben von einer Allgemeinen
Vertretung wahrgenommen. Die oder der nebenamtliche Allgemeine Vertreter/rin erhalt eine
Aufwandsentschadigung in Hohe von 250 Euro monatlich. Die oder der Stellvertreter*in erhalt
eine Aufwandsentschadigung in Hohe von 80 € monatlich. Im Falle der Verhinderung der
Gemeindedirektorin  oder des Gemeindedirektors gilt fur die Zahlung der
Aufwandsentschadigung § 2 Abs. 2 sinngemal.

2) Nimmt die oder der Blrgermeister*in alle Aufgaben der Gemeinde wahr, so werden die
Aufwandsentschadigungen der Bulrgermeisterin  oder des Birgermeisters und der
Gemeindedirektorin oder des Gemeindedirektors zusammengefasst.

3) Sonstige ehrenamtlich Tétige erhalten Verdienstausfallentschadigung sowie
Fahrtkosten- und Reisekostenersatz bis zu der in den 88 5 und 6 bezeichneten Hohe. Die
Erstattung Ubriger Auslagen wird auf héchstens 20 € im Monat begrenzt.

§8
Wegfall der Entschadigung

(2) Waéhrend der Dauer des Ruhens der Mitgliedschaft im Rat gem. § 53 NKomVG besteht
auf die Gewahrung von Entschadigungen nach dieser Satzung kein Anspruch.

(2) Nehmen Ratsmitglieder drei Monate in Folge unentschuldigt nicht an Sitzungen des
Rates, des Verwaltungsausschusses, der Ausschiisse und der Fraktionen bzw. Gruppen teil,

kann die Zahlung der Aufwandsentschadigung eingestellt werden, bis das Mandat tatsachlich
wieder wahrgenommen wird.

§9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt riickwirkend ab 01.11.2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der
Gemeinde Suthfeld Uber die Gewéahrung von Aufwandsentschadigung und tber den Ersatz
von Auslagen und Verdienstausfall fir Ratsmitglieder vom 01.11.2021 aul3er Kraft.

Suthfeld, 10.11.2026

Die Burgermeisterin

3/3
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 14

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-069/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Benennung von Vertreterinnen fiir den Unterhaltungsverband Nr. 53
"West- und Sudaue"

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag

Der Rat benennt

als Mitglied

als Vertretung

in den Unterhaltungsverband 53 ,West- und Stidaue®, in die Verbandsversammlung.

Die oder der Bilrgermeister®in legt die tatsachliche Besetzung in Absprache mit den
Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde fest.

Sachverhalt

Aufgrund der Verbandsstruktur des UHV 53 werden ihre entsendeten Vertreter Teil des
Verbandsausschusses und erhalten eine Stimmgewalt, abhangig von dem Beitragsvolumen.
Die Gemeinde Suthfeld benennt danach fir die Verbandsversammlung einen Stimmfihrer
und einen Stellvertreter.

Fur die Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Nenndorf steht im Vorstand des Verbandes
nur ein Sitz zur Verfugung. Dieser Sitz ist, in Absprache mit den Mitgliedsgemeinden
untereinander, zu besetzen. Vertreter im Vorstand waren in der Wahlperiode zuvor die
Burgermeister der Gemeinden Haste und Hohnhorst.

Die Verhandlungen mit den anderen
Blrgermeister*in Ubertragen werden.

Mitgliedsgemeinden sollte der oder dem

Zum 01.01.2027 werden der Gewasser- und Landschaftspflegeverband Mittlere Leine sowie
der Unterhaltungsverband "West- und Stidaue" zum neuen Gewasser- und
Landschaftspflegeverband Leine-Westaue (GLV 53) zusammengeflhrt.

Finanzielle Auswirkungen
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Anlage/n
1 - Satzung GLV53 (6ffentlich)
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NGLV

P Leine-Westaue

Satzung des
Gewasser- und Landschaftspflegeverbandes
Leine-Westaue

§ 1 Name, Sitz, Verbandsgebiet

(1) Der Verband fuhrt den Namen Gewasser- und Landschaftspflegeverband Leine - Westaue
(GLV 53). Er hat seinen Sitz in Barsinghausen.

(2) Der Verband ist als Unterhaltungsverband gemal3 88 63, 64 Niedersachsisches Wassergesetz
(NWG) und & 40 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ein Wasser- und Bodenverband im Sinne des Was-
serverbandsgesetzes (WVG).

(3) Der Verband dient dem 6ffentlichen Interesse und dem Nutzen der Mitglieder. Er verwaltet sich
im Rahmen der Gesetze selbst. Er kann nach Mal3gabe landesrechtlicher Vorschriften Beamte im
Sinne des Beamtenstatusgesetzes haben.

(4) Das Verbandsgebiet ergibt sich aus der Anlage 4 Abschnitt | zu den 88 63 und 64 NWG. Das Ver-
bandsgebiet ist das Niederschlagsgebiet der Westaue einschlielich der in den Mittellandkanal von
km 120,5 bis km 143,7 sowie der Leine vom Schnittpunkt mit der Grenze des Landkreises Hildes-
heim und der Region Hannover, rechtsseitig bis zum Graft-Graben und linksseitig bis zur Westaue,
einschlieBlich der in den Mittellandkanal von km 143,5 bis km 160, von km 167,5 bis km 175,2 und
der in den Zweigkanal nach Linden entwassernden Flachen.

(5) Der Verband fuhrt ein Dienstsiegel mit dem Schriftzug Gewasser- und Landschaftspflegever-
band Leine - Westaue und einem Logo bestehend aus GLV 53 und drei Wellen auf blauem Grund.

I. ABSCHNITT
MITGLIEDER, AUFGABEN, UNTERNEHMEN

§ 2 Mitglieder
(1) Mitglieder des Verbandes sind:

1. die Stadte und Gemeinden im Verbandsgebiet, die nach § 84 Absatz 4 NWG vom 07. Juli
1960 Mitglied geworden sind,

2. im Mitgliederverzeichnis aufgefuhrte 6ffentlich-rechtliche Kérperschaften, insbesondere
andere Unterhaltungsverbande sowie Wasser- und Bodenverbande,

3. die Eigentimer und Eigentimerinnen von Grundstticken und Anlagen, von denen Er-
schwernisse fur die Unterhaltung ausgehen.

(2) Die Mitglieder sind in ein Verzeichnis einzutragen, das vom Verband aufgestellt und gefihrt
wird.

5253-1062-Satzung/s. 1
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§ 3 Aufgaben

(1) Der Verband hat die Aufgabe, die Gewasser zweiter Ordnung innerhalb seines Verbandsgebie-
tes zu unterhalten.

(2) Der Verband kann weitere Aufgaben in den nachstehenden Bereichen Gbernehmen:
1. Ausbau und naturnahe Entwicklung von Gewassern.
2. Bau und Unterhaltung von weiteren Anlagen in und an Gewassern.

3. Herrichtung, Erhaltung und Pflege von Flachen, Anlagen und Gewassern zum Schutz des
Naturhaushalts, des Bodens und fur die Landschaftspflege.

4. Grundstlcke fur MaRRnahmen an Gewassern und seiner Randstreifen zum Gewasserschutz
erwerben oder pachten.

5. Verbesserung landwirtschaftlicher und sonstiger Flachen einschliel3lich der Regelung des
Bodenwasserhaushalts inklusive Malinahmen im Rahmen des Wassermengenmanage-
ment und Wasserrickhalts.

6. Forderung der Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Wasserwirtschaft und Fort-
entwicklung von Gewasser-, Boden- und Naturschutz.

7. Unterstutzung beim Hochwasserschutz.

8. Unterhaltung von Gewassern dritter Ordnung, soweit ihm die Zustandigkeit UGbertragen
wurde.

(3) Im Rahmen der in Absatz 2 beschriebenen Aufgaben, kann der Verband fur Mitglieder oder
Dritte tatig werden. Bei der Ubernahme von Tétigkeiten zur Durchfiihrung von Aufgaben seiner 6f-
fentlich-rechtlichen Mitglieder, kann der Verband die Geschaftsfihrung, Verwaltung, einschlielich
der Beitragshebung, sowie die operativen Tatigkeiten fur ein Mitglied insgesamt oder teilweise
Ubernehmen.

8 4 Unternehmen, Plan

(1) Zur Durchfuhrung der Aufgaben hat der Verband die nach den gesetzlichen Bestimmungen not-
wendigen Arbeiten an den von ihm zu unterhaltenden Gewassern und an den in seiner Zustandig-
keit liegenden Anlagen vorzunehmen.

(2) Das zur Aufgabenerfullung notwendige Personal und die erforderlichen Mittel hat der Verband
vorzuhalten. Er kann sich bei der Erfullung dieser Aufgaben auch Dritter bedienen oder im Rah-
men seiner Aufgaben fur Mitglieder oder Dritte tatig werden.

(3) Der Verband hat ein Verzeichnis Uber die von ihm zu unterhaltenden Gewassern, Gewasser-
randstreifen und Anlagen mit einem digitalen Plan aufzustellen.

§ 5 Okokonto

Im Rahmen der Umsetzung seiner Aufgaben fiihrt der Verband ein Kompensationskataster (Oko-
konto).

8 6 Verbandsschau

(1) Die vom Verband zu unterhaltende Gewasser zweiter Ordnung nebst ihren Anlagen sollen ein-
mal im Jahr, die Ubrigen Gewasser und Anlagen, soweit sie in der Unterhaltung des Verbandes ste-
hen, nach Bedarf geschaut werden. Bei der Schau ist festzustellen, ob die Gewdasser und Anlagen
ordnungsgemald unterhalten und nicht unbefugt benutzt werden. Abweichungen des Schauturnus
sind in Absprache mit der Aufsichtsbehérde zulassig.

5253-1062-Satzung/s. 2
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(2) Die Verbandsversammlung teilt das Verbandsgebiet in Schaubezirke ein. Sie wahlt fur jeden
Schaubezirk Schaubeauftragte nach Neuwahl des Vorstandes. Schauflhrer oder Schaufuhrerin ist
der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin oder ein Mitglied des Vorstandes.

(3) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin macht Zeit und Ort der Schau rechtzeitig
innerhalb der Schaubezirke Uber seine Mitglieder bekannt und 1&dt die Schaubeauftragten, die
Aufsichtsbehérde sowie die jeweils zustandigen Unteren Wasserbehoérden, die Untere Natur-
schutzbehodrde, die zustandige Landwirtschaftskammer und die anerkannten Naturschutzver-
bande zur Teilnahme ein. Die Mitglieder des Verbandes sind berechtigt, an der Schau teilzuneh-
men.

(4) Das Ergebnis der Schau ist in einem Protokoll festzuhalten.

§ 7 Benutzung von Grundstiicken

Fur die Benutzung von Grundstlcken gelten die gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere
das Wasserhaushaltsgesetz, das Niedersachsische Wassergesetz, das Wasserverbandsgesetz
sowie die jeweils geltenden Gewasserunterhaltungsverordnungen.

§ 8 Regelungen zur Gewasserunterhaltung

Die Pflichten der Anlieger an Gewassern zweiter Ordnung und der Mitglieder richten sich nach den
gesetzlichen Bestimmungen, insbesondere nach dem Wasserhaushaltsgesetz, dem Niedersachsi-
schen Wassergesetz, dem Wasserverbandsgesetz sowie den jeweils geltenden
Gewasserunterhaltungsverordnungen.

Il. ABSCHNITT

VERFASSUNG

§ 9 Organe

Der Verband hat eine Verbandsversammlung und einen Vorstand.

§ 10 Zusammensetzung des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorstand besteht aus 13 ehrenamtlich tatigen Personen und setzt sich wie folgt
zusammen:

Mitglied Vorstands-
sitze

Stadt Barsinghausen 1

Stadt Wunstorf 1

Stadt Stadthagen 1

Samtgemeinde Rodenberg

Stadt Bad Munder 1

Gemeinde Auetal
Gemeinde Wennigsen
Stadt Springe

Stadt Laatzen

Stadt Sarstedt 1
Stadt Sehnde
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Stadt Pattensen
Stadt Hemmingen
Stadt Seelze

Stadt Garbsen
Stadt Gehrden
Stadt Ronnenberg
Landeshauptstadt Hannover 1
Samtgemeinde Lindhorst
Samtgemeinde Sachsenhagen
Samtgemeinde Niedernwohren
Stadt Obernkirchen 1
Samtgemeinde Nienstadt
Stadt Bad Nenndorf
Gemeinde Hohnhorst
Gemeinde Haste
Gemeinde Suthfeld

(2) Mindestens drei ordentliche und drei stellvertretende Vorstandsmitglieder sollen aktiv in der
Landwirtschaft tatig oder ehemals tatig gewesen sein.

(3) Fur jedes Vorstandsmitglied ist eine persdnliche Stellvertretung zu wahlen.

§ 11 Wahl des Verbandsvorstandes

(1) Die Verbandsversammlung wahlt die Mitglieder des Verbandsvorstandes, deren persdnliche
Stellvertretung sowie den Vorstandsvorsitzenden bzw. die Vorstandsvorsitzende und deren erste
und zweite Stellvertretung. Der Vorstandsvorsitzende bzw. die Vorstandsvorsitzende ist Verbands-
vorsteher bzw. Verbandsvorsteherin.

(2) Die Verbandsversammlung kann ein Vorstandsmitglied aus wichtigem Grund mit zwei Drittel
Mehrheit abberufen. Die Abberufung und ihr Grund sind der Aufsichtsbehtrde anzuzeigen. Diese
kann die Abberufung innerhalb eines Monats nach Eingang der Anzeige unter Angabe der Grtinde
widersprechen, wenn der vorgetragene wichtige Grund nicht gegeben ist. Widerspricht die Auf-
sichtsbehorde, so ist die Abberufung unwirksam.

8 12 Amtszeit des Verbandsvorstandes

(1) Das Amt des Verbandsvorstandes endet mit den Kommunalwahlen der Mitgliedsgemeinden.
Nach Ablauf der Wahlperiode fuhrt der Vorstand seine Geschafte weiter, bis ein neuer Vorstand
gewahlt ist.

(2) Scheidet ein Vorstandsmitglied oder die persdnliche Stellvertretung vor dem Ablauf der Amts-
zeit aus, ist fur die restliche Amtszeit eine Nachfolge zu wahlen.

§ 13 Geschafte des Verbandsvorstehers bzw. der Verbandsvorsteherin, des Verbandsvor-
standes und der Geschaftsfiihrung

(1) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin fiihrt den Vorsitz im Verbandsvorstand.

(2) Der Verbandsvorstand bestellt die Geschaftsflihrung und weiteres erforderliches Verbandsper-
sonal. Die Vorstandsmitglieder haben bei Erfullung ihrer Aufgaben die erforderliche Sorgfalt anzu-
wenden. Sie sind dem Verband insbesondere daftir verantwortlich, dass die Bestimmungen der
Satzung eingehalten werden. Ein Vorstandsmitglied, dass seine Obliegenheiten vorsatzlich oder
grob fahrlassig verletzt, ist dem Verband zum Ersatz des daraus entstehenden Schadens
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verpflichtet. Der Schadensersatzanspruch verjahrt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, in wel-
chem der Verband des Schadens und der Person des Ersatzpflichtigen Kenntnis erlangt.

(3) Der Geschaftsfuhrung obliegt die selbststandige Fihrung der laufenden Geschafte des Verban-
des.

(4) Weitere Einzelheiten regelt der Geschaftsverteilungsplan.

§ 14 Aufgaben des Verbandsvorstandes

(1) Dem Verbandsvorstand obliegen alle Aufgaben, zu denen nicht durch Gesetz oder Satzung die
Verbandsversammlung berufen ist.

(2) Weitere Einzelheiten regelt der Geschaftsverteilungsplan.

§ 15 Sitzungen des Verbandsvorstandes

(1) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin |adt die Vorstandsmitglieder mit einwd-

chiger Frist in textlicher Form zu den Sitzungen ein und teilt die Tagesordnung mit. In dringenden
Fallen bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Wer am Erscheinen verhindert
ist, teilt dies unverziglich seiner Stellvertretung und dem Verbandsvorsteher bzw. der Verbands-

vorsteherin mit.

(2) Zu den Vorstandssitzungen ist die Aufsichtsbehérde und die Untere Wasserbehorde einzula-
den.

(3) Die Teilnahme an einer Vorstandssitzung kann nach Entscheidung des Verbandsvorstehers
bzw. der Verbandsvorsteherin auch ohne persdnliche Anwesenheit der Vorstandsmitglieder mit-
tels Video- oder Telefonkonferenz oder mit teilweiser Anwesenheit und teilweiser Zuschaltung von
Bild und/bzw. Ton (Hybridveranstaltung) stattfinden. Es erfolgt keine Aufnahme der Vorstandssit-
zung.

(4) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin hat ein bestimmtes Verfahren zu wahlen,
wenn dies mindestens die Halfte der Vorstandsmitglieder textlich verlangen.

(5) Im Jahr muss mindestens eine Sitzung stattfinden.

8 16 Beschlie3en im Verbandsvorstand

(1) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn mehr als ein Drittel seiner Mitglieder anwesend und alle
ordnungsgemal geladen sind.

(2) Der Vorstand bildet seinen Willen mit der Mehrheit der Stimmen seiner anwesenden Mitglieder.

Vorstandsmitglieder, die mittels Video oder Audio an Vorstandssitzungen teilnehmen, gelten als
anwesend. Jedes Mitglied hat eine Stimme. Bei Stimmengleichheit gibt der oder die Vorsitzende
den Ausschlag.

(3) Der Vorstand ist ohne Rucksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlussfahig, wenn er zum
zweiten Male wegen desselben Gegenstandes ordnungsgemal? eingeladen wurde und hierbei mit-
geteilt worden ist, dass ohne Riicksicht auf die Anzahl der Erschienenen beschlossen wird.

(4) Ohne Rucksicht auf Form und Frist der Ladung ist der Vorstand beschlussfahig, wenn alle Vor-
standsmitglieder zustimmen.

(5) Auf textlichem Wege erzielte Beschlisse sind gultig, wenn sie mit der Mehrheit aller fristgerecht
eingegangenen Stimmen gefasst werden und dem Verfahren nicht mehr als die Halfte der Vor-
standsmitglieder widersprechen.

(6) Die Schaffung einer geeigneten technischen Voraussetzung zur elektronischen Kommunikation
obliegt dem jeweiligen Vorstandsmitglied.
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§ 17 Zusammensetzung der Verbandsversammliung

(1) Jedes Mitglied bestimmt einen StimmfuUhrer bzw. eine Stimmfuhrerin und dessen personliche
Stellvertretung fur die Verbandsversammlung.

(2) Fur jeden angefangenen 1.000,00 EUR Betrag des zuletzt beschlossenen Haushalts erhalt ein
Mitglied eine Stimme. Mitglieder, die mehr als 20.000,00 EUR Beitrag leisten, kdnnen aulBer dem
Stimmfuhrer bzw. der Stimmflhrerin eine weitere Vertretung in die Verbandsversammlung ent-
senden. Diese Vertretung kann in der Versammlung das Wort nehmen, ist aber nicht stimmberech-
tigt.

(3) Keines der Mitglieder hat mehr als zwei Funftel aller Stimmen.

§ 18 Aufgaben der Verbandsversammlung
(1) Wahl und Abberufung der Vorstandsmitglieder sowie ihrer Stellvertretungen.

(2) Beschlussfassung Giber Anderungen der Satzung sowie Uiber die Grundsatze der Geschéftspoli-
tik.

(3) Beschlussfassung Uber die Umgestaltung und die Auflésung des Verbandes.

(4) Wahl der Schaubeauftragten.

(5) Festsetzung des Jahresabschlusses, des Haushalts- und Stellenplanes sowie von Nachtragen.
(6) Einspruch gegen eine Zwangsfestsetzung des Haushaltsplans oder des Jahresabschlusses.
(7) Entlastung des Verbandsvorstandes, der Kassenverwaltung und der Geschaftsfihrung.

(8) Festsetzung der Veranlagungsregeln.

(9) Festsetzung von allgemeinen Grundsatzen fur Dienst- und Anstellungsverhaltnisse und Vergu-
tungen fur Vorstandmitglieder.

(10) Beschlussfassung tber Rechtsgeschafte zwischen Vorstandsmitgliedern und dem Verband,
(11) Beratung des Verbandsvorstandes in allen wichtigen Angelegenheiten.

(12) Erlass eines Geschaftsverteilungsplanes fur Verbandsvorsteher bzw. Verbandsvorsteherin,
Verbandsvorstand, die Geschaftsfihrung und weiteres Verbandspersonal.

§ 19 Sitzungen der Verbandsversammlung

(1) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin ladt die Mitglieder der Verbandsver-
sammlung mit einwdchiger Frist in textlicher Form zu den Sitzungen ein und teilt die Tagesord-
nung mit. In dringenden Fallen bedarf es keiner Frist. In der Ladung ist darauf hinzuweisen. Wer
am Erscheinen verhindert ist, teilt dies unverztglich seiner Stellvertretung und dem Verbandsvor-
steher bzw. der Verbandsvorsteherin mit.

(2) Zu den Sitzungen der Verbandsversammlung ist die Aufsichtsbehdrde, die Untere Wasserbe-
horde und die Landwirtschaftskammer einzuladen. Ferner unterrichtet der Verbandsvorsteher
bzw. die Verbandsvorsteherin die Vorstandsmitglieder.

(3) Im Jahr muss mindestens eine Sitzung abgehalten werden.

(4) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin leitet die Sitzung. Er oder sie hat kein
Stimmrecht. Die Mitglieder des Vorstands sowie die Vertretungen der gemal3 Absatz 2 eingelade-
nen Behorden sind befugt das Wort zu nehmen. Sie haben kein Stimmrecht.

(5) Die Teilnahme an einer Sitzung der Verbandsversammlung kann nach Entscheidung des Ver-
bandsvorstehers bzw. der Verbandsvorsteherin auch mittels Video- oder Telefonkonferenz oder
mit teilweiser Zuschaltung von Bild und/bzw. Ton (Hybridveranstaltung) stattfinden. Es erfolgt
keine Aufnahme der Sitzung.
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(6) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin hat ein bestimmtes Verfahren zu wahlen,
wenn dies mindestens die Halfte der Mitglieder textlich verlangen.

§ 20 BeschlieRBen in der Verbandsversammlung

(1) Die Verbandsversammlung bildet ihren Willen mit der Mehrheit der Stimmen ihrer anwesen-
den, stimmberechtigten Mitglieder. Stimmfuhrer bzw. Stimmfuihrerinnen, die mittels Video
und/oder Audio an Sitzungen teilnehmen, gelten als anwesend. Stimmgleichheit bedeutet Ableh-
nung.

(2) Die ordnungsgemal’ geladene Verbandsversammlung ist beschlussfahig, wenn mindestens
1/10 der Mitglieder anwesend sind und 1/10 aller Stimmen abgegeben werden kann. Ohne Ruck-
sicht auf die Anzahl der Erschienenen ist sie beschlussfahig, wenn sie zum zweiten Mal ordnungs-
gemald geladen und hierbei mitgeteilt worden ist, dass ohne Riicksicht auf die Anzahl der Anwe-
senden beschlossen wird.

(3) Ohne Rucksicht auf Form und Frist der Ladung ist die Verbandsversammlung beschlussfahig,
wenn alle Verbandsmitglieder zustimmen.

(4) Auf textlichem Wege erzielte Beschlisse sind giltig, wenn sie mit der Mehrheit aller fristgerecht
eingegangenen Stimmen gefasst werden und dem Verfahren nicht mehr als ein Drittel der Stimm-
fihrer bzw. Stimmfuhrerinnen widersprechen.

§ 21 Mitwirkungsverbot

(1) Ehrenamtlich Tatige durfen in Angelegenheiten des Verbandes nicht beratend oder entschei-
dend mitwirken, wenn die Entscheidung einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil fir folgende
Personen bringen kann:

1. sie selbst,

2. ihre Ehegattin, ihren Ehegatten, ihre Lebenspartnerin oder ihren Lebenspartner im Sinne des
Lebenspartnerschaftsgesetzes,

3. ihre Verwandten bis zum dritten oder ihre Verschwagerten bis zum zweiten Grad wahrend
des Bestehens der Ehe oder der Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartnerschaftsge-
setzes oder

4. eine von ihnen kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretende Person.

(2) Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich aus der Entscheidung selbst
ergibt, ohne dass, abgesehen von der Ausfuihrung von Beschliissen weitere Ereignisse eintreten
oder MalRnahmen getroffen werden mussen. Absatz 1 gilt nicht, wenn die ehrenamtlich Tatigen an
der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als Angehorige einer Berufs- oder Bevélkerungs-
gruppe beteiligt sind, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berthrt werden.

§ 22 Entschadigungen, Sitzungsgeld, Reisekosten

(1) Die Vorstandsmitglieder und Vertreter in der Verbandsversammlung sowie die Schaubeauf-
tragten sind ehrenamtlich tatig.

(2) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin sowie dessen Stellvertretung erhalt Er-
satz der baren Auslagen und eine monatliche Entschadigung.

(3) Die Vorstandsmitglieder, Stimmberechtigte der Verbandsversammlung und die Schaubeauf-
tragten erhalten bei Wahrnehmung ihres Amtes Reisekosten und Sitzungsgelder.

(4) Die Reisekosten und Sitzungsgelder kdnnen pauschaliert werden.
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§ 23 Niederschriften

(1) Uber den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen von Verbandsvorstand und Verbandsver-
sammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie muss folgende Angaben enthalten:

1. den Ort und den Tag der Sitzung,

2. den Namen des oder der Vorsitzenden und der anwesenden Organmitglieder,
3. die behandelten Gegenstande und gestellte Antrage,

4. die gefassten Beschllsse inkl. Abstimmungsergebnis.

(2) Die Niederschrift ist vom Verbandsvorsteher bzw. der Verbandsvorsteherin und der protokoll-
fihrenden Person zu unterzeichnen. Eine Abschrift ist der Aufsichtsbehdrde vorzulegen.

§ 24 Gesetzliche Vertretung des Verbandes

(1) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin vertritt den Verband gerichtlich und au-
Bergerichtlich. Die Aufsichtsbehorde erteilt dem Verbandsvorsteher bzw. der Verbandsvorsteherin
eine Bestatigung Uber die Vertretungsbefugnis.

(2) Erklarungen, durch die der Verband verpflichtet werden soll, bedurfen der Schriftform; sie sind
vom Verbandsvorsteher bzw. der Verbandsvorsteherin zu unterzeichnen.

(3) Einzelheiten regelt der Geschaftsverteilungsplan.

I1l. ABSCHNITT

HAUSHALT, BEITRAGE

§ 25 Haushaltsfiihrung
(1) Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

(2) Einzelheiten regelt der Geschaftsverteilungsplan.

§ 26 Verbandskasse

(1) Das Verbandspersonal fuhrt die Kassengeschafte, der Verbandsvorsteher bzw. die Verbands-
vorsteherin Uberwacht diese.

(2) Einzelheiten regelt der Geschaftsverteilungsplan.

§ 27 Rechnungslegung und -prufung

(1) Der Verband stellt im ersten Viertel des neuen Rechnungsjahres die Rechnung Uber alle Einnah-
men und Ausgaben des vergangenen Rechnungsjahres gemald dem Haushaltsplan auf und legt
den Jahresabschluss dem internen Prifungsausschuss vor.

(2) Dem Prufungsausschuss, der von der Verbandsversammlung zu wahlen ist, obliegen folgende
Aufgaben:

1. laufende Prifung der Kassenvorgange und Belege in rechnerischer, férmlicher und sachli-
cher Hinsicht zur Vorbereitung der Rechnungsprufung,

2. Prufung der Verbandskasse, und zwar mindestens einmal im Jahr unvermutet,
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3. Prufung der Vorrate und Vermdgensbestande,
4. Prufung der Vergabe von Bauleistungen und Lieferungen.

(3) Der Prufungsausschuss berichtet der Verbandsversammlung und dem Vorstand Uber das Er-
gebnis seiner Prifungen.

(4) Der Verbandsvorsteher bzw. die Verbandsvorsteherin gibt den Jahresabschluss an die Prifstelle
beim Wasserverbandstag e.V. (WVT).

§ 28 Entlastung

Die Prufungsbemerkungen der Prifstelle zum Haushaltsjahr werden dem Vorstand vorgelegt. Er
legt den Jahresabschluss und den Bericht der Prifstelle mit seinen Stellungnahmen hierzu der Ver-
bandsversammlung vor. Diese beschliel3t Uber die Entlastung des Vorstandes, der Kassenverwal-
tung und der Geschaftsfihrung.

§ 29 Beitrage

(1) Die Mitglieder haben dem Verband die Beitrage zu leisten, die zur Erfullung seiner Aufgaben
und seiner Verbindlichkeiten und zu einer ordentlichen Haushaltsfuhrung erforderlich sind.

(2) Die Beitrage bestehen aus Geldleistungen.

§ 30 Beitragsverhaltnis
(3) Die Beitragslast verteilt sich auf die Mitglieder wie folgt:

1. Die Beitragslast fur die Durchfuhrung der Verbandsaufgaben nach § 3 Abs. 1 richtet sich
nach dem Verhaltnis der Flacheninhalte, in dem die Mitglieder am Verband beteiligt sind.
Wasser- und Bodenverbande sind beitragsfrei, soweit Gemeinden fir Flachen dieser Ver-
bande Beitrage entrichten. Ferner sind Flachen, die nicht zum Niederschlagsgebiet eines Ge-
wassers zweiter Ordnung gehoren, beitragsfrei.

2. Der Verband erhebt nach & 64 Abs. 1 Satz 4 NWG Erschwernisbeitrage fir versiegelte Fla-
chen gemal Anlage 5 Nr. 1 zum NWG.

3. Die Beitragslast fur die Durchfuhrung der Verbandsaufgaben nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 8
verteilt sich auf die Bevorteilten nach den tatsachlich entstandenen Kosten.

4. Die Beitragslast fir die Durchfihrung der Verbandsaufgaben nach § 3 Abs. 2 Nr. 1 und Nr. 3
bis 7 richtet sich nach dem Verhaltnis der Flacheninhalte, in dem die Mitglieder am Verband
beteiligt sind.

§ 31 Ermittlung des Beitragsverhéltnisses

(1) FUr die Ermittlung der Flachenanteile und Einheitswerte werden die amtlichen Datengrundla-
gen ,Amtliches Liegenschaftskatasterinformationssystem” (ALKIS) beim Landesamt fur Geoinfor-
mation und Landesvermessung Niedersachsen (LGLN) zu Grunde gelegt.

(2) Die Verbandsmitglieder sind verpflichtet, dem Verband alle dartberhinausgehenden erforderli-
chen Angaben fur die Veranlagung wahrheitsgemal3 und rechtzeitig zu machen und den Verband
bei 6rtlich notwendigen Festsetzungen zu unterstitzen. Der Verband ist verpflichtet erst vom Zeit-
punkt der Kenntnisnahme an die entsprechenden Anderungen bei der Beitragsveranlagung vorzu-
nehmen.

(3) Der Beitrag ist ein Jahresbeitrag. Der Beitragshebung wird der Datenbestand am letzten Werk-
tag des vorherigen Haushaltsjahres zugrunde gelegt.
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§ 32 Hebung der Verbandsbeitrage

(1) Der Verband erhebt die Verbandsbeitrage auf der Grundlage des geltenden Beitragsmalstabes
durch Beitragsbescheid.

(2) Die Erhebung der Verbandsbeitrage kann Stellen auBerhalb des Verbandes Gbertragen werden.

(3) Werden Beitrage nicht rechtzeitig geleistet, so werden Sdumniszuschlage erhoben. Die Sdum-
niszuschlage betragen 1 v.H. des riickstandigen Beitrages fur jeden angefangenen Monat vom Fal-
ligkeitstag abgerechnet.

(4) Jedem Verbandsmitglied ist auf Verlangen Einsicht in die ihn betreffenden Unterlagen zu ge-
wahren.

IV. Abschnitt

DIENSTGESCHAFTE, BEKANNTMACHUNGEN

§ 33 Dienstkrafte und Dienstleistungen

(1) Der Verband kann Personal einstellen. Die vorhandenen Stellen sind in einem Stellenplan aus-
zuweisen.

(2) Der Verband kann Tatigkeiten zur Durchfihrung seiner Aufgaben im Rahmen von Dienstleis-
tungs- oder Kooperationsvertragen auch von Dritten (z.B. einem anderen Verband) austben las-
sen.

(3) Personal wird vom Verbandsvorsteher bzw. von der Verbandsvorsteherin auf Vorschlag des
Verbandsvorstandes eingestellt.

8 34 Rechtsbehelfe

Fur die Rechtsbehelfe gegen die Verwaltungsakte des Verbandes gelten die allgemeinen Vorschrif-
ten der Verwaltungsgerichtsordnung.

§ 35 Bekanntmachungen

(1) Die Bekanntmachungen des Verbandes erfolgen auf der Internetseite des Verbandes und nach
Bedarf als Hinweisbekanntmachung in den ortublichen Printmedien.

(2) Fur die Bekanntmachung langerer Urkunden genlgt die Bekanntmachung des Ortes, an dem
Einblick in die Urkunde getan werden kann.

(3) Rechtsvorschriften, die eine andere Bekanntmachung vorschreiben, bleiben unberthrt.

8§ 36 Datenschutz

Personenbezogene Daten durfen vom Verband erhoben und verarbeitet werden, soweit es zur Er-
fallung der Aufgaben erforderlich ist.
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V. ABSCHNITT

AUFSICHT

§ 37 Staatliche Aufsicht

Der Verband untersteht der Rechtsaufsicht der Region Hannover.

§ 38 Zustimmung der Aufsichtsbehoérde zu den Geschéften des Verbandes

(1) Der Verband bedarf der Zustimmung der Aufsichtsbehdrde zur Aufnahme von Darlehen, die
Uber 100.000,-- Euro hinausgehen.

(2) Ansonsten gelten die Regelungen nach § 75 Wasserverbandsgesetz in der jeweils glltigen Fas-
sung.

§ 39 Verschwiegenheitspflicht

(1) Vorstandsmitglieder, Mitglieder der Verbandsversammlung sowie das Personal des Verbandes
sind verpflichtet, Uber alle ihnen bei der Durchfiihrung ihrer Aufgaben bekanntwerdenden Tatsa-
chen und Rechtsverhaltnisse Verschwiegenheit zu bewahren.

(2) Im Ubrigen bleiben die Vorschriften der Verwaltungsverfahrensgesetze der Lander tber die
Verschwiegenheitspflicht unberuhrt.

§ 40 Inkrafttreten
(1) Diese Satzung wurde am 03. Marz 2026 von der Verbandsversammlung beschlossen.
(2) Sie tritt am 01. Januar 2027 in Kraft.

(3) Gleichzeitig tritt die Satzung des Verbandes in der Fassung vom 25. Mai 2021 aul3er Kraft.
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-070/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Benennung von Vertreter*innen fiir den Wasser- und Bodenverband, zur
Regelung des "Haster Baches™

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag
Der Rat benennt

als Mitglied

als stellv. Mitglied

fur den Ausschuss in den Wasser- und Bodenverband, zur Regelung des ,Haster Baches*.

Sachverhalt

Beim Wasser- und Bodenverband "Haster Bach" besteht der Ausschuss aus flnf Mitgliedern.
Von jeder Mitgliedsgemeinde und von den dinglichen Mitgliedern ist je ein Ausschussmitglied
und je ein stellvertretendes Ausschussmitglied fir funf Jahre entsprechend der kommunalen
Wahlperiode zu wahlen. Auferdem wahlt der Verbandsausschuss den Vorstand, welcher
aus einem Vorsteher und weiteren zwei ordentlichen und zwei stellvertretenden Mitgliedern
besteht. Ausschussmitglieder kdnnen nicht gleichzeitig Vorstandsmitglieder sein.

Die Verhandlungen mit den anderen Mitgliedsgemeinden, Uber die Besetzung des
Vorstandes, sollte der oder dem Burgermeister*in Ubertragen werden.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

TOP 16

Beschlussvorlage
Suthfeld

Federfihrung:
Hauptamt Suthfeld

Vorlagenummer:

Datum:

Sachbearbeiter/in:

Tel.-Nr.:

Weitere/r Sachbearbeiter/in:

2026-071/SU
06.10.2026
Ulrike Reinecke
05723/8423
Katrin Hosl

Benennung von Vertreter*innen fiir den Wasser- und Bodenverband

"Oberer Buntegraben"

Beratungsfolge:

Vorlagenstatus: offentlich

Gremium:

Datum:

Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld
(Entscheidung)

10.11.2026

o

Beschlussvorschlag
Der Rat benennt als Mitglieder

in den Wasser- und Bodenverband ,,Oberer Blintegraben®.

Sachverhalt

Beim Wasser- und Bodenverband ,Oberer Blintegraben® besteht der Ausschuss aus sieben
Mitgliedern. Je zwei Mitglieder werden von den Mitgliedsgemeinden, Stadt Bad Nenndorf
und Gemeinde Suthfeld gewahlt. Drei Mitglieder wahlen die Verbandsmitglieder in der
Verbandsversammlung. Eine Stellvertretung findet nicht statt.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-072/SU
Datum: 06.10.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfiihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Katrin Hosl

Benennung von Vertreter*innen fiir die Westfalen-Weser-Energie GmbH &
Co KG

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: offentlich

Gremium: Datum: Status:

Rat der Gemeinde Suthfeld >
(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag

Der Rat bestellt fir die Dauer der Kommunalwahlperiode nachstehend aufgefuhrte
Vertreter*innen sowie Verhinderungsvertreter‘innen fiir folgende Gremien der Westfalen
Weser Energie GmbH & Co. KG:

Gesellschafterversammlung:
Birgermeister*in — Stellvertreter*in

Kommanditistenversammlung:
Blrgermeister*in — Stellvertreter*in

Regionalbeirat 3 - Mitte:
Blrgermeister*in — Stellvertreter*in

Sachverhalt

Die Gemeinde Suthfeld ist Mitglied der Westfalen Weser Energie GmbH & Co KG. Fur die
Dauer der Kommunalwahlperiode sind kommunale Vertreter*innen sowie
Verhinderungsvertreterinnen flr folgende Gremien zu bestellen:

- die Gesellschafterversammlung

- die Kommanditistenversammlung

- dem Regionalbeirat 3 Mitte

Gem. § 138 Abs. 1 NKomVG werden die Vertreter'innen der Gemeinde in der
Gesellschafterversammlung oder einem der Gesellschafterversammlung entsprechenden
Organ von Eigengesellschaften oder von Unternehmen oder Einrichtungen, an denen die
Gemeinde beteiligt ist, vom Rat gewahlt. Sie haben die Interessen der Gemeinde zu
verfolgen und sind an die Beschlisse des Rates und des Verwaltungsausschusses
gebunden. Der Auftrag an sie kann jederzeit widerrufen werden.

Sind mehrere Vertreterinnen der Gemeinde zu benennen, so ist gem. § 138 Abs. 2
NKomVG die oder der Burgermeister*in zu beriicksichtigen, es sei denn, dass sie oder er
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darauf verzichtet oder zur oder zum Geschaftsfihrer*in der Gesellschaft bestellt ist. Auf
Vorschlag der Blrgermeisterin oder des Blrgermeisters kann an ihrer oder seiner Stelle eine
andere Beschéaftigte oder ein anderer Beschaftigter der Gemeinde benannt werden. Die
Satze gelten fur die oder den Gemeindedirektor*in nach § 106 entsprechend.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
Keine
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Gemeinde Suthfeld
Die Burgermeisterin

Beschlussvorlage Vorlagenummer: 2026-057/SU
Datum: 24.09.2026
Suthfeld Sachbearbeiter/in: Ulrike Reinecke
Federfihrung: Tel.-Nr.: 05723/8423
Hauptamt Suthfeld Weitere/r Sachbearbeiter/in: Hosl, Katrin

Beteiligung eines weiteren kommunalen Gesellschafters an der Westfalen
Weser Energie GmbH & Co. KG; Anderung des Gesellschaftsvertrages der
Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG

Beratungsfolge: Vorlagenstatus: o6ffentlich

Gremium: Datum: Status:

Verwaltungsausschuss der Gemeinde
Suthfeld (Vorberatung) 29.10.2026 N

Rat der Gemeinde Suthfeld

(Entscheidung) 10.11.2026 o)

Beschlussvorschlag
Der Verwaltungsausschuss empfiehlt dem Rat folgenden Beschluss zu fassen:
Der Gemeinderat beschlief3t:

1. Der Rat der Gemeinde Suthfeld stimmt einer Beteiligung des Fleckens Aerzen als
neuem unmittelbaren Kommanditisten an der Westfalen Weser Energie
GmbH & Co. KG im Wege der Kapitalerhéhung von bis zu maximal 886.900 € zu.

2. Der Rat der Gemeinde Suthfeld stimmt der als Anlage 1 beigefugten, fur den Beitritt
des Fleckens Aerzen geanderten, Fassung des Gesellschaftsvertrages der Westfalen
Weser Energie GmbH & Co. KG sowie der mit den Beteiligungen einhergehenden
Anderung des Konsortialvertrages zu.

3. Die kommunale Vertreterin der Gemeinde Suthfeld wird ermachtigt und beauftragt, in
der Gesellschafterversammlung der Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG den
folgenden Beschlissen zuzustimmen:

a. Anderung des Gesellschaftsvertrages der Westfalen Weser Energie
GmbH & Co. KG und des Konsortialvertrages der Westfalen Weser Energie
GmbH & Co. KG, um die Aufnahme des Fleckens Aerzen umzusetzen;

b. Anweisung an die Geschéaftsfihrung der Westfalen Weser Energie

GmbH & Co. KG, die fir die Umsetzung der Vorhaben erforderlichen Schritte
vorzunehmen.

Sachverhalt

Die Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG, an welcher die Gemeinde Suthfeld
unmittelbar beteiligt ist, mochte mit dem Flecken Aerzen einen neuen kommunalen
Gesellschafter im Wege der Kapitalerhn6hung aufnehmen (,Vorhaben®).

Die nachfolgenden BeschlUsse dienen der Umsetzung des Vorhabens sowie der damit
einhergehenden Anderung des Gesellschaftsvertrages.
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SACHVERHALT
Hintergrund

Die Gemeinde Suthfeld ist unmittelbar an der WWE mit Sitz in Paderborn beteiligt. Samtliche
Anteile der WWE werden aktuell von 57 kommunalen Gesellschaftern
(Gebietskorperschaften bzw. kommunale Unternehmen) im Versorgungsgebiet der WWE
gehalten. Die WWE ist die Holding der Westfalen Weser-Gruppe. In dieser Funktion steuert
und Uberwacht sie ihre 100%igen-Tochtergesellschaften, die das operative Geschaft der
Westfalen Weser-Gruppe verantworten und in den vier Geschéaftsfeldern Erzeugung &
Handel (Westfalen Weser Energieerzeugung GmbH), Speicher (Westfalen Weser
Energiespeicher GmbH), Netze (Westfalen Weser Netz GmbH) sowie Warme &
Energielésungen (Energieservice Westfalen Weser GmbH) tatig sind.

Die Struktur der WWE stellt sich wie folgt dar:

Kommunen Kommunen
|
Kommunen Kommunen

Westfalen Wese
Energie

Erzeugun§ Handel Speicher Waérme & Energielésungel
Westfalen Wese Westfalen Weser Westfalen Weser Energieservice
Energieerzeugung Energiespeicher Netz Westfalen Weser

Vorhaben

Die WWE plant die Aufnahme eines weiteren Gesellschafters in die WWE. Wie in den
vergangenen Jahren ist beabsichtigt, den neuen kommunalen Gesellschafter mittels einer
Kapitalerhéhung aufzunehmen. Im diesjahrigen Beteiligungsprozess ist eine unmittelbare
Beteiligung des Fleckens Aerzen vorgesehen.

Die nachfolgenden Beschlisse dienen der Umsetzung des Vorhabens.

Folgeanderungen

Mit der Beteiligung des Fleckens Aerzen gehen eine Kapitalerhdhung, eine Anpassung des
Gesellschaftsvertrages sowie eine Anpassung des Konsortialvertrages der WWE einher. Die
geanderte Fassung des Gesellschaftsvertrages der WWE ist diesem Beschluss als Anlage 1
beigeflgt. Die hierin dargestellten Anderungen bilden einen Beitritt des Fleckens Aerzen ab.
Der Konsortialvertrag wird nur dahingehend geandert, dass ein neuer kommunaler
Gesellschafter dem Gesamtkonstrukt beitritt. Dieses Vorgehen, die Vertragsanderungen und
diese Beschlussvorlage wurden im Vorfeld mit den zustandigen Aufsichtsbehdrden
abgestimmt.
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BEGRUNDUNG
Hintergrund und Zweck

Die WWE ist bereits zum jetzigen Zeitpunkt zu 100 % ein kommunales Unternehmen. Es
war von Anfang an geplant, so viele kommunale Gesellschafter wie mdglich im
Versorgungsgebiet der WWE zu bindeln. Dementsprechend sieht die Praambel des
zwischen samtlichen Altgesellschaftern geschlossenen Konsortialvertrages in Ziff. 8 den
Beitritt weiterer Stadte und Gemeinden zur WWE ausdricklich vor. Mit dem Flecken Aerzen
soll nun ein weiterer kommunaler Gesellschafter hinzukommen, Gesellschaftsanteile an der
WWE Ubernehmen und der kommunalen Familie der WWE beitreten. Am Gesamtkonstrukt
der WWE-Gruppe, insbesondere am Betatigungsfeld der WWE, andert dies nichts.

Angebote fur eine Beteiligung an der WWE wurden und werden lediglich an Kommunen bzw.
kommunale Unternehmen aus dem Versorgungsgebiet der WWE versandt. FlUr den
aktuellen Beteiligungsprozess 2026 wurde auf die Unternehmensbewertung der WWE aus
2025 abgestellt, welche Grundlage des aktuellen Beteiligungsangebots an den Flecken
Aerzen ist.

Der Flecken Aerzen hat am 25.06.2026 den Beschluss zu einem Betritt zur WWE gefasst.
Die Altgesellschafter werden in der Gesellschafterversammlung der WWE am Jahresende
2026, nach erfolgter Ratsbefassung dieser Vorlage, Uber den Beitritt des Fleckens Aerzen
entscheiden. Im Nachgang wird sodann ein Beitrittsvertrag unterzeichnet.

Der dem entsprechenden Angebot der WWE an den Flecken Aerzen dort gefasste
Beschluss sieht gerundet Folgendes vor:

J[...] sodass der Flecken Aerzen (jeweils aufgerundet) bis zu 0,1 % vor Kapitalerhbhung bzw.

um bis zu 0,099 % nach Kapitalerhbhung an der WWE beteiligt ist. Die Hafteinlage des
Fleckens Aerzen betrdgt dann 73.200 €, die Ubrigen Zuzahlungen 813.700 €, so dass der
Flecken Aerzen fiir seine Beteiligung insgesamt 886.900 € zu leisten hat, zuzdglich
Einzahlung in die gesamthénderische Rlicklage in H6he von 0,099 % des Bestandes zum
31.12.2026."

Der vorgenannte Beitrittsbeschluss des Fleckens Aerzen steht unter dem Vorbehalt, dass die
zustandige Finanzverwaltung dem Flecken die Moglichkeit eines steuerlichen Querverbunds
bestatigt. Im Zeitpunkt der Versendung dieser Ratsvorlage steht die Antwort an den Flecken
Aerzen noch aus und die Frage der Querverbundsfahigkeit ist mithin noch ungeklart. Ein
Abwarten der Ratsbefassung wirde jedoch einen Beitritt zum Jahreswechsel 2026/2027
vereiteln, so dass trotz des Vorbehalts eine Entscheidung der WWE-Altgesellschafter zum
Beitrittswunsch eingeholt werden soll. Ein Beitritt zum Jahreswechsel wird nicht stattfinden,
wenn die Frage der Querverbundsfahigkeit nicht vorab geklart werden kann. In diesem Fall
ware der Beitrittsprozess ggf. im Jahr 2027 neu zu starten.

Chance

Die Beteiligung neuer kommunaler Gesellschafter an der WWE wird die Marktposition der
WWE starken und festigen, denn das erfolgreiche WWE-Modell steht fir die optimale
Verbindung von Konzessionsgebereigenschaft und Verbleib der Wertschopfung aus den
Netzen in der Region.

Kommunalrechtliche Voraussetzungen

Die kommunalrechtlichen Vorgaben der 88§ 136 ff. NKomVG werden eingehalten.

Nebeneffekt der Beteiligung eines oder mehrerer weiterer kommunaler Gesellschafter im
Wege der Kapitalerhbhung ist eine entsprechend quotale ,Verwadsserung“ der
Gesellschaftsanteile der Altgesellschafter. Durch die Aufnahme eines oder mehrerer neuer
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kommunaler Gesellschafter im Wege der Kapitalerhéhung sind nach Beitritt mehr
kommunale Gesellschafter an einem insgesamt hoheren Kapital der WWE beteiligt. Dies
fuhrt automatisch zu einer Verschiebung der Beteiligungsquoten bei nominal gleicher GréRke
des jeweils gehaltenen Gesellschaftsanteils. Im Gegenzug wird die WWE durch die Einlagen
werthaltiger, sodass sich der Wert der Gesellschaftsanteile fur den einzelnen Gesellschafter
nicht verandert.

Die Aufnahme eines oder mehrerer neuer kommunaler Gesellschafter und die
Kapitalerhdhung erfordern eine Anderung des Gesellschaftsvertrages der WWE und des
Konsortialvertrages. Dies wird durch den zweiten Beschluss umgesetzt. Die
kommunalrechtlichen Vorgaben an den Gesellschaftsvertrag sind auch in der als
Anlage Error! Bookmark not defined. beigefligten Fassung — unverandert — eingehalten.
Es handelt sich nicht um eine wesentliche Erweiterung eines Gesellschaftsvertrages i. S. v.
§ 136 Abs. 1 S. 2 NKomVG. Der Konsortialvertrag wird nur dahingehend geandert, dass ein
kommunaler Gesellschafter dem Gesamtkonstrukt beitritt. Dieses Vorgehen, die
Vertragsanderungen und diese Beschlussvorlage wurden im Vorfeld mit den zustandigen
Aufsichtsbehdérden abgestimmt.

Beschliisse

Der erste Beschluss betrifft die Beteiligung des Fleckens Aerzen als neuer kommunaler
Gesellschafter an der WWE im Wege der Kapitalerhdhung. Der zweite Beschluss regelt die
fir die Beteiligung des Fleckens Aerzen erforderliche Anderung des Gesellschaftsvertrages
und des Konsortialvertrages der WWE. Der dritte Beschluss regelt die entsprechende
Umsetzung.

UMSETZUNG
Umsetzung

Zur Umsetzung der Beschlusse wird die kommunale Vertreterin der Gemeinde Suthfeld
beauftragt und erméachtigt, in der Gesellschafterversammlung der WWE der Aufnahme des
Fleckens Aerzen im Wege der Kapitalerhdhung sowie der damit einhergehenden Anderung
des Gesellschaftsvertrages der WWE und des Konsortialvertrages der WWE zuzustimmen.

Weiteres Vorgehen WWE

Im Falle der Beteiligung kommunaler Neugesellschafter an der WWE wie dargestellt hat der
Flecken Aerzen ein ordnungsgemaflles Anzeigeverfahren  durchzufihren. Ein
Anzeigeverfahren der niedersachsischen Altgesellschafter in diesem Zusammenhang ist
nicht erforderlich.

Finanzielle Auswirkungen

Anlage/n
1 - Beschlussvorlage_Beitritt Aerzen_Anlage 1_Gesellschaftsvertrag WWE (Entwurf fur

Aufnahme Aerzen) (6ffentlich)
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I. Firma, Sitz, Gegenstand des Unternehmens

§1 Firma und Sitz

Die Gesellschaft fuhrt die Firma

.Westfalen Weser Energie GmbH & Co. KG*.

Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Paderborn.

§ 2 Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand des Unternehmens sind, im Rahmen der kommunalen Aufgabenerfillung,

a)

die Verwaltung der Komplementarin sowie von Beteiligungen an Unternehmen, die in

den Bereichen Bezug, Transport und Verteilung von Strom, Gas, Warme, Wasser,

Abwasser, die Erzeugung von Strom und Warme sowie allen dazugehérigen

versorgungswirtschaftlichen Aufgaben unmittelbar oder mittelbar in der Region

Westfalen-Weser tatig sind, insbesondere die Verwaltung von Beteiligungen

1.

an der Westfalen Weser Netz GmbH, die als Verteilnetzbetreiberin die
Leitungsnetze Strom, Gas und Wasser in der Region Westfalen-Weser betreibt
und das Eigentum an den Leitungsnetzen Strom, Gas und Wasser in der Region
Westfalen-Weser sowie an dem von der Energieservice Westfalen Weser GmbH
betriebenen Kraftwerk und den von der AWP GmbH betriebenen Abwasseranlagen

inne hat;

an der Energieservice Westfalen Weser GmbH, die in den Bereichen der
Erzeugung von Strom und Erzeugung und Verteilung von Warme auf Basis fossiler
und erneuerbarer Energietrager sowie im Bereich Contracting tatig ist und zu

diesem Zweck Erzeugungsanlagen betreibt;

an der Westfalen Weser Energieerzeugung GmbH, die in den Bereichen
Entwicklung, Planung, Errichtung und Betrieb von Anlagen zur Erzeugung,
Nutzung und Einspeisung von Energie und Warme, insbesondere aus
erneuerbaren Ressourcen, und deren Vermarktung sowie der Initiierung und

Entwicklung von Projekten in diesem Bereich tatig ist;

an der Westfalen Weser Energiespeicher GmbH, die in den Bereichen
Entwicklung, Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Speicherung von Energie,

insbesondere elektrischer Energie, der Vermarktung der Speicherkapazitaten der
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Anlagen sowie der mit diesen Anlagen gespeicherten Energiemengen und der

Initiierung und Entwicklung von Projekten in diesem Bereich tatig ist;

b) die Verwaltung von Tochtergesellschaften, die auf dem Gebiet der Energieerzeugung,
der Energie- und Wasserversorgung, der Abwasserwirtschaft, der Abfallentsorgung
und des éffentlichen Personennahverkehrs (OPNV) in der Region Westfalen-Weser
Dienstleistungen erbringen, soweit diese den Hauptzweck des jeweiligen
Unternehmensgegenstandes der Tochtergesellschaften férdern sowie die im
Zusammenhang mit den Unternehmensgegenstanden anfallende
Informationsverarbeitung. Bei der Erbringung von verbundenen Dienstleistungen
durch Tochtergesellschaften auf dem Gebiet der Energieversorgung sind die
Anforderungen des § 107a Absatz 2 Satz 2 der Gemeindeordnung fir das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) zu beachten.

c) die Erbringung von Dienstleistungen in den Bereichen Unternehmenskommunikation,
Kommunalmanagement, Controlling, Recht, Finanzen, IT und Personal fir

Konzerngesellschaften.

Die Gesellschaft ist zu allen Geschaften und MalRnahmen berechtigt, die dem
Gesellschaftszweck unmittelbar oder mittelbar zu dienen geeignet sind. Sie kann sich an
gleichartigen oder dhnlichen Unternehmen im Inland beteiligen und Unternehmensvertrage
aller Art abschlieBen. Die Gesellschaft ist ferner berechtigt, Zweigniederlassungen im Inland

zu errichten.

Die Gesellschaft beachtet im Rahmen ihrer unternehmensgegenstandlichen Tatigkeit
insbesondere kommunalrechtliche und vergaberechtliche Vorschriften. Das Gesetz zur
Gleichstellung von Frauen wund Mannern fir das Land Nordrhein-Westfalen
(Landesgleichstellungsgesetz - LGG) vom 09.11.1999 findet in der jeweils geltenden

Fassung Anwendung.

Il. Gesellschafter, Gesellschaftskapital, Gesellschafterkonten

§ 3 Gesellschafter, Kapitalanteile, Einlagen, Haftsummen

Die einzige persénlich haftende Gesellschafterin (Komplementarin) der Gesellschaft ist die
Westfalen Weser Energie Verwaltungsgesellschaft mbH mit Sitz in Paderborn. Die
Komplementarin erbringt keine Einlage und hat keinen Kapitalanteil. Sie ist weder am
Gewinn noch am Verlust der Gesellschaft beteiligt. Die anderen Gesellschafter sind

Kommanditisten.
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Kommanditisten der Gesellschaft sind die in Anlage 1 zu diesem Gesellschaftvertrag

genannten Kommunen oder kommunale Unternehmen mit dort genannten Hafteinlagen.

Die Kommanditisten einschlief3lich Nr. 2 bis einschlieBlich Nr. 49 gemall Anlage 1 haben
ihre Kapitalanteile nach Absatz (2) durch Bar- und/oder Sacheinlagen erbracht. Die Gbrigen
Kommanditisten ab einschlieRlich Nr. 50 bis einschlieRlich Nr. 5958 gemaR Anlage 1 haben
ihre Kapitalanteile nach Absatz (2) durch Bareinlagen erbracht. Einzelheiten hierzu sind in

der Beitrittsvereinbarung mit dem jeweiligen Kommanditisten geregelt.

Die Kapitalanteile der Kommanditisten nach Absatz (2) sind fest und stimmen mit den im
Handelsregister einzutragenden Haftsummen der Kommanditisten Uberein. Sie bilden
zusammen das Festkapital der Gesellschaft im Sinne dieses Gesellschaftsvertrages. Die
Festkapitalanteile kénnen nur durch Anderung des Gesellschaftsvertrages geandert

werden.

§ 4 Gesellschafterkonten

Fiur jeden Kommanditisten werden ein Kapitalkonto I, ein Kapitalkonto lla, ein
Verlustvortragskonto und ein Verrechnungskonto gefuhrt. Fir einen Teil der
Kommanditisten wird auRerdem ein Kapitalkonto IIb gefiihrt. Weiterhin flhrt die Gesellschaft

fur alle Kommanditisten gemeinsam ein gesamthanderisch gebundenes Rucklagenkonto.

Auf dem Kapitalkonto | wird der Festkapitalanteil des Kommanditisten gebucht. Das Konto

ist unverzinslich.

Auf dem Kapitalkonto lla wird fir jeden der folgenden Kommanditisten (im Folgenden
L1Altgesellschafter”) der Wert seiner Sacheinlage, die aufgrund seines Beitritts zur
Gesellschaft zu leisten ist, soweit dieser Wert nicht auf seinem Kapitalkonto | zu erfassen

ist, gebucht:

e Gemeinde Kirchlengern;

o Beteiligungsgesellschaft Stadt Spenge mbH;

o Baderbetriebe Wunstorf Gesellschaft mit beschrankter Haftung;

e Delbricker Energie- und Kommunalbetriebe GmbH;

¢ Entwicklungsgesellschaft mbH Samtgemeinde Sachsenhagen EGS;
e Gemeinde Altenbeken;

e Gemeinde Borchen;

e Gemeinde Hiddenhausen;

e Gemeinde Schlangen;

Seite 6 von 42

TOP 18



e HVV Herforder Versorgungs- und Verkehrs-Beteiligungs-GmbH;

o Kommunale Entwicklungsgesellschaft Rédinghausen mbH;

o Kreis Herford;

e Kreis Hoxter,;

o Kreis Paderborn;

o Verkehrsgesellschaft Hameln-Pyrmont mbH;

e Mindener Hafen Gesellschaft mit beschrankter Haftung;

e Obernkirchener Stadtentwicklungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH;

e Paderborner Kommunalbetriebe GmbH;

o Betriebs- und Beteiligungsgesellschaft Petershagen mbH;

e Samtgemeinde Eilsen;

e Samtgemeinde Lindhorst;

e Samtgemeinde Niedernwdhren;

e Samtgemeinde Nienstadt;

e Sennegemeinde Hovelhof;

o Stadt Bad Winnenberg;

e Stadtische Betriebe Blickeburg GmbH;

e Stadt Buren;

e Stadt Detmold;

e Stadt Horn-Bad Meinberg;

e Stadt Salzkotten;

o Stadtwerke Bad Oeynhausen AGR;

e Stadtwerke Lichtenau GmbH;

o Stadtwerke Porta Westfalica Gesellschaft mit beschrankter Haftung;

o WBG Hille Beteiligungsgeselischaft-mbHWirtschafts-Betriebs-Gesellschaft Hille
mbH;

o Wirtschaftsbetriebe Stadthagen GmbH.

Auf dem Kapitalkonto lla wird fur jeden der folgenden Kommanditisten (im Folgenden
.,Griindungsgesellschafter) der Buchwert des ihm unmittelbar vor Beitritt der Alt- und
Neugesellschafter (vgl. Absatz (5)) anteilig zuzurechnenden Vermogens der Gesellschaft,

soweit dieser Wert nicht auf seinem Kapitalkonto | zu erfassen ist, gebucht:

e HVV Herforder Versorgungs- und Verkehrs-Beteiligungs-GmbH

e Paderborner Kommunalbetriebe GmbH.

Auf dem Kapitalkonto lla wird fur jeden Kommanditisten, der aufgrund seines Beitritts zur

Gesellschaft — nur oder auch — eine Bareinlage zu leisten hat, d. h. fir jeden der folgenden
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Kommanditisten (im Folgenden ,Neugesellschafter?), das Neunfache des Nennwerts

seiner auf dem Kapitalkonto | zu erfassenden Bareinlage gebucht:

Bad Lippspringer Vermdgensverwaltungsgesellschaft mbH;
Flecken Ottenstein;

Gemeinde Haste;

Gemeinde Heyen;

Gemeinde Suthfeld;

Stadt Bad Nenndorf;

Stadt Brakel,;

Stadt Enger;

Stadt Espelkamp;

Stadt Lage;

Stadt Léhne;

Stadt Lugde;

Stadtwerke Schlof Holte-Stukenbrock GmbH;
Stadtwerke Bad Driburg GmbH;

Stadtwerke Beverungen GmbH;

Stadt Marienmunster;

Bader- und Wirtschaftsbetriebe Hoxter GmbH;
Blinder Bader GmbH;

Stadtwerke Steinheim GmbH;

Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH;

Gemeinde Hohnhorst;

Stadt Holzminden;

Flecken Aerzen.

(6) Von den Neugesellschaftern haben die folgenden Kommanditisten (im Folgenden

.Neugesellschafter-FK") den auf ihrem Kapitalkonto lla zu buchenden Betrag nicht oder

teilweise nicht durch Einlagen geleistet:

HVV Herforder Versorgungs- und Verkehrs-Beteiligungs-GmbH;
Paderborner Kommunalbetriebe GmbH;

WBGHille Beteiligungsgeselschaft-mbHWirtschafts-Betriebs-Gesellschaft Hille
mbH;

Mindener Hafen Gesellschaft mit beschrankter Haftung;

Stadtwerke Porta Westfalica Gesellschaft mit beschrankter Haftung;
Stadtische Betriebe Blickeburg GmbH,;

Wirtschaftsbetriebe Stadthagen GmbH;
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e Gemeinde Hiddenhausen;

e Stadt Horn-Bad Meinberg;

o Beteiligungsgesellschaft Stadt Spenge mbH;

e Samtgemeinde Nienstadt;

e Entwicklungsgesellschaft mbH Samtgemeinde Sachsenhagen EGS;
o Kommunale Entwicklungsgesellschaft Rédinghausen mbH;

e Samtgemeinde Eilsen;

e Samtgemeinde Lindhorst;

e Samtgemeinde Niedernwdhren;

e Gemeinde Altenbeken;

o Baderbetriebe Wunstorf Gesellschaft mit beschrankter Haftung;
o Obernkirchener Stadtentwicklungs- und Beteiligungsgesellschaft mbH;
e Stadtwerke Lichtenau GmbH;

e Stadt Bad Winnenberg;

e Sennegemeinde Hovelhof;

e Bad Lippspringer Vermogensverwaltungsgesellschaft mbH;

¢ Flecken Ottenstein;

¢ Gemeinde Haste;

¢ Gemeinde Heyen;

¢ Gemeinde Suthfeld;

e Stadt Bad Nenndorf;

e Stadt Brakel;

e Stadt Enger;

e Stadt Espelkamp;

e Stadt Lohne;

e Stadt Lugde;

e Stadtwerke Schlof3 Holte-Stukenbrock GmbH.

Kommanditisten, die den auf ihrem Kapitalkonto lla zu buchenden Betrag teilweise nicht

durch Einlagen geleistet haben, sind nur insoweit Neugesellschafter-FK.

Von den Neugesellschaftern haben die folgenden Kommanditisten (im Folgenden
.Neugesellschafter-EK“) den auf ihrem Kapitalkonto Ila zu buchenden Betrag ganz oder

teilweise durch Bareinlagen geleistet:

e HVV Herforder Versorgungs- und Verkehrs-Beteiligungs-GmbH;
e Paderborner Kommunalbetriebe GmbH;

o WBGHille Beteiligungsgesellschaft-mbHWirtschafts-Betriebs-Gesellschaft Hille
mbH;
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o Betriebs- und Beteiligungsgesellschaft Petershagen mbH;
e Stadt Salzkotten;

¢ Gemeinde Borchen;

o Delbricker Energie- und Kommunalbetriebe GmbH;
e Stadt Buren;

e Stadt Lage;

e Stadtwerke Bad Driburg GmbH;

e Stadtwerke Beverungen GmbH;

e Stadt Marienminster;

e Bader- und Wirtschaftsbetriebe Hoxter GmbH;

e Bunder Bader GmbH;

e Stadtwerke Schlof3 Holte-Stukenbrock GmbH;

e Stadtwerke Steinheim GmbH;

e Blomberger Versorgungsbetriebe GmbH;

¢ Gemeinde Hohnhorst;

e Stadt Holzminden;

e Flecken Aerzen.

Kommanditisten, die den auf ihrem Kapitalkonto Ila zu buchenden Betrag nur teilweise durch

Bareinlagen geleistet haben, sind nur insoweit Neugesellschafter-EK.

Das Kapitalkonto lla ist unverzinslich.

Auf dem Kapitalkonto Ilb wird fur jeden Neugesellschafter-FK sein Anteil an den noch nicht
getilgten Darlehen, welche die Gesellschaft zur anteiligen Fremdfinanzierung der von E.ON
Energie AG erworbenen Aktien an der E.ON Westfalen Weser AG bei den finanzierenden
Banken aufnimmt oder aufgenommen hat, als Sollbetrag (Negativbetrag) gebucht, wobei
sich dieser Anteil nach dem Verhaltnis seines Anteils an dem von den Neugesellschaftern-
FK insgesamt gehaltenen Festkapital bestimmt. Soweit der Gewinnanteil eines
Neugesellschafters-FK zur Tilgung der auf seinem Kapitalkonto IIb anteilig abgebildeten
Darlehen verwendet wird, erfolgt eine Gutschrift (Habenbuchung) auf dem Kapitalkonto lib.
Der Gewinnanteil eines Neugesellschafters-FK ist vorrangig auf seinem Kapitalkonto Ilb zu
buchen, soweit das Kapitalkonto Ilb aufgrund der mit den finanzierenden Banken
vereinbarten Tilgungszeitrdume zurlickzufiihren ist. Das Konto ist unverzinslich. Die

Regelung des § 21 Absatz (2) bleibt unberihrt.

Auf dem Verlustvortragskonto wird fiir jeden Kommanditisten sein Anteil am Verlust der

Gesellschaft sowie sein spaterer Gewinnanteil bis zum Ausgleich des Verlustanteils
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gebucht. Die Kommanditisten sind nicht verpflichtet, zum Ausgleich dieses Kontos

Einzahlungen zu leisten. Das Konto ist unverzinslich.

Dem gesamthanderisch gebundenen Rucklagenkonto werden die nicht entnahmefahigen
Gewinnanteile, die den Kommanditisten im Verhaltnis ihrer Festkapitalanteile zuzuschreiben
sind (vgl. Absatze (13) und (14)), gebucht. An dem Konto sind die Kommanditisten stets im
Verhaltnis ihrer Festkapitalanteile beteiligt. Das Konto ist unverzinslich. Die Kommanditisten
kénnen beschlielen, dass vom Ricklagenkonto beteiligungsproportional Betrage auf die
Verlustvortrags- und/oder Verrechnungskonten umgebucht werden, soweit das

Rucklagenkonto hierdurch nicht negativ wird.

Auf dem Verrechnungskonto werden fir jeden Kommanditisten die entnahmefahigen
Gewinnanteile (vgl. Absatze (13) und (14)) sowie der sonstige, im Rahmen dieses
Gesellschaftsvertrages getatigte Zahlungsverkehr zwischen der Gesellschaft und dem
Kommanditisten gebucht. Die ganze oder teilweise unterjdhrige Entnahme von
entnahmefahigen Betrdgen eines erst zum Jahresende endglltig feststehenden
Gewinnanteils ist nur zuldssig, soweit das Entnahmerecht nach Jahresende mit hoher
Wahrscheinlichkeit besteht, und bedarf, soweit nichts anderes bestimmt ist, eines

Gesellschafterbeschlusses. Die Verrechnungskonten sind unverzinslich.

Die Gesellschaft fihrt unterjahrig anfallende Kapitalertragsteuer zzgl. Solidaritatszuschlag
an die Finanzbehdrden ab, welche sich die Kommanditisten auf ihrer Ebene bei ihrer
Veranlagung anrechnen bzw. erstatten lassen kénnen (Transparenzprinzip). Die abgefiihrte
Kapitalertragsteuer zzgl. Solidaritatszuschlag wird zum Jahresende anteilig gegen die
Verrechnungskonten der Kommanditisten gebucht, was das Entnahmepotential der
Kommanditisten mindert. Hierdurch kann es zu negativen Salden auf den
Verrechnungskonten kommen (,Uberentnahmen®), wenn die anteilige Tilgung am
Konsortialkredit (Kapitalkonto IIb) und die Summe der abgefiihrten Kapitalertragssteuern
hoéher ist, als der handelrechtliche Gewinnanteil. Nur in diesem Fall sind Uberentnahmen
zulassig. Die Uberentnahmen sind durch zukiinftige Gewinnanteile auszugleichen. Sollten
die Gewinnanteile hierzu nicht genligen, so hat der Kommanditist spatestens zum Ablauf
des dritten Geschéaftsjahres, das auf die jeweilige buchhalterische Wertstellung der
jeweiligen Uberentnahme folgt, an die Gesellschaft einen Ausgleich in bar zu leisten. Der
Betrag ist zum Ausgleich des negativen Saldos des Verrechnungskontos diesem

gutzuschreiben.

Der Anteil eines Neugesellschafters-FK am Gewinn der Gesellschaft ist entnahmefahig und
wird damit seinem Verrechnungskonto gutgeschrieben, soweit sein Gewinnanteil den auf
seinem Kapitalkonto llb zu buchenden Betrag Ubersteigt und soweit sein daruber

hinausgehender Gewinnanteil einen Ausschittungsbetrag in Hohe von 3,00 % des auf
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seinem Kapitalkonto | gebuchten Betrages zuziglich eines auf seinen Gewinnanteil
entfallenden typisierten Koérperschaftsteuerbetrages nicht Ubersteigt (,Zielgewinn®).Der
typisierte Koérperschaftsteuerbetrag ist aufgrund des handelsrechtlichen Gewinnanteils des
Gesellschafters, erhéht um die auf diesen Gewinnanteil entfallende typisierte
Gewerbesteuer zu ermitteln (typisierte Bemessungsgrundlage) und um den auf ihn
entfallenden Solidaritatszuschlag zu erhéhen. Auf den typisierten Kérperschaftsteuerbetrag
zuzuglich den Solidaritatszuschlag sind auf den jeweiligen Kommanditisten entfallende
Kapitalertragsteueranrechnungsguthaben anzurechnen. Soweit diese in einem Jahr den
typisierten Kdrperschaftsteuerbetrag zuzlglich Solidaritatszuschlag lbersteigen, wird der
Ubersteigende Betrag in den Folgejahren mit dem Anspruch des Neugesellschafters-FK auf
Ausgleich des typisierten Korperschaftsteuerbetrages zuziiglich des Solidaritatszuschlages
verrechnet. Im Ubrigen bleibt der Anspruch des Neugesellschafters-FK auf den Zielgewinn
bestehen. Soweit der Gewinnanteil den Zielgewinn Uberschreitet, ist er nicht entnahmefahig
und wird dem Ricklagenkonto zugeschrieben. Ist ein Kommanditist sowohl
Neugesellschafter-FK als auch Alt- oder Griindungsgesellschafter, so gilt dieser Absatz (13)
nur insoweit, als der Kommanditist Neugesellschafter-FK ist. In diesem Fall tritt — fur die
Anwendung dieses Absatzes (13) — an die Stelle seines Kapitalkontos | der auf seine
Bareinlage entfallende Teil seines Kapitalkontos |. Fir den auf seine Sacheinlage

entfallenden Teil seines Kapitalkontos gilt Absatz (14).

Der Anteil eines Kommanditisten, der nicht Neugesellschafter-FK ist, am Gewinn der
Gesellschaft, ist grundsatzlich voll entnahmefahig und wird dem Verrechnungskonto
gutgeschrieben. Soweit jedoch die Gewinnanteile des Neugesellschafter-FK nach
Absatz (13) nicht entnahmefahig sind, sind auch die Gewinnanteile der grundsatzlich voll
entnahmeberechtigten Kommanditisten beteiligungsproportional (im Verhaltnis der
Kapitalkonten I) nicht entnahmefahig. Ist ein Kommanditist sowohl Neugesellschafter-FK als
auch Alt- oder Griindungsgesellschafter, so gilt dieser Absatz (14) nur insoweit, als der
Kommanditist Alt- oder Griindungsgesellschafter ist. In diesem Fall tritt — fir die Anwendung
dieses Absatzes (14) — an die Stelle seines Kapitalkontos | der auf seine Sacheinlage
entfallende Teil seines Kapitalkontos I. Fir den auf die Bareinlage entfallenden Teil seines
Kapitalkontos gilt Absatz (13). Als Sacheinlage im Sinne dieses Absatzes (14) gilt auch das
den Grundungsgesellschaftern unmittelbar vor Beitritt der Alt- und Neugesellschafter anteilig

zuzurechnende Vermogen der Gesellschaft.

Ist ein Kommanditist sowohl Alt- oder Griindungsgesellschafter als auch Neugesellschafter,
wird fur ihn ein einheitliches Kapitalkonto I, Kapitalkonto Ila, Verlustvortragskonto und

Verrechnungskonto gefiihrt.
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(16)

Fur die Komplementarin wird lediglich ein Verrechnungskonto gefihrt, dem die Vergutungen
nach § 7 Absatz (2) gutgeschrieben werden und Uber das der sonstige Zahlungsverkehr

zwischen der Komplementarin und der Gesellschaft abgewickelt wird.

lll. Geschaftsfiihrung,
Gesellschafterversammlungen

§ 5 Geschiftsfilhrung, Vertretung

Zur Geschaftsfuhrung und Vertretung ist allein die Komplementarin berechtigt und
verpflichtet. Sie selbst ist von den Beschrankungen des § 181 Blrgerliches Gesetzbuch
(BGB) befreit.

Die Komplementéarin fuhrt die Geschafte nach Malgabe der Gesetze, dieses
Gesellschaftsvertrages, des zu beschlieBenden jahrlichen Wirtschaftsplans, der
Geschaftsordnung, der Beschlisse und Weisungen der Gesellschafterversammlung und der

Beschllisse des Aufsichtsrats.

Bei der Gestaltung vertraglicher Beziehungen zwischen der Gesellschaft und den
Gesellschaftern hat die Komplementarin darauf zu achten, dass Lieferungen und Leistungen

zu marktiblichen Konditionen erbracht werden.

Die Kommanditisten bevollmachtigen die Komplementarin unter Befreiung von den
Beschrankungen des § 181 BGB unwiderruflich, mit neu beitretenden Kommanditisten nach
einem entsprechenden Beschluss der Gesellschafterversammlung einen Aufnahmevertrag

abzuschlieRen.

Die Kommanditisten sind verpflichtet, der Komplementarin unter Befreiung von den
Beschrankungen des § 181 BGB eine Handelsregistervollmacht zu erteilen, die es der
Komplementarin ermoglicht, samtliche gesetzlich vorgesehenen Anmeldungen zum

Handelsregister hinsichtlich der Gesellschaft vorzunehmen.

§ 6 Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern in der Westfalen Weser Netz GmbH

Die Komplementarin ist verpflichtet, in der Gesellschafterversammlung der Westfalen Weser Netz

GmbH die 14 Vertreter der Anteilseigner, die gemall § 11 Absatz (3) Aufsichtsratsmitglieder im

Aufsichtsrat der Gesellschaft sind, in den Aufsichtsrat der Westfalen Weser Netz GmbH zu wahlen.

Dies gilt auch bei Ausscheiden eines Aufsichtsratsmitgliedes in den Fallen des § 11 Absatz (9)

lit. @) und lit. c) dieses Gesellschaftsvertrages.
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§8

§ 7 Vergiitung der Komplementarin

Der Komplementarin werden von der Gesellschaft samtliche marktangemessenen
Ausgaben und Aufwendungen fir die Geschaftsfihrung (einschlieBlich der Vergitung der
Geschaftsflhrer) erstattet, sobald sie entstanden sind und soweit sie ausschliellich die
Gesellschaft betreffen. Gegeniber den Kommanditisten besteht kein Aufwendungs-

ersatzanspruch.

Die Komplementéarin erhalt ferner eine jahrliche, jeweils zum Ende eines jeden
Geschéaftsjahres zu zahlende Vorabvergiitung in Héhe von 5 % ihres Stammkapitals, das
€ 25.000,00 betragt.

Der Ausgaben- und Aufwendungsersatz nach Absatz (1) und die Vorabverglitung nach

Absatz (2) sind im Verhaltnis der Kommanditisten zueinander als Aufwand zu behandeln.

Ausiibung der Gesellschafterrechte aus den Geschiftsanteilen an der Komplemen-

tarin in der Kommanditistenversammlung

Die Gesellschafterrechte (z. B. Stimmrecht) aus den Geschaftsanteilen an der
Komplementarin, die der Gesellschaft gehdren, werden alleine durch die Kommanditisten
der Gesellschaft nach den folgenden Bestimmungen ausgelbt. Im Rahmen dieser
Rechtsaustubung sind jeweils die Kommanditisten gemeinschaftlich zur Vertretung der

Gesellschaft bevoliméachtigt.

Die Kommanditisten Gben ihr Stimmrecht in der Komplementarin in der Weise aus, dass sie
Uber die zu treffende MalRnahme Beschluss fassen und anschlieend der oder die von ihnen
bestimmten Kommanditisten die beschlossene MalRnahme namens der Gesellschaft unter
Wahrung der vorgeschriebenen Form ausfuhren. Bei der Ausibung der Stimmrechte sind
die kommunalen Vertreter der Kommanditisten entsprechend § 113 Absatz (1) S. 2 GO
NRW an die Beschlisse des Rates und seiner Ausschisse bzw. entsprechend § 138
Absatz 1 Satz 2 des Niedersachsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) an die
Beschlisse der Vertretung und des Hauptausschusses der unmittelbar bzw. mittelbar an der

Gesellschaft beteiligten Gebietskdrperschaften gebunden.

Die Beschlisse der Kommanditisten werden in Kommanditistenversammlungen im Regelfall
am Sitz der Gesellschaft gefasst. Dies gilt insbesondere flr Beschlisse gemalR dem
nachfolgenden Absatz (4) lit. a), ¢) und h). Im Ubrigen kénnen Beschliisse an anderen Orten
des Netzgebietes gefasst werden. Fiur die Einberufung und Abstimmung der

Kommanditistenversammlung gilt § 9 entsprechend.
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Die Kommanditistenversammlung beschliel3t Uber alle, der Gesellschafterversammlung der

Komplementarin zugewiesenen Angelegenheiten, insbesondere lUber:

a) Die Feststellung des Jahresabschlusses und Ergebnisverwendung der

Komplementarin;

b) die Anderung des Gesellschaftsvertrages, insbesondere Anderungen des

Unternehmensgegenstandes, Kapitalerhdhungen und -herabsetzungen;

c) die Bestellung, Abberufung und Entlastung von Geschéaftsfiuhrern sowie der
Abschluss, die Anderung und die Kiindigung von Anstellungsvertragen mit

Geschaftsfuhrern;
d) die Bestellung von Prokuristen;

e) die Geltendmachung von Schadensersatzansprichen gegeniber dem / den

Geschaftsfuhrer(n);

f) Weisungen an die Geschéaftsfihrung und Erlass einer Geschéaftsordnung fur die

Geschaftsfuhrung;
9) die Wahl des Abschlussprifers;
h) die Feststellung des Wirtschaftsplans;

i) die Grundung und Errichtung von Unternehmen sowie den Erwerb und die
Veraufllerung von Unternehmen, Beteiligungen, Betrieben und Betriebsteilen, die
Veraullerung oder die Verpachtung des Unternehmens der Gesellschaft oder

wesentlicher Teile hiervon.

§ 9 Gesellschafterversammlung, Beschlussfassung

Die Komplementarin beruft die Gesellschafterversammlung der Gesellschaft ein, wenn
Beschlisse zu fassen sind oder die Einberufung aus einem sonstigen Grund im Interesse
der Gesellschaft liegt. Die Gesellschafterversammlung ist mindestens zweimal jahrlich
einzuberufen. Die Einberufung erfolgt durch Brief, Telefax oder E-Mail unter Ubersendung
der Tagesordnung, erganzender Unterlagen und der Beschlussvorlagen. Zwischen dem Tag
der Aufgabe dieses Briefes zur Post bzw. der Versendung per Telefax oder per E-Mail und
dem Versammlungstag missen mindestens zwei Wochen liegen. Kommanditisten, die

mindestens 10 % aller Stimmen auf sich vereinigen, kbénnen jederzeit eine
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Gesellschafterversammlung einberufen. Fir diesen Fall gelten die Satze 3 und 4 dieses

Absatzes entsprechend.

Die Versammlung findet im Regelfall am Sitz der Gesellschaft statt. Dies gilt insbesondere
fir Beschliisse gemalR § 10 Absatz (1) lit. a) und h). Im Ubrigen kénnen Beschliisse an

anderen Orten des Netzgebietes gefasst werden.

Der Vorsitz in der Gesellschafterversammlung wird fir die Dauer einer Amtszeit jeweils
abwechselnd von der Stadt Paderborn bzw. der Stadt Herford bestellt. Der erste Vorsitzende
der Gesellschafterversammlung wird durch die Stadt Herford bestellt. Die Bestellung des
Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung endet mit dem Schluss der
Gesellschafterversammlung, die Uber die Entlastung der Komplementarin flr das vierte
Geschaftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschlie3t. Das Geschaftsjahr, in dem die Amtszeit
beginnt, wird nicht mitgerechnet. Bis zur Neuwahl fluhrt der bisherige Vorsitzende der

Gesellschafterversammlung sein Amt fort.

Die Beschlussfassung erfolgt grundsatzlich in der Gesellschafterversammlung im Regelfall
in einer Prasenzversammlung oder ausnahmsweise in einer Telefon-/Videokonferenz.
Beschlisse kdnnen alternativ auch auflerhalb von Gesellschafterversammlungen durch
schriftliche oder elektronische Stimmabgabe in Form von Umlaufverfahren gefasst werden.
Voraussetzung einer Beschlussfassung im Umlaufverfahren ist, dass mindestens drei
Viertel aller Kommanditisten dieser Art der der Beschlussfassung zustimmen und

mindestens 75 % aller Stimmen an der Beschlussfassung teilnehmen.

Das Stimmrecht der Kommanditisten richtet sich nach deren Anteil am Festkapital. Je € 1,00
Festkapital gewahren eine Stimme. Mehrere Stimmen eines Gesellschafters sind einheitlich
auszuiben. Bei der Ausibung der Stimmrechte sind die kommunalen Vertreter der
Kommanditisten entsprechend § 113 Absatz 1 S. 2 GO NRW an die Beschlisse des Rates
und seiner Ausschisse bzw. entsprechend § 138 Absatz 1 S. 2 NKomVG an die Beschlisse
der Vertretung und des Hauptausschusses der unmittelbar bzw. mittelbar an der
Gesellschaft beteiligten Gebietskorperschaften gebunden. Dies gilt auch im Falle einer

Vollmachtserteilung nach Absatz (9).

Uber alle der Beschlussfassung der Gesellschafter unterliegenden Gegenstande
entscheidet die Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von 75 % der abgegebenen
Stimmen, soweit durch diesen Vertrag oder durch das Gesetz nicht zwingend etwas anderes
vorgeschrieben wird; Enthaltungen zahlen als nicht abgegebene Stimme. Das Festkapital
kann nur durch einstimmigen Beschluss aller Kommanditisten erhoht werden, wenn alle
Kommanditisten zur Leistung einer Einlage verpflichtet werden sollen. Eine

Kapitalerh6hung, die nur die Kommanditisten zur Leistung weiterer Einlagen verpflichtet, die
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fur die Kapitalerhdhung stimmen, kann mit einer Mehrheit von 75 % der abgegebenen
Stimmen beschlossen werden. Die Beteiligungsquote der Kommanditisten, die nicht fur die
Erhéhung des Kapitals gestimmt haben, reduziert sich in Folge der Kapitalerh6éhung

entsprechend.

Soweit ein Kommanditist kraft Gesetzes oder kraft dieses Gesellschaftsvertrages von der
Abstimmung ausgeschlossen ist, berechnet sich die Zahl ,aller Stimmen“ ohne die Stimmen

dieses Gesellschafters.

Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfahig, wenn alle Gesellschafter
ordnungsgemal geladen und in der Gesellschafterversammlung mindestens 75 % aller
Stimmen vertreten sind. Ist die Gesellschafterversammlung trotz ordnungsgemafRer Ladung
nicht beschlussfahig, so hat die Komplementarin unverziglich unter Beachtung der Frist
nach Absatz (1) erneut eine Gesellschafterversammlung mit gleicher Tagesordnung
einzuberufen, die in der Folge immer beschlussfahig ist. In der Ladung zu einer solchen

Gesellschafterversammlung ist auf die Regelung dieses Absatzes hinzuweisen.

Die Komplementéarin, die Mitglieder des Aufsichtsrats und der Vorsitzende des
Arbeitnehmerbeirats nehmen grundsatzlich als Gaste an der Gesellschafterversammlung

teil.

Jeder Kommanditist kann sich in der Gesellschafterversammlung durch einen
Bevollmachtigten vertreten lassen. Der Bevollmachtigte soll in einem Dienstverhaltnis zu
dem vertretenen oder einem anderen Kommanditisten stehen, gesetzlicher Vertreter eines
anderen Kommanditisten oder ein kraft Gesetzes zur Verschwiegenheit verpflichtetes
Mitglied der Rechts- und / oder Steuerberatungsberufe sein. Die Vollmacht muss schriftlich
erteilt sein und verbleibt bei der Gesellschaft. Die Ablehnung eines Bevollméachtigten durch
Beschluss der anderen Kommanditisten ist zuldssig, wenn in seiner Person ein wichtiger

Grund vorliegt.

Uber jede Gesellschafterversammilung ist eine Niederschrift anzufertigen, die samtliche in
der Gesellschafterversammlung gefassten Beschliisse mit ihrem Wortlaut enthalten muss.
Die Niederschrift tGber die Gesellschafterversammlung ist von dem Vorsitzenden zu
unterschreiben. Alle Beschlisse der Gesellschafterversammlung sind dariber hinaus in
einem kontinuierlich fortzufihrenden Beschlussbuch schriftlich festzuhalten. Der Inhalt der
Niederschrift soll den Gesellschaftern nach der Sitzung innerhalb von acht Wochen in
Textform Ubermittelt werden. Im Falle der Beschlussfassung aullerhalb von
Gesellschafterversammlungen im Sinne von Absatz (4) gelten die vorstehenden Satze 1 bis

3 entsprechend.
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(12)

Die Fehlerhaftigkeit der Niederschrift ist innerhalb von zwei Monaten nach Zugang der
Mitteilung nach vorstehendem Absatz (11) Satz 4 schriftlich, zu Handen des Vorsitzenden
der Gesellschafterversammlung, geltend zu machen (Protokollriige). Hilft dieser der
Protokollrige  nicht innerhalb von zwei Wochen durch Ubersendung einer
Anderungsmitteilung ab, so kann der riigende Kommanditist innerhalb von weiteren sechs
Wochen das Schiedsgericht entsprechend § 33 dieses Gesellschaftsvertrages anrufen. Die
Niederschrift gilt als genehmigt und etwaige Mangel als geheilt, wenn innerhalb der
vorgenannten Fristen keine Protokollriige eingereicht bzw. das Schiedsgericht angerufen

wird.

Die Unwirksamkeit eines Gesellschafterbeschlusses kann innerhalb von zwei Monaten nach
Zugang der Niederschrift nach Absatz (11) Satz 4 vor dem Schiedsgericht entsprechend

§ 33 dieses Gesellschaftsvertrages geltend gemacht werden.

§ 10 Aufgaben der Gesellschafterversammlung

Der Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung unterliegen neben den sich
aus dem Gesetz und diesem Gesellschaftsvertrag ergebenden Bereichen folgende

MaRnahmen:
a) Die Feststellung des Jahresabschlusses und die Ergebnisverwendung;
b) die Umbuchungen vom gemeinsamen Ricklagenkonto;
C) die Entnahmen vom Verrechnungskonto in den Fallen des § 24 Absatz (2);

d) der Abschluss, die Anderung und die Aufhebung von Unternehmensvertragen

im Sinne der §§ 291 und 292 Absatz 1 des Aktiengesetzes (AktG);
e) die Anderung des Gesellschaftsvertrages;
f) die Aufnahme weiterer Kommanditisten;
g) die Auflésung der Gesellschaft;
h) die Anderung der Rechtsform;
i) die Genehmigung des Wirtschaftsplans (§ 19);
j) die Weisungen an die Komplementarin;

k) die Entlastung der Komplementarin;
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1)

m)

n)

die Genehmigung einer Geschaftsordnung fir den Aufsichtsrat;

die Festsetzung der Vergutung fir die Mitglieder des Aufsichtsrats;

die Wahl des Abschlussprifers

(2) Der Zustimmung der Gesellschafterversammlung bedurfen folgende Geschafte und

MaRnahmen der Geschéaftsfihrung, soweit diese nicht bereits in dem genehmigten

Wirtschaftsplan nach § 19 dieses Gesellschaftsvertrages enthalten sind:

a)

f)

§ 11

Die Grundung, die Errichtung, der Erwerb und die Verauflerung von

Unternehmen und Beteiligungen;

die Teilnahme an formalen Stamm- oder Festkapitalerhbhungen bei
Beteiligungen, an denen die Gesellschaft nicht mehrheitlich beteiligt ist, sofern
die mit der Kapitalerh6hung verbundenen finanziellen Verpflichtungen jeweils

einen Betrag in H6he von € 5,0 Mio. Ubersteigen;

die Aufnahme neuer und die Aufgabe oder wesentliche Einschrankung
bestehender Téatigkeitsgebiete im Rahmen des Unternehmensgegenstandes

gemal § 2 dieses Gesellschaftsvertrages;
die Bestellung von Prokuristen;

die Bestellung, Abberufung und Entlastung von Geschéaftsfihrern sowie der
Abschluss, die Anderung und die Kiindigung von Anstellungsvertragen mit

Geschaftsfuhrern bei den in § 2 Absatz (1) lit. a) genannten Beteiligungen;

die Vergabe von Darlehen an Darlehensnehmer, an denen die Gesellschaft nicht
mehrheitlich beteiligt ist, wenn der Gesamtbetrag pro Darlehensnehmer

unabhangig von der Anzahl der Darlehen € 5,0 Mio. Ubersteigt;

die wesentliche Anderung bestehender oder die Schaffung wesentlicher neuer

interner Organisationsstrukturen.

IV. Aufsichtsrat

Bestellung und Zusammensetzung des Aufsichtsrats, Ausscheiden

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat, der aus insgesamt 14 Mitgliedern, einschlief3lich

eines Aufsichtsratsvorsitzenden und einem stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden
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(Prasidium des Aufsichtsrats), besteht. Die Mitglieder des Aufsichtsrats setzen sich aus 14
Vertretern der Anteilseigner der Gesellschaft zusammen. Vertreter der Arbeitnehmer der
Gesellschaft im Sinne des § 108a GO NRW hat der Aufsichtsrat nicht.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden gemaf den nachfolgenden Regelungen bestellt. Die
Bestellung der Mitglieder des Aufsichtsrats endet mit dem Schluss der
Gesellschafterversammlung, die Uber die Entlastung der Komplementarin flr das vierte
Geschaftsjahr nach Beginn der Amtszeit beschliet. Die Vertreter der Anteilseigner
unterliegen gem. § 113 Absatz1 GO NRW den Weisungen des Rates. Bei
Aufsichtsratsmitgliedern, die von mehreren Anteilseignern gewahlt worden sind, Uben die
Kommunen ihr Weisungsrecht im Einvernehmen aus. Das Geschéftsjahr, in dem die

Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet.

Die Sitze der Vertreter der Anteilseigner sind wie folgt verteilt:

a) Funf (5) Sitze entfallen auf die Anteilseigner im Kreis Herford (Regionalbeirat
Nord 1);

b) zwei (2) Sitze entfallen auf die Anteilseigner im Kreis Minden-Libbecke

(Regionalbeirat Nord I1);

c) funf (5) Sitze entfallen auf die Anteilseigner in den Kreisen Paderborn, Gutersloh

und Hoxter sowie im Landkreis Holzminden (Regionalbeirat Std);

d) zwei (2) Sitze entfallen auf die Anteilseigner im Kreis Lippe, in den Landkreisen
Hameln-Pyrmont und Schaumburg sowie in der Region Hannover

(Regionalbeirat Mitte);

Die Stadt Herford ist berechtigt, zwei von den in Absatz (3) lit. a) genannten funf Sitzen
durch Entsendung von Aufsichtsratsmitgliedern zu besetzen. Die Stadt Minden ist
berechtigt, einen von den in Absatz (3) lit. b) genannten zwei Sitzen durch Entsendung eines
Aufsichtsratsmitglieds zu besetzen. Die Stadt Paderborn ist berechtigt, zwei von den in
Absatz (3) lit. c) genannten funf Sitzen durch Entsendung von Aufsichtsratsmitgliedern zu
besetzen. Bei der Entsendung sind die jeweils geltenden kommunalrechtlichen Vorschriften

durch die entsendungsberechtigte Stadt einzuhalten.

Die Ubrigen Aufsichtsratsmitglieder werden von den jeweiligen Anteilseignern der in
Absatz (3) genannten Kreise bzw. Landkreise gewahlt. Gewahlt sind die
Aufsichtsratsmitglieder, die in den in Absatz (3) genannten Kreisen bzw. Landkreisen die
absolute Mehrheit aller vorhandenen Stimmen auf sich vereinigen. Die Wahl findet in einer

Gesellschafterversammlung in getrennten Wahlen fir die jeweiligen Anteilseigner im Sinne
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von Absatz (3) statt. Uber diese im kommunalrechtlichen Sinn wesentliche MaRnahme hat
der Gremienvertreter seine Kreistag, Stadt- oder Gemeinderat im Vorfeld der Stimmabgabe
entsprechend der jeweils geltenden kommunalrechtlichen Vorschriften zu informieren. Wer
sich als Kandidat zur Verfigung stellt, hat entsprechend den jeweils geltenden
kommunalrechtlichen Vorschriften im Vorfeld der Wahl einen zustimmenden Kreistags-,

Stadt- oder Gemeinderatsbeschluss einzuholen.

Ein Kandidat, welcher zugleich Mitglied eines Kreitags, Stadt- oder Gemeinderats ist, ist
nach erfolgreicher Wahl gem. Absatz (5) entsprechend den jeweils geltenden
kommunalrechtlichen Vorschriften vom Kreistag, Stadt- oder Gemeinderat des jeweiligen
Anteilseigners zu entsenden. Ein Kandidat, welcher nicht zugleich Mitglied eines Kreistags,
Stadt- oder Gemeinderats ist, ist nach erfolgreicher Wahl gem. Absatz (5) entsprechend den
jeweils geltenden kommunalrechtlichen Vorschriften vom Kreitag, Stadt- oder Gemeinderat

desjenigen Anteilseigners zu entsenden, der den Kandidaten zur Wahl vorgeschlagen hat.

Hinsichtlich der Stimmrechte gilt § 9 Absatz (5) entsprechend. Die Stimmrechte der
entsendungeberechtigten Stadte Herford und Paderborn bzw. der Beteiligungen der
genannten Stadte reduzieren sich allerdings fur samtliche Wahlgénge jeweils um 9.521.141
Stimmen. Der Stadt Minden bzw. den Beteiligungen der Stadt Minden steht in Ansehung

ihres Entsendungsrechts aufgrund der Reduzierung der Stimmrechte kein Stimmrecht zu.

Der Aufsichtsratsvorsitzende wird fir die Dauer einer Amtszeit jeweils abwechselnd vom
Rat der Stadt Paderborn bzw. der Stadt Herford bestellt. Die erste Bestellung erfolgt durch
die Stadt Paderborn. Der stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende wird ebenfalls fir die
Dauer einer Amtszeit jeweils abwechselnd vom Rat der Stadt Paderborn bzw. der Stadt

Herford bestellt. Die erste Bestellung erfolgt durch die Stadt Herford.
Ein Mitglied des Aufsichtsrats scheidet aus dem Aufsichtsrat aus, wenn

a) das jeweilige Mitglied des Aufsichtsrats sein Amt durch schriftliche Erklarung
gegeniber der Gesellschaft, vertreten durch den Aufsichtsratsvorsitzenden,
niederlegt, wobei die Amtsniederlegung mit einer Frist von vier Wochen zu
erklaren ist (Fall der Niederlegung); die Gesellschat kann auf die Einhaltung

der Frist verzichten;

b) ein Aufsichtsratsmitglied durch den Kreistag, Stadt- oder Gemeinderat des
unmittelbaren oder mittelbaren Gesellschafters entsprechend den jeweils
geltenden kommunalrechtlichen Vorschriften abberufen wird, der es gemaf
Absatz (4) entsandt hat, was jederzeit ohne Angabe von Griinden méglich ist;

die Abberufung setzt jedoch voraus, dass gleichzeitig mit der Abberufung ein
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neues Aufsichtsratsmitglied in den Aufsichtsrat entsendet wird (Fall der

Abberufung ohne Mandatsverlust);

c) ein Aufsichtsratsmitglied durch den Kreitag, Stadt- oder Gemeinderat des
unmittelbaren oder mittelbaren Gesellschafters entsprechend den jeweils
geltenden kommunalrechtlichen Vorschriften abberufen wird, der es gemal
Absatz (4) oder (5) entsandt hat, was unverzuglich zu erfolgen hat, sofern das
Aufsichtsratsmitglied bei seiner Bestellung Mitglied eines Kreistags, Stadt- bzw.
Gemeinderates war und es aus diesem Gremium ausscheidet. Die Abberufung
setzt voraus, dass (gleichzeitig mit der Abberufung ein neues
Aufsichtsratsmitglied in den Aufsichtsrat entsendet wird. Gleiches gilt fir den
Fall, des Ausscheidens des entsendungsberechtigten Gesellschafters als
Kommanditist bzw. mittelbarer Gesellschafter der Gesellschaft (Fall der

Abberufung aufgrund Mandatsverlust);

Fur die restliche Dauer der Amtszeit wird unverziglich fur das jeweilige ausgeschiedene
Aufsichtsratsmitglied entsprechend den vorstehenden Bestimmungen ein neues
Aufsichtsratsmitglied durch die Entsendungsberechtigten entsandt bzw. von den

Wahlberechtigten gewahlt.

Die Besetzung sowie samtliche Veranderungen der Besetzung des Aufsichtrats sind durch
den jeweils Entsendungs- bzw. Wahlberechtigten unverzuiglich durch schriftliche Erklarung

der Berechtigten der Gesellschaft mitzuteilen.

§ 12 Organisation des Aufsichtsrats

Bei der Abgabe und Entgegennahme von Erklarungen wird der Aufsichtsrat durch seinen
Vorsitzenden vertreten. Der Aufsichtsrat kann sich eine Geschéaftsordnung geben, die von

der Gesellschafterversammlung genehmigt werden muss.

Der Aufsichtsrat kann Ausschisse bilden, insbesondere einen Bilanz- und
Finanzausschuss. Der Beschlussfassung des Bilanz- und Finanzausschusses unterliegen

folgende Mallihahmen:

a) die Aussprache von Beschlussempfehlungen fir den Aufsichtsrat fur die

Tatbestande von § 14 Absatz (2) lit. a) bis ¢);

b) die Aussprache von Beschlussempfehlungen fur (Grundsatz-)Beschluss-
fassungen des Aufsichtsrats als Empfehlung an die Gesellschafterversammlung

beziglich § 10 Absatz (2) lit. a).
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Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten eine Tatigkeitsverglitung in Form eines
Sitzungsgeldes, jeweils zuziglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Die
Gesellschafterversammlung entscheidet durch Beschluss tber die Héhe der zu zahlenden
Vergltung. Eine Gewahrung von Krediten an die Mitglieder des Aufsichtsrats durch die

Gesellschaft ist unzuldssig.

Die Gesellschaft kann aufgrund eines Beschlusses der Gesellschafterversammlung fir die
Tatigkeit der Mitglieder des Aufsichtsrats eine Haftpflichtversicherung (D&O-Versicherung)

abschlielen und die Versicherungspramien leisten.

Im Ubrigen gilt fiir den Aufsichtsrat die Regelung des § 52 des Gesetzes betreffend die
Gesellschaften mit beschrankter Haftung (GmbHG) mit der Mallgabe, dass die Regelungen

des Aktiengesetzes keine Anwendung finden.

§ 13 Einberufung und Beschlussfassung des Aufsichtsrats

Sitzungen des Aufsichtsrats sind abzuhalten, wenn es die Belange der Gesellschaft
erfordern oder drei Mitglieder des Aufsichtsrats oder die Komplementarin dies verlangen.
Sitzungen des Aufschtsrats finden in der Regel in Prasenz vor Ort oder alternativim Wege
einer Telefon- oder Videokonferenz statt. Wird dem Verlangen durch den Vorsitzenden des
Aufsichtsats nicht entsprochen, so kénnen die drei Mitglieder des Aufsichtsrats oder die
Komplementarin unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat entsprechend
den Regelungen des nachstehenden Absatzes (2) einberufen. Der Aufsichtsrat soll
mindestens zweimal im Jahr eine Sitzung abhalten. Ort der Aufsichtsratssitzung ist der Sitz
der Gesellschaft. Die Komplementarin nimmt an den Sitzungen des Aufsichtsrats teil, sofern

der Aufsichtsrat im Einzelfall nichts anderes beschlielit.

Die Einberufung erfolgt durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats mittels Brief, Telefax oder
E-Mail unter Ubersendung der Tagesordnung, erganzender Unterlagen und der
Beschlussvorlagen. Zwischen dem Tag der Aufgabe dieses Briefes zur Post bzw. der
Versendung per Telefax oder per E-Mail und dem Versammlungstag missen mindestens
zwei Wochen liegen. Mit der Einladung zur Aufsichtsratssitzung ist die Tagesordnung dieser
Sitzung einschliel3lich der durch die Komplementéarin fir diese Sitzung vorbereiteten
Aufsichtsratsvorlagen an die Mitglieder des Aufsichtsrats zu verschicken. Auf die Einhaltung
von Form und Frist kann verzichtet werden, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats dem

widerspricht. Den Vorsitz fuhrt der Vorsitzende des Aufsichtsrats.

Uber die Sitzung des Aufsichtsrats ist innerhalb von acht Wochen eine Niederschrift mit dem
in § 107 Absatz (2) AktG bezeichneten Inhalt anzufertigen, die vom Vorsitzenden zu

unterzeichnen ist.
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Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn alle Aufsichtsratsmitglieder ordnungsgemafn
geladen und in der Aufsichtsratssitzung mindestens 50 % aller Stimmen vertreten sind. Ist
der Aufsichtsrat in einer ordnungsmafig einberufenen Sitzung nicht beschlussfahig, ist
durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder die Komplementarin unverziglich unter
Beachtung der Frist nach Absatz (2) erneut eine neue Sitzung mit derselben Tagesordnung
einzuberufen. In dieser Sitzung ist der Aufsichtsrat unabhdngig von der Zahl der
erschienenen Aufsichtsratsmitglieder beschlussfahig. Fur die Frist zur Einberufung gilt
Absatz (2) Satz 2 entsprechend. Bei der Einberufung ist darauf hinzuweisen, dass der

Aufsichtsrat in der neuen Sitzung auf jeden Fall beschlussfahig ist.

Beschlisse des Aufsichtsrats werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen
gefasst, soweit nicht dieser Gesellschaftsvertrag eine andere Mehrheit vorsieht.
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegeben. Unabhangig von seiner Funktion im
Aufsichtsrat steht jedem Mitglied des Aufsichtsrats bei der Beschlussfassung eine Stimme
zu. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden bzw. dessen

Stellvertreters.

Ein an der Sitzungsteilnahme verhindertes Mitglied des Aufsichtsrats kann bei der
Stimmabgabe im Aufsichtsrat nur durch ein anderes Mitglied des Aufsichtsrats seine

Stimmabgabe in Schriftform oder Textform Uberreichen lassen.

Beschliisse des Aufsichtsrats kdnnen auch ohne Einberufung einer Sitzung im Wege
schriftlicher oder elektronischer Abstimmung in Form von Umlaufverfahren gefasst werden,
wenn mindestens drei Viertel der Mitglieder des Aufsichtsrats dieser Art der
Beschlussfassung zustimmen. Im Ubrigen kénnen Beschliisse des Aufsichtsrats nur in
Ausnahmefallen ohne Einberufung einer Sitzung — im Wege (fern-)mindlicher Abstimmung
oder per E-Mail — und nur dann gefasst werden, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats der
Beschlussfassung widerspricht. In diesen Fallen ist ein schriftliches Protokoll Gber den
Gegenstand der Abstimmung und den gefassten Beschluss anzufertigen, von dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu unterzeichnen und allen Mitgliedern des Aufsichtsrats

zuzuleiten.

§ 14 Aufgaben des Aufsichtsrats

Der Aufsichtsrat hat die Komplementarin zu beraten und zu Uberwachen und die ihm durch
den Gesellschaftsvertrag oder Gesellschafterbeschluss Ubertragenen Aufgaben
wahrzunehmen. Insbesondere spricht der Aufsichtsrat Beschlussempfehlungen an die

Gesellschafterversammlung aus. Die Gesellschafterversammlung ist hieran nicht gebunden.

Der Beschlussfassung durch den Aufsichtsrat unterliegen folgende Maflnahmen:
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Die Aussprache von Beschlussempfehlungen fir die Gesellschafterver-

sammlung fur den durch die Geschéaftsfuhrung aufgestellten Wirtschaftsplan;

die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts und die Aussprache
von Beschlussempfehlungen fir die Gesellschafterversammlung fir die Fest-

stellung des Jahresabschlusses;

der Vorschlag zur Wahl des Abschlussprifers;

die Aussprache von Beschlussempfehlungen fir die Gesellschafterver-

sammlung bei Beschlussfassung nach § 10 Absatz (2) lit. e).

(3) Der Zustimmung des Aufsichtsrats bedirfen folgende Geschafte und MalRnahmen der

Komplementarin, soweit diese nicht bereits in dem genehmigten Wirtschaftsplan geman

§ 19 dieses Gesellschaftsvertrages enthalten sind:

a)

Der Abschluss von Vertrdgen zwischen der Gesellschaft und Aufsichtsrats-,

Arbeitnehmerbeirats- und/oder Strategiebeiratsmitgliedern;

der Abschluss aller die Gesellschaft verpflichtenden Vertrdge mit einem
Jahreswert der Leistungen von mehr als €50 Mio; bei
Dauerschuldverhaltnissen berechnet sich der Wert nach dem Jahreswert der

Leistungen;

der Verkauf und die Belastung von Grundsticken und grundstiicksgleichen

Rechten mit einem Wert von mehr als € 1,0 Mio.;

die Ubernahme von Blrgschaften und sonstigen Garantieerklarungen mit einem
Wert von mehr als € 400.000,00;

die Bestellung von Pfandrechten mit einem Wert von mehr als € 400.000,00;

der Abschluss von Sponsoring-Vertragen mit einem Wert von mehr als
€ 100.000,00 je Einzelvertrag;

der Abschluss von Miet- und Pachtvertragen mit einer Laufzeit von mehr als

einem Jahr und einer jahrlichen Miete oder Pacht von mehr als € 1,0 Mio.;

der Abschluss von Betriebsfuhrungsvertragen mit Beteiligungsunternehmen,

sofern das damit verbundene jahrliche Volumen € 5,0 Mio. Ubersteigt;

die Ausltibung von Stimm- und Verwaltungsrechten in den in § 2 Absatz (1) lit. a)

genannten Beteiligungen der Gesellschaft. Ausgenommen hiervon sind
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— die Westfalen Weser Netz GmbH,

— Beschlussfassungen uber die Erhéhung und Herabsetzung der freien

Kapitalriicklage (§ 272 Abs. 2 HGB) einer Beteiligung sowie

— die Aussprache von Weisungen, soweit nicht die Rechte der
Gesellschafterversammlung gemall § 10 Absatz (2) lit. e) oder der

Komplementarin gemal § 6 dieses Gesellschaftsvertrages berihrt sind.

Den Mitgliedern des Aufsichtsrats stehen die Auskunfts- und Einsichtsrechte des
§ 51a GmbHG mit der Malgabe zu, dass die Auskunft durch die Komplementarin nur
gegeniuber dem gesamten Aufsichtsrat verlangt werden kann. Entsprechende Rechte der

Gesellschafter bleiben von der Regelung in Satz 1 unberihrt.

§ 15 Regionalbeirite

Die Anteilseigner bilden entsprechend ihrer Zusammensetzung bei der Wahl der
Aufsichtsratsmitglieder gemall § 11 Absatz (3) jeweils einen eigenen Regionalbeirat; die
Gesellschaft hat somit insgesamt drei Regionalbeirate. Die Regionalbeirdte Nord | und
Nord Il bilden einen Regionalbeirat. Die Regionalbeirate haben die Aufgabe, Themen mit
einem besonderen regionalen Bezug zu erdrtern. Die Regionalbeirate werden von der
Gesellschaft einberufen. Die entsprechenden Sitzungen finden an wechselnden Orten in
den beteiligten Kreisen bzw. Landkreisen statt. Ein Mitglied der Geschaftsfihrung der
Gesellschaft soll an den Sitzungen teilnehmen. Die Sitzungen sollen so rechtzeitig vor den
Aufsichtsratssitzungen der Gesellschaft stattfinden, dass die in den Regionalbeiraten
gewonnenen Erkenntnisse in der entsprechenden Aufsichtsratssitzung bericksichtigt

werden konnen.

Die Sitzungen der Regionalbeirate finden grundsatzlich nicht 6ffentlich statt. Kommunen,
die der Gesellschaft bzw. einer ihrer Tochtergesellschaften Wegenutzungsrechte in ihrem
Gemeindegebiet eingerdumt haben, ohne dabei Kommanditist der Gesellschaft zu sein,
kénnen durch Beschluss des Regionalbeirats ein Teilnahmerecht an einzelnen oder auch
fur eine Vielzahl von Regionalbeiratssitzungen gewahrt werden. Die Sitzungen der

Regionalbeirate sind abzuhalten, wenn es die Belange der Gesellschaft erfordern.
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(1)

(%)

(7)

V. Strategiebeirat

§ 16 Bestellung und Aufgaben des Strategiebeirats
Die Gesellschaft hat einen Strategiebeirat.

Der Strategiebeirat hat im Wesentlichen die Aufgabe, den Aufsichtsrat mit seiner Erfahrung
und Fachkenntnis bei der strategischen Ausrichtung des Unternehmens beratend zu
unterstiitzen. Hierzu soll der Strategiebeirat nach Bedarf zusammentreffen, mindestens

jedoch einmal im Jahr vor Strategietagungen des Aufsichtsrats tagen.

Der Strategiebeirat besteht aus dem Prasidium des Aufsichtsrats sowie bis zu flnf
externen Sachverstandigen, die nachweisbar (ber die entsprechende fachliche
Qualifikation verfigen muissen, um ihre Aufgabe im Sinne des Absatzes (2) erfillen zu
kdonnen. Die externen Sachverstandigen wahlen aus ihrer Mitte den Vorsitzenden des
Strategiebeirats. Gewahlt ist, wer die Mehrzahl der Stimmen auf sich vereint. Der
Vorsitzende des Strategiebeirats ist berechtigt in den Sitzungen des Aufsichtsrats an den
Beratungen zu bestimmten die strategische Ausrichtung des Unternehmens betreffenden
Tagesordnungspunkten anlassbezogen teilzunehmen und hierzu eine Stellungnahme

abzugeben und soll von diesem Recht Gebrauch machen.
Der Aufsichtsrat ist an Stellungnahmen des Strategiebeirats nicht gebunden.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats wird die Mitglieder des Strategiebeirats Uber die
Einberufung des Aufsichtsrats unverzlglich informieren und allen Mitgliedern des
Strategiebeirats den Entwurf der Tagesordnung des Aufsichtsrates zukommen lassen,
sofern die strategische Ausrichtung des Unternehmens Gegenstand der Sitzung ist. Auf
die Beschlussgegenstdnde, bei denen ein Bedarf zur Teilnahme des

Strategiebeiratsvorsitzenden besteht, ist gesondert hinzuweisen.

Die  Bestellung und  Abberufung der externen  Sachverstdndigen zum
Strategiebeiratsmitglied erfolgt durch Beschluss der Gesellschafterversammlung. Die
Bestellung erfolgt hoéchstens fur die Dauer einer Amtsperiode des Aufsichtsrats

entsprechend der Regelung in § 11 Absatz (2). Eine wiederholte Bestellung ist zulassig.

Jedes Strategiebeiratsmitglied kann jederzeit durch Beschluss abberufen werden, wenn

gleichzeitig ein neues Strategiebeiratsmitglied bestellt wird.

Jedes Strategiebeiratsmitglied kann mit einer Frist von zwei Wochen sein Amt niederlegen.
In diesem Fall ist unverziglich durch die Gesellschafterversammlung ein neues

Strategiebeiratsmitglied entsprechend der Regelungen des Absatzes (7) zu bestellen.
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(9)

(10)

(1)

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)

Die Geschaftsfihrung der Komplementarin, der Westfalen Weser Netz GmbH, sowie der
Vorsitzende des Arbeitnehmerbeirats sollen an den Sitzungen des Strategiebeirats

teilnehmen, soweit der Strategiebeirat keine anderweitige Festlegung getroffen hat.

Eine Gewahrung von Krediten durch die Gesellschaft an Strategiebeiratsmitglieder ist

unzulassig.

VI. Arbeitnehmerbeirat

§ 17 Bestellung und Aufgaben des Arbeitnehmerbeirats

Die Gesellschaft hat einen Arbeitnehmerbeirat.

Der Arbeitnehmerbeirat hat im Wesentlichen die Aufgabe, den Aufsichtsrat mit seiner
Erfahrung und Fachkenntnis bei der Erflllung seiner Aufgaben beratend zu unterstitzen.

Hierzu wird der Arbeitnehmerbeirat jeweils vor den Aufsichtsratssitzungen tagen.

Der Arbeitnehmerbeirat darf nur aus denjenigen Personen bestehen, die nach den
Regelungen des Drittelbeteiligungsgesetzes (DrittelbG) als Mitglieder des Aufsichtsrats
der Westfalen Weser Netz GmbH gewahlt worden sind. Die Person, die nach den
Regelungen des Gesellschaftsvertrages der Westfalen Weser Netz GmbH Mitglied des
Prasidiums des Aufsichtsrates der Westfalen Weser Netz GmbH ist, ist zugleich der
Vorsitzende des Arbeitnehmerbeirats. Der Arbeitnehmerbeirat wahlt aus seiner Mitte den
ersten und zweiten Stellvertreter des Vorsitzenden. Der Vorsitzende des
Arbeitnehmerbeirats oder bei dessen Verhinderung der erste oder zweite Stellvertreter ist
berechtigt, in den Sitzungen des Aufsichtsrats an den Beratungen zu bestimmten
Tagesordnungspunkten anlassbezogen teilzunehmen und hierzu eine Stellungnahme

abzugeben und soll von diesem Recht Gebrauch machen.

Der Aufsichtsrat ist an Stellungnahmen des Arbeitnehmerbeirats nicht gebunden.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats wird die Mitglieder des Arbeitnehmerbeirats Uber die
Einberufung des Aufsichtsrats unverzuglich informieren und allen Mitgliedern des
Arbeitnehmerbeirats den Entwurf der Tagesordnung des Aufsichtsrates zukommen lassen.
Auf die Beschlussgegenstande, bei denen ein Bedarf zur Teilnahme des

Arbeitnehmerbeiratsvorsitzenden besteht, ist gesondert hinzuweisen.

Die Bestellung und Abberufung der Arbeitnehmerbeiratsmitglieder erfolgt durch die
Komplementarin. Die Bestellung darf nur im Einverstandnis mit dem zukulnftigen

Arbeitnehmerbeiratsmitglied erfolgen. Die Bestellung erfolgt fir die Dauer einer
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(7)

(8)

(9)

(10)

(11)

Amtsperiode des Aufsichtsrats der Westfalen Weser Netz GmbH. Eine wiederholte

Bestellung ist zulassig.
Ein Arbeitnehmerbeiratsmitglied scheidet aus dem Arbeitnehmerbeirat aus:

a) mit der Beendigung seiner Arbeitnehmereigenschaft bei der Westfalen Weser
Netz GmbH entsprechend der Definition in § 3 Absatz (1) DrittelbG sowie unter
den Voraussetzungen des § 12 DrittelbG,

b) mit dem Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat der Westfalen Weser Netz GmbH.

Jedes Arbeitnehmerbeiratsmitglied kann mit einer Frist von zwei Wochen sein Amt

niederlegen.

Bei Ausscheiden eines Arbeitnehmerbeiratsmitglieds ist unverzlglich ein neues

Arbeitnehmerbeiratsmitglied zu bestellen.

Die Geschaftsfihrung der Komplementarin und der Westfalen Weser Netz GmbH sollen
stets, die Geschéaftsfihrung der Energieservice Westfalen Weser GmbH, der Westfalen
Weser Energieerzeugung GmbH und der Westfalen Weser Energiespeicher GmbH sollen
anlassbezogen an den Sitzungen des Arbeitnehmerbeirats teilnehmen, soweit der

Arbeitnehmerbeirat keine anderweitige Festlegung getroffen hat.

Die Arbeitnehmerbeiratsmitglieder erhalten eine Tatigkeitsverglitung in Form eines
Sitzungsgeldes, jeweils zuziglich der gesetzlichen Umsatzsteuer. Die
Gesellschafterversammlung entscheidet durch Beschluss Uiber die Hohe der zu zahlenden
Verglitung. Eine Gewahrung von Krediten durch die Gesellschaft an

Arbeitnehmerbeiratsmitglieder ist unzulassig.

VIl. Jahresabschluss, Ergebnisverteilung, Enthahmen

§ 18 Jahresabschluss

Die Komplementarin hat innerhalb der ersten drei Monate nach Abschluss des
Geschaftsjahres den Jahresabschluss und den Lagebericht in entsprechender Anwendung
der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches fiur Kapitalgesellschaften
aufzustellen; § 286 Absatz 4 des Handelsgesetzbuches ist nicht anzuwenden. Dabei sind
samtliche kommunalrechtlichen Anforderungen der GO NRW (insbesondere § 108 Absatz 1,
und § 108 Absatz 2) und des NKomVG (insbesondere §§ 128, 129) sowie insbesondere § 53
Absatz 1 Nr. 1 und Nr. 2 Haushaltsgrundsatzegesetz (HGrG) zu beachten.
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Sofern ein Lagebericht nach den gesetzlichen Vorgaben zu erstellen ist, ist in diesem oder
im Zusammenhang damit zur Einhaltung der o6ffentlichen Zwecksetzung und zur
Zielerreichung Stellung zu nehmen. Im Ubrigen ist der Jahresabschluss um einen

Lagebericht mit Ausnahme der nicht-finanziellen Berichterstattung zu ergénzen.

Den zustandigen Prufungseinrichtungen der unmittelbar bzw. mittelbar an der Gesellschaft
beteiligten Gebietskérperschaften stehen die Befugnisse und Rechte gemaf §§ 53, 54 und
44 HGrG zu. Zum Zwecke der Wahrnehmung dieser Befugnisse und Rechte haben die
zustandigen  Prifungseinrichtungen ein  unmittelbares  Unterrichtungsrecht, ein
Betretungsrecht der Geschéafts- und Betriebsraume der Gesellschaft sowie das Recht auf
Einsichtnahme in die Blcher und sonstigen Unterlagen der Gesellschaft. Sind mehrere
Gebietskdrperschaften unmittelbar bzw. mittelbar an der Gesellschaft beteiligt, so stimmen
sich die zustandigen Prifungseinrichtungen der unmittelbar bzw. mittelbar beteiligten

Gebietskdrperschaften bei der Aufgabenwahrnehmung untereinander ab.

Die Komplementarin hat den aufgestellten Jahresabschluss und den Lagebericht dem
gewahlten Abschlussprifer vorzulegen. Die Gesellschafterversammlung wahilt einen
Abschlussprifer im Sinne von § 319 Absatz 1 Satz 1 Handelsgesetzbuch (HGB). Fur die
Bestellung des Abschlussprifers und fir die Durchfihrung der Prifung gelten die
Vorschriften der GO NRW und des NKomVG.

Die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts erfolgt nach den in Absatz (1)
genannten Erfordernissen der Aufstellung. Es ist sicherzustellen, dass den unmittelbar bzw.
mittelbar an der Gesellschaft beteiligten Gebietskdrperschaften die fir einen konsolidierten
Gesamtabschluss nach § 128 Absatze 4 bis 6 und § 129 NKomVG erforderlichen
Informationen, Unterlagen und Belege so rechtzeitig vorgelegt werden, dass der
konsolidierte Gesamtabschluss innerhalb von sechs (6) Monaten nach dem Ende des
jeweiligen Haushaltsjahres aufgestellt werden kann (§ 137 Absatz 1 Nr. 8 NKomVG; § 116
GO NRW).

Die Komplementarin hat den Jahresabschluss und den Lagebericht unverziglich nach
Aufstellung und den Prifungsbericht des Abschlussprifers unverziglich nach dessen

Eingang dem Aufsichtsrat und der Gesellschafterversammlung vorzulegen.

In dem Bericht Uber die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes ist darauf
einzugehen, ob das von den Gesellschaftern zur Verfigung gestellte Eigenkapital

angemessen verzinst wird.

Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den geltenden Vorschriften des
Dritten Buches des Handelsgesetzbuches und den §§ 107 ff. GO NRW. Dariiber hinaus
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Ubersendet die Gesellschaft der zustédndigen Aufsichtsbehdrde der jeweils unmittelbar bzw.
mittelbar an der Gesellschaft beteiligten Gebietskorperschaften eine Ausfertigung, soweit

dies kommunalrechtlich erforderlich ist.

§ 19 Wirtschaftsplan

Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsatzen im Sinne des § 109 GO
NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu fiihren, dass der offentliche Zweck

nachhaltig erfullt wird.

Die Komplementarin stellt in sinngemafer Anwendung der flir Eigenbetriebe nach der GO
NRW geltenden Vorschriften fir das jeweils folgende Wirtschaftsjahr einen Wirtschaftsplan
auf. Der Wirtschaftsplan besteht aus dem Finanzplan, dem Erfolgsplan, dem
Vermogensplan und dem Investitionsplan. Der Wirtschaftsplan ist unter Berlicksichtigung
samtlicher kommunalrechtlicher Anforderungen (insbesondere § 108 Absatz 2 i.V.m. § 109
GO NRW) aufzustellen; insbesondere ist der Wirtschaftsfihrung eine filinfjahrige
Finanzplanung zugrunde zu legen und den unmittelbar bzw. mittelbar an der Gesellschaft

beteiligten Gebietskorperschaften zur Kenntnis zu bringen.

Der Wirtschaftsplan fir das Folgejahr ist spatestens bis zum 31.10. eines jeden Jahres
aufzustellen, damit die Gesellschafterversammlung vor Beginn des anschlielenden

Geschaftsjahres hieriiber beschliefen kann.

Zeichnet sich eine erhebliche Verschlechterung der Ertragslage gegeniuber dem
Wirtschaftsplan ab, ist die Komplementarin verpflichtet, die Kommanditisten hieriber
unverzuglich schriftlich zu unterrichten. Unabhangig davon, berichtet die Komplementarin
den Kommanditisten im Rahmen der regelmaRig stattfindenden Gesellschafterver-

sammlungen Uber die wirtschaftliche Entwicklung der Gesellschaft.

§ 20 Geschiftsjahr

Das Geschéaftsjahr ist das Kalenderjahr.

(1)

§ 21 Gewinn- und Verlustverteilung

An Gewinn oder Verlust der Gesellschaft nehmen die Kommanditisten grundsatzlich,
vorbehaltlich nachfolgender sowie weiterer Regelungen in diesem Gesellschaftsvertrag, im

Verhaltnis ihrer Kapitalkonten | teil.
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Samtliche Finanzierungsaufwendungen der Gesellschaft im Zusammenhang mit den
Bankdarlehen, welche die Gesellschaft zur Finanzierung der von der E.ON Energie AG
erworbenen Aktien an der E.ON Westfalen Weser AG aufnimmt oder aufgenommen hat,
insbesondere Zinsen, aber auch sonstige Finanzierungskosten wie Gebuhren oder (Aval-)
Provisionen, werden im Innenverhéaltnis bei der Gewinn- und Verlustverteilung nur von den
Neugesellschaftern-FK  getragen  (sog. Verlustvorab). Die Verteilung dieser
Finanzierungskosten auf die Neugesellschafter-FK erfolgt im Verhaltnis der Nennwerte ihrer

auf den Kapitalkonten | zu buchenden Bareinlagen.

Der Gewinnanteil eines Altgesellschafters und eines Grindungsgesellschafters erhéht sich
nach naherer MalRgabe des Absatzes (4) um einen einmaligen individuellen
Ausgleichsbetrag fur Ertragsteuern, die durch die Einbringung der von ihm gehaltenen
Aktien an der E.ON Westfalen Weser AG in die Gesellschaft ausgelést werden. Der

Ausgleichsbetrag ist als Gewinnvorab zu behandeln.

Der Ausgleichsbetrag nach Absatz (3) erstreckt sich auf die Koérperschaft-, die
Gewerbesteuer sowie die Kapitalertragsteuer, die vom Alt- bzw. Griindungsgesellschafter
im Fall der Aufdeckung stiller Reserven der Sacheinlage fir diese aufgedeckten stillen
Reserven oder im Fall einer verdeckten Gewinnausschittung nach § 20 Absatz 1 Nr. 10
lit. b) Einkommensteuergesetz (EStG) geschuldet werden; nicht erfasst werden steuerliche
Nebenleistungen. Der Ausgleichsbetrag ist durch Vorlage der entsprechenden
Steuerbescheide und ggf. weiterer Unterlagen bei der Gesellschaft geltend zu machen; in
diesem Fall erfolgt eine Beriicksichtigung bei der Gewinnverteilung des laufenden Jahres.
Die Gesellschaft ermittelt den Ausgleichsbetrag derart, dass die geltend gemachten
Ertragsteuern pauschal um 19 % erhoht werden; je Alt- bzw. Griindungsgesellschafter
betragt der Ausgleichsbetrag jedoch hdéchstens € 150.000,00. Sofern im Fall einer
verdeckten Gewinnausschittung Kapitalertragsteuer nach § 20 Absatz 1 Nr. 10 lit. b) EStG
anfallt, erhéht sich der Hochstbetrag auf € 950.000,00. Hat ein Kommanditist den
Ausgleichsbetrag geltend gemacht, so hat er der Gesellschaft spater eintretende
Besteuerungsanderungen, die fir die Ermittlung des Ausgleichsbetrages von Bedeutung

sind, mitzuteilen.

Die fehlende Beteiligung der Komplementadrin am Verlust beinhaltet keine
Freistellungspflicht der Kommanditisten gegeniber der Komplementarin und / oder

Nachschusspflicht der Kommanditisten.
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§ 22 Einlagepflicht

Sollte die Liquiditadt der Gesellschaft in einem Wirtschaftsjahr nicht ausreichen, um den
Alt-, Grindungs- und Neugesellschaftern-EK ihre Guthaben auf dem Verrechnungskonto
auszuzahlen, sind die Neugesellschafter-FK zunachst verpflichtet, in dem betreffenden
Wirtschaftsjahr den Zielgewinn insoweit nicht zu entnehmen, wie dies zum Ausgleich der
Guthaben der Alt-, Grindungs- und Neugesellschafter-EK auf den Verrechnungskonten

erforderlich ist.

Dariber hinaus sind die Neugesellschafter-FK auf Anforderung durch die Komplementarin
verpflichtet, eine Einlage in der Hohe zu leisten, dass die entsprechenden Guthaben auf den
Verrechnungskonten durch die Alt-, Grindungs- und Neugesellschafter-EK entnommen

werden kénnen. Die Einlage wird auf dem Kapitalkonto Ilb gebucht.

Die Verpflichtung der Neugesellschafter-FK nach Absatz (2) besteht anteilig lediglich in der
Hoéhe, in der das Kapitalkonto llb des Neugesellschafters-FK in dem betreffenden
Wirtschaftsjahr nicht planmaRig zurickgefuhrt werden kann und endet mit dem Ausgleich

des Kapitalkontos llb.

§ 23 Ausgleich von Steuern

Belastungen oder Entlastungen der Gesellschaft durch die Gewerbesteuer, die durch Ertrag
oder Aufwand im Bereich von Erganzungsbilanzen oder Sonderbilanzen, einschliellich aller
Sonderbetriebseinnahmen oder Sonderbetriebsausgaben und Vergitungen im Sinne des
§ 15 Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 Hs. 2 EStG (oder einer Nachfolgevorschrift), und / oder durch
Gewinne oder Verluste aufgrund gesellschaftsbezogener Vorgadnge, insbesondere einer
Veraulerung des Gesellschaftsanteils, in einem Geschéaftsjahr verursacht werden, sind bei
der zeitlich nachsten Gewinnverteilung zu Lasten bzw. zu Gunsten desjenigen
Gesellschafters, in dessen Person die Belastung oder Entlastung begrindet ist, zu
berlcksichtigen. Soweit gesellschaftsrechtliche Vorgange, insbesondere eine Verdullerung
eines Gesellschaftsanteils, Uber die Gewerbesteuer hinausgehende Steuern und Abgaben
auslésen — insbesondere Grunderwerbssteuern — hat der Ubertragende Kommanditist diese
zu tragen. Gleiches gilt auch fur einen Zinsvortrag im Sinne von § 4h Absatz 4 EStG, der
gemal § 4h Absatz 5 EStG anteilig untergeht. Die Geschéaftsfihrung der Gesellschaft kann
im Falle einer Belastung durch héhere = Gewerbesteuerzahlungen  oder
Gewerbesteuervorauszahlungen von dem Kommanditist, der diese Belastungen verursacht,
nach eigenem Ermessen die Gewdahrung eines unverzinslichen Darlehens in Hohe der
zusatzlichen Belastung verlangen. Der angeforderte Betrag ist eine Woche nach

Aufforderung zur Zahlung fallig. Das Darlehen ist bei der zeitlich ndchsten Gewinnverteilung
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zuruckzuzahlen, soweit der auf den Kommanditist entfallende Gewinnanteil den
Darlehensbetrag vor Abzug des Darlehensbetrages Uubersteigt (Gewinnanteil nach
Berechnung der ersten Stufe, siehe nachster Satz). Der Gewinnanteil des Gesellschafters
ist in der ersten Stufe so zu berechnen, als ob keine Erhéhung der Gewerbesteuer aufgrund
von Sonderbetriebseinnahmen bzw. Sondervergutungen erfolgt ware. In einer zweiten Stufe
ist die Rickzahlung des Darlehens von dem Gewinnanteil abzuziehen. Beim Ausscheiden
eines Gesellschafters ist der ausgeschiedene Kommanditist bzw. die Gesellschaft auf erstes

Anfordern zum Ausgleich verpflichtet.

Zu berilcksichtigen ist bei einem Verauflerungsvorgang oder einem Ausscheiden eines
Gesellschafters auch ein Verbrauch des gewerbesteuerlichen Verlustvortrages. Bei einer
Reduzierung des Verlustvortrages ist der Ausgleichsbetrag unter Anwendung des fiir den
betreffenden Erhebungszeitraums geltenden Gewerbesteuerhebesatzes zu ermitteln. Die

Erhdéhung eines Verlustvortrages wird nicht vergutet.

Die abweichende Gewinnverteilung ist unter Berlcksichtigung der jeweils aktuellen
Steuergesetzgebung und der sich daraus ergebenden wirtschaftlichen Be- oder Entlastung
der Gesellschaft und der anderen Kommanditisten zu ermitteln. Die Berechnung erfolgt auf
Basis der Betrage, die der Gesellschaft von den Gesellschaftern gemeldet wurden und die
Eingang in die Gewerbesteuererklarung gefunden haben. Missen diese Betrage berichtigt
werden, wird der Ausgleich im Rahmen der nachsten Gewinn- und Verlustverteilung
korrigiert. Eine Verzinsung der Berichtigungsbetrage findet nicht statt. Die Gesellschaft hat
Anspruch auf Mitteilung der Sonder- und Ergdnzungsbilanzen der Kommanditisten bis zum

31.03. des auf ein Geschéaftsjahr folgenden Kalenderjahres.

Die vorgenannten Regelungen gelten im Falle der Abschaffung der Gewerbesteuer analog
bei Einfihrung einer fdderalen oder kommunalen Unternehmenssteuer, die die
vorgenannten, in der Person des Gesellschafters begrindeten Besteuerungsgrundlagen

einschliefit.

§ 24 Entnahme

Ein Kommanditist darf ein Guthaben auf seinem Verrechnungskonto jederzeit entnehmen,

wenn

a) auf dem Verrechnungskonto durch die Entnahme kein negativer Saldo entsteht,

ausgenommen sind Uberentnahmen nach § 4 Absatz (12);
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(2)

b) die verbleibende Liquiditdt ausreicht, um auch Entnahmen der Ubrigen
Kommanditisten im Verhaltnis ihrer Festkapitalanteile zueinander bedienen zu

kénnen;
c) und der Gesellschaft die zum Geschéaftsbetrieb erforderliche Liquiditat verbleibt.

Im Ubrigen sind Entnahmen nur  aufgrund eines Beschlusses der

Gesellschafterversammlung zulassig.

VIIl. Verfigungen, AusschlieBung eines Gesellschafters

§ 25 Rechtsgeschiftliche Verfiigungen

Die Verauflerung, Verpfandung, NieRbrauchsbestellung oder sonstige Belastung von
Gesellschaftsanteilen oder von Teilen von Gesellschaftsanteilen oder die sonstige
Verfugung Uber Gesellschaftsanteile oder Teilen von Gesellschaftsanteilen bedarf der
vorherigen Zustimmung der Gesellschafterversammlung. Rechtsgeschaftliche Verfliigungen
Uber Gesellschaftsanteile sind nur mit Wirkung zum Jahreswechsel und nicht unterjahrig

zulassig.

Absatz (1) gilt nicht im Falle der rechtsgeschaftlichen Verfigung Uber Gesellschaftsanteile
an ein mit dem jeweiligen Kommandisten verbundenes Unternehmen im Sinne von
§ 15 AktG. Gebietskorperschaften sind in diesem Fall als Unternehmen im Sinne dieser

Vorschrift anzusehen.

§ 26 AusschlieBung eines Gesellschafters

Ein Gesellschafter kann durch Beschluss der Gesellschafterversammlung aus der
Gesellschaft ausgeschlossen werden, wenn in seiner Person ein wichtiger Grund im Sinne
der §§ 133, 140 HGB vorliegt. Bei der Abstimmung Uber den Ausschluss hat der betroffene
Gesellschafter kein Stimmrecht. Statt der AusschlieBung kann die Verpflichtung des
betroffenen Gesellschafters beschlossen werden, seinen Gesellschaftsanteil ganz oder
teilweise auf eine im Beschluss zu benennende, zur Ubernahme bereite Person zu
Ubertragen. In diesem Fall ist der betroffene Gesellschafter verpflichtet, seinen
Gesellschaftsanteil unverziiglich gemaR dem gefassten Beschluss abzutreten. Der
Kaufpreis muss dabei mindestens der Hohe der Abfindung im Sinne von § 29 entsprechen.

Das Recht zum Ausschluss des betreffenden Gesellschafters bleibt unberihrt.
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Ein wichtiger Grund in der Person eines Gesellschafters im Sinne des Absatzes (1) liegt

insbesondere vor,

a) bei der Zwangsvollstreckung in seinen Gesellschaftsanteil und die damit verbundenen
Rechte, sofern die Vollstreckungsmaflnahme nicht innerhalb eines Monats nach Wirk-
samwerden wieder aufgehoben wird;

b) bei der Eréffnung des Insolvenzverfahrens iber das Vermdgen dieses Gesellschafters
oder der Ablehnung der Eréffnung des Insolvenzverfahrens tber das Vermdégen die-
ses Gesellschafters mangels Masse;

c) bei Vorliegen eines Kontrollwechsels im Sinne von § 27 dieses Gesellschaftsvertra-
ges;

d) bei Wegfall — gleich aus welchem Grund — des durch den betreffenden Gesellschafter
oder der hinter diesem Gesellschafter stehenden Kommune der Gesellschaft oder ei-
nem mit ihr verbundenen Unternehmen eingerdumten Wegenutzungsrechtes fir die
Versorgung des vom Wegenutzungsvertrages erfassten (Gemeinde-)Gebietes mit
Strom bzw. Gas und der anschlielenden Neukonzessionierung eines Dritten durch
den betreffenden Gesellschafter bzw. die hinter dem Gesellschafter stehende Kom-
mune. Dritter im Sinne dieser Vorschrift ist jedes Unternehmen, das nicht mit der
Gesellschaft im Sinne von §§ 15 ff. AktG verbunden ist. Ist eine Samtgemeinde Ge-
sellschafter, so kann diese bereits dann ausgeschlossen werden, wenn lediglich fur
eine Mitgliedsgemeinde der Samtgemeinde die Voraussetzungen nach den Satzen 1

und 2 vorliegen.

Der Beschluss Uber die AusschlieBung muss spatestens innerhalb von sechs (6) Monaten
nach dem Zeitpunkt gefasst werden, in dem samtliche Kommanditisten von dem
AusschlieBungsgrund Kenntnis erlangt haben. Im Falle des vorbezeichneten Absatzes (2)
lit. ¢) beginnt die Frist mit Zugang der schriftichen Mitteilung nach § 27 dieses
Gesellschaftsvertrages. Der Beschluss Uber die Ausschliefung wird mit der Mitteilung an
den betroffenen Kommanditisten durch die Komplementarin wirksam. Der Beschluss ist

solange als wirksam zu behandeln, bis seine Unwirksamkeit rechtskraftig festgestellt ist.

Der Ausschluss eines Gesellschafters aus der Gesellschaft hat nicht deren Auflésung zur

Folge.
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§ 27 Kontrollwechsel

Andert sich die mittelbare oder unmittelbare Kontrolle iiber einen Kommanditisten, so hat er
diesen Umstand gegenuber der Komplementarin unverziglich schriftlich anzuzeigen

(anzeigepflichtiger Kontrollwechsel).

Ein anzeigepflichtiger Kontrollwechsel ist erfullt, wenn ein anderes Unternehmen die
mittelbare oder unmittelbare Kontrolle iber den Kommanditisten im Sinne von § 37 Absatz 1
Nr. 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrankungen (GWB) erlangt. Insbesondere

fallen hierunter:

a) Der Ubergang von mehr als insgesamt 50 % der Stimmrechte oder Kapitalanteile an
dem Kommanditisten auf ein zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses
Gesellschaftsvertrages nicht im Sinne von §§ 15 ff. AktG verbundenes Unter-nehmen,;

b) der anderweitige Erwerb der direkten Kontrolle an einem Kommanditisten im Sinne
von §290 HGB durch ein zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses
Gesellschaftsvertrages nichtim Sinne von §§ 15 ff. AktG verbundenes Unter-nehmen,;

c) die Begrindung von Nutzungsrechten oder Pfandrechten an mindestens 50 % der
Anteile durch ein zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Gesellschaftsvertrages
nicht im Sinne von §§ 15 ff. AktG verbundenes Unternehmen;

d) der Abschluss von Vertragen mit Dritten, die diesen einen bestimmenden Einfluss auf
die Zusammensetzung der Organe und / oder Geschéftsleitung des Kommanditisten

einraumen.

Gebietskdrperschaften gelten innerhalb dieser Regelung als Unternehmen i.S.d. §§ 15 ff.
AktG.

IX. Dauer, Kiindigung, Ausscheiden, Abfindung

§ 28 Dauer der Gesellschaft, Kiindigung
Die Gesellschaft wird fur unbestimmte Zeit eingegangen.

Jeder Kommanditist kann die Gesellschaft unter Einhaltung einer Frist von einem Jahr zum
Ende eines Geschaftsjahres kiindigen, erstmalig jedoch zum 31.12.2038. Nach diesem
Zeitpunkt kann der Gesellschaftsvertrag mit einer Frist von einem Jahr jeweils zum 31.12.
eines jeden Jahres geklndigt werden. Eine Kuindigung des Vertrages durch die

Komplementarin ist ausgeschlossen.
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Jede Kindigung bedarf der Form des eingeschriebenen Briefes mit Rickschein. Sie ist
gegenuber der Komplementarin zu erklaren, die jeden Kommanditisten unverzuglich
schriftlich zu unterrichten hat. Fir die Rechtzeitigkeit der Klindigung ist der Eingang bei der

Komplementarin maflgebend.
Durch die Kindigung wird die Gesellschaft nicht aufgeldst.

Der kiindigende Kommanditist scheidet mit Ablauf des betreffenden Geschéaftsjahres aus

der Gesellschaft aus.

Kindigt ein Privatglaubiger eines Gesellschafters die Gesellschaft, so gilt Absatz (5)

entsprechend.

§ 29 Ausscheiden, Abfindung

Scheidet ein Kommanditist aufgrund eines Ausschlusses durch die anderen Kommanditisten
(§ 26 dieses Gesellschaftsvertrages) oder durch eine Kindigung (8§28 dieses
Gesellschaftsvertrages) aus der Gesellschaft aus, so wird die Gesellschaft von den
verbleibenden Gesellschaftern unter der bisherigen Firma fortgesetzt. Verbleibt nur noch ein
Gesellschafter, so geht das Vermogen der Gesellschaft ohne Liquidation mit Aktiven und

Passiven und dem Recht, die Firma fortzufiihren, auf diesen Gesellschafter tber.

Der ausgeschiedene Kommanditist erhalt eine Abfindung, fir deren Héhe und Bezahlung

gilt:

a) Mafigeblich ist der objektivierte Ertragswert des Gesellschaftsanteils, berechnet nach
dem IDW Standard S 1 oder nach einem Standard, der diesen ersetzt. Der ausge-
schiedene Gesellschafter und die Gesellschaft werden sich auf die Person eines Wirt-
schaftsprifers einigen. Kommt eine solche Einigung nicht innerhalb von vier (4) Wo-
chen nach dem Stichtag zustande, zu dem der Kommanditist ausgeschieden ist, be-
stimmt der Prasident der Industrie- und Handelskammer Ostwestfalen zu Bielefeld die
Person des Sachverstandigen. Die Kosten des Gutachtens zur Ermittlung des Ertrags-

wertes tragen die Gesellschaft und der ausgeschiedene Kommanditist je zur Halfte.

b) Die Parteien sind berechtigt, die Entscheidung des Wirtschaftsprifers vor dem

Schiedsgericht Uberprifen zu lassen.

c) Die Abfindung ist in finf gleichen Jahresraten zu zahlen. Die erste Rate wird zwolIf
(12) Monate nach dem Tag des Ausscheidens fallig. Die Abfindung ist ab Falligkeit

mit 4 % Uber dem jeweils aktuellen Basiszinssatz zu verzinsen. Die aufgelaufenen
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Zinsen sind mit jeder Rate zu bezahlen. Die Gesellschaft ist berechtigt, die Abfindung

ganz oder teilweise friher zu bezahlen.

Das Verrechnungskonto bleibt bei der Bestimmung der Abfindung auller Betracht. Es ist auf

den Tag des Ausscheidens auszugleichen.

Der ausgeschiedene Kommanditist kann Sicherheitsleistung fiir Gesellschafts-
verbindlichkeiten nicht verlangen und Befreiung von diesen Verbindlichkeiten erst und

insoweit, als er von Glaubigern in Anspruch genommen wird.

X. Informationsrecht, Vertraulichkeit, Wettbewerbsverbot

§ 30 Informationsrecht

Jeder Kommanditist kann jederzeit von der Gesellschaft lGber die Angelegenheiten der

Gesellschaft Auskunft verlangen und die Blicher und Schriften einsehen.

Das Einsichtsrecht erstreckt sich im Rahmen des rechtlich Zuldssigen auch auf alle

Unterlagen, die die Gesellschaft verwahrt.

Zur Wahrnehmung des Informationsrechtes ist jeder Kommanditist berechtigt, sich auf
eigene Kosten qualifizierter sachverstandiger Personen 2zu bedienen, die zur

Berufsverschwiegenheit verpflichtet sind.

§ 31 Vertraulichkeit

Jeder Gesellschafter ist verpflichtet, Gber alle Angelegenheiten der Gesellschaft bis
spatestens funf Jahre nach seinem Ausscheiden strengstes Stillschweigen zu bewahren. Es
ist ihm insbesondere untersagt, Jahresabschlisse der Gesellschaft oder einzelne Angaben
daraus Dritten mitzuteilen, sofern die Jahresabschlisse der Gesellschaft nicht bereits im

Handelsregister offengelegt worden sind.

Die Gesellschafter durfen jedoch Informationen gemafR Absatz (1) ohne Zustimmung

weitergeben an:

a) Ihren Gemeinderat in nicht 6ffentlicher Sitzung;

b) ihren Aufsichtsrat oder den Aufsichtsrat ihrer Mutter- bzw. Konzernobergesellschaft;
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f)

ihre Gesellschafterversammlung oder die Gesellschafterversammlung ihrer Mutter-
bzw. Konzernobergesellschaft oder die Verbandsversammlung ihrer Mutter, soweit

die Anteile des Gesellschafters von einem Zweckverband gehalten werden;

ihre Mitarbeiter oder Mitarbeiter ihrer Mutter- bzw. Konzernobergesellschaft, soweit
diese Mitarbeiter unmittelbar in die Verwaltung und Betreuung der Beteiligung an der
Gesellschaft einbezogen sind, sowie Berater, sofern jede der genannten Personen

zur Verschwiegenheit verpflichtet ist;

Banken oder sonstige Kreditinstitute, die diese Informationen im Zusammenhang mit
dem Abschluss eines Bankgeschéftes mit dem Gesellschafter zur sachgerechten Be-

urteilung der Kreditwirdigkeit des Gesellschafters benétigen;

Personen, die aufgrund eines Gesetzes, einer Anordnung oder Entscheidung eines
Gerichts oder einer Behdrde zur Information berechtigt sind oder wenn die Information
rechtmaRig in die Offentlichkeit gelangt ist, ohne dass dabei gegen die in diesem Ge-

sellschaftsvertrag festgelegte Verpflichtung zur Vertraulichkeit verstofRen wurde.

Die Sitzungen der Gremien der Gesellschaft (Gesellschafterversammlung, Aufsichtsrat,

Regionalbeirate, Strategiebeirat, Arbeitnehmerbeirat) finden nicht 6ffentlich statt.

§ 32 Wettbewerbsverbot

Die Gesellschafter unterliegen keinem Wettbewerbsverbot.

XI. Schlussbestimmungen

§ 33 Schiedsklausel, Gerichtsstand und anwendbares Recht

Die Gesellschafter werden sich nach besten Kraften darum bemiihen, jede Streitigkeit, die

sich aus diesem Gesellschaftsvertrag ergibt oder im Zusammenhang mit seiner

Durchfiihrung entsteht, in direkten Verhandlungen unter Einbeziehung von Vertretern der

Geschaftsfihrungs- und Vorstandsebene ihrer Muttergesellschaften oder Gesellschafter

beizulegen.

Soweit eine Streitigkeit nicht binnen 60 Tagen nach Beginn der Verhandlungen geman

Absatz (1) beigelegt ist, werden alle Streitigkeiten, die sich im Zusammenhang mit dem

Gesellschaftsvertrag und Uber seine Giiltigkeit ergeben, nach der Schiedsgerichtsordnung

der Deutschen Institution fir Schiedsgerichtsbarkeit e.V. (DIS) unter Ausschluss des
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ordentlichen Rechtswegs endgiiltig entschieden. Ort des schiedsrichterlichen Verfahrens ist

Paderborn.

(3) Soweit das Schiedsgericht auf die Mitwirkung staatlicher Gerichte angewiesen ist oder aus
anderen Grinden die Zustandigkeit staatlicher Gerichte gegeben sein sollte, ist das

Landgericht Paderborn zustandig.

(4) Dieser Gesellschaftsvertrag unterliegt dem Recht der Bundesrepublik Deutschland.

§ 34 Schriftform, Aufhebung des bisherigen Gesellschaftsvertrages

(1) Anderungen und Erganzungen dieses Gesellschaftsvertrages bedirfen der Schriftform. Dies
gilt auch fir die Anderung oder Ergénzung dieser Schriftformklausel selbst. Miindliche

Nebenabreden bestehen nicht.

(2) Die Gesellschafter sind sich einig, dass durch den Abschluss dieses Gesellschaftsvertrages
der Gesellschaftsvertrag in seiner bisherigen Fassung vom 17.05.2013 vollumfanglich und

vollinhaltlich aufgehoben wird.

§ 35 Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages ganz oder teilweise unwirksam
oder undurchfuhrbar sein oder werden, so bleibt die Wirksamkeit der Ubrigen Regelungen dieses
Gesellschaftsvertrages hiervon unberthrt. Das Gleiche gilt, soweit dieser Gesellschaftsvertrag
eine Regelungslicke enthalt. Die Gesellschafter verpflichten sich, anstelle einer unwirksamen
bzw. undurchfiihrbaren Bestimmung oder zur Ausflllung der Regelungslicke eine angemessene
Regelung zu vereinbaren, die — soweit rechtlich moéglich — dem am Nachsten kommt, was die
Gesellschafter nach dem Sinn und Zweck dieses Gesellschaftsvertrages gewollt hatten, sofern sie

diesen Punkt bei Abschluss dieses Gesellschaftsvertrages bedacht hatten.

Paderborn,
Vorsitzende der Westfalen Weser Energie
Gesellschafterversammlung Verwaltungsgesellschaft mbH
Anke Theisen Jirgen Noch

Seite 41 von 42



TOP 18

Seite 42 von 42



	Kopiervorlage
	Ö Top 1 2026-075/SU Vorlage
	Ö Top 3 2026-059/SU Vorlage
	Ö Top 4 2026-063/SU Vorlage
	Ö Top 4 2026-063/SU Anlage  1 Sitzverteilung Ausschüsse
	Ö Top 5 2026-064/SU Vorlage
	Ö Top 6 2026-060/SU Vorlage
	Ö Top 7 2026-061/SU Vorlage
	Ö Top 8 2026-062/SU Vorlage
	Ö Top 8 2026-062/SU Anlage  1 Entwurf Geschäftsordnung 2026
	Ö Top 8 2026-062/SU Anlage  2 Muster Geschäftsordnung
	Ö Top 9 2026-065/SU Vorlage
	Ö Top 10 2026-066/SU Vorlage
	Ö Top 11 2026-067/SU Vorlage
	Ö Top 12 2026-068/SU Vorlage
	Ö Top 13 2026-074/SU Vorlage
	Ö Top 13 2026-074/SU Anlage  1 Entwurf Aufwandsentschädigungssatzung 2026
	Ö Top 14 2026-069/SU Vorlage
	Ö Top 14 2026-069/SU Anlage  1 Satzung GLV53
	Ö Top 15 2026-070/SU Vorlage
	Ö Top 16 2026-071/SU Vorlage
	Ö Top 17 2026-072/SU Vorlage
	Ö Top 18 2026-057/SU Vorlage
	Ö Top 18 2026-057/SU Anlage  1 Beschlussvorlage_Beitritt Aerzen_Anlage 1_Gesellschaftsvertrag WWE (Entwurf für Aufnahme Aerzen)

